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Maut für Eropa 

Verkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU) 
greift in die ausländerfeindliche Kiste. Nur 
Bürger anderer Staaten sollen bezahlen ... 
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Was ist TiSA? 

Der Zwilling des Freihandelsabkommens 
TTIP zielt auf öffentliche Dienstleistungen. 
Auch diese Verhandlungen sind geheim. 
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Thema der Woche 


35-Stunden-Woche: Vor 
30 Jahren brach das Tabu 

Noch 1978 hatte die BDA in ihrem 
Tabu-Katalog jede Wochenarbeitszeit 
unter 40 Stunden kategorisch ausge¬ 
schlossen. 1984 wurde das Tabu ge¬ 
brochen, nicht nur für die Metallerinnen 
und Druckerinnen. 

Weitere Branchen folgten. Bereits 1987 
galt für fast die Hälfte aller tarifgebun¬ 
denen Beschäftigten eine Regelarbeits¬ 
zeit unter 40 Wochenstunden. 
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Schlachthaus Gaza 



V erzweiflung ist die Abwesen¬ 
heit von Hoffnung. Das be¬ 
schreibt die Realität der Men¬ 
schen in Gaza. 

Zum dritten Mal in sechs Jahren 
hat die israelische Regierung die vol¬ 
le Brutalität ihrer Militärmaschine 
gegen die wehrlosen 1,7 Millionen 
Menschen in dem 40 Kilometer lan¬ 
gen und 6 bis 15 Kilometer breiten 
Küstenstreifen entfesselt. Vor den seit 
dem 8. Juli anhaltenden Bombardie¬ 
rungen zu fliehen ist nicht möglich, 
die Grenzen nach Israel und nach 
Ägypten sind gesperrt. An die 200 
Opfer forderten die wahllos wirken¬ 
den Luftschläge bereits, die meisten 
von ihnen Zivilisten, viele Kinder un¬ 
ter ihnen. Unzählige Häuser sind be¬ 
reits zerstört, Krankenhäuser in Rui¬ 
nen verwandelt, Wasserleitungen und 
Elektrizitätswerke beschädigt, Quel¬ 
len verschüttet. 

Jahrzehnte unter dem Druck ei¬ 
ner erbarmungslosen Besatzungs¬ 
macht haben bedenkenlos fanatisier- 
te Kräfte unter der palästinensischen 
Bevölkerung hervorgebracht. Das 
furchtbarste Beispiel aus jüngster 
Zeit ist die Ermordung dreier israeli¬ 
scher Jugendlicher. Dass es nicht ge¬ 
lang, der Hamas eine Beteiligung an 
der Mordtat nachzuweisen, hinderte 
die israelische Regierung nicht, eine 
Verhaftungswelle gegen die Islam¬ 
fundamentalisten auszulösen. Netan¬ 
jahu steht hier im eigenen Kabinett 
unter dem Druck noch weiter rechts 
stehender Kräfte wie Außenminister 
Lieberman und dem stellvertretenden 
Verteidigungsminister Danny Ayalon. 
Dass israelische Mörder - in der is¬ 
raelischen Presse als „Psychopathen“ 
bezeichnet - dann einen palästinen¬ 
sischen Jungen bei lebendigem Leib 
verbrannten, war für Hamas der An¬ 
lass, ihre Raketen zu Hunderten auf 
israelische Städte abzufeuern. 

Statt nun die kollektive Bestrafung 
von über anderthalb Millionen Men¬ 
schen der UN-Charta entsprechend 
als Aggression zu brandmarken, üben 
sich westliche Politiker und Massen¬ 
medien in zynischer Missachtung der 
Realität in der einseitigen Forderung 
an die Hamas-Führung, die Raketen- 


Am Dienstag der vergangenen Wo¬ 
che beantragte der ukrainische Jus¬ 
tizminister Pawel Petrenko beim re¬ 
gionalen Verwaltungsgericht das Ver¬ 
bot der Kommunistischen Partei der 
Ukraine. Er stützte sich dabei auf 
angebliche“zahlreiche Beweise“ für 
illegale Aktivitäten der KPU. 

Inzwischen haben eine ganze Rei¬ 
he von kommunistischen und Arbei¬ 
terparteien in den vergangenen Tagen 
erneut - angesichts der wachsenden 
Bedrohung für die KP der Ukraine 
und der Zuspitzung der Situation im 
Ostteil des Landes - ihre Solidarität 
mit den verfolgten und bedrohten 
Kommunistinnen und Kommunisten 
in der Ukraine erklärt sowie ein Ende 
der Angriffe der Regierungstruppen 
auf Städte und Dörfer im Donbass 
gefordert. 


angriffe, die glücklicherweise bisher 
noch keine direkten Todesopfer ge¬ 
fordert haben, sofort einzustellen, 
während Israel höflich gebeten wird, 
„größtmögliche Zurückhaltung“ zu 
zeigen. Am vierten Tag der israeli¬ 
schen Angriffe auf die Bevölkerung 
des Gazastreifens erklärte US-Präsi- 
dent Obama: „Kein Land der Erde 
würde einen Raketenhagel auf seine 
Bürger von außerhalb seiner Gren¬ 
zen hinnehmen.“ Wie ein Echo israe¬ 
lischer Regierungsäußerungen stell¬ 
te er die Bombenangriffe auf den 
360 Quadratkilometer großen Land¬ 
streifen als legitimen Akt der Selbst¬ 
verteidigung dar. 

Das stellt das Völkerrecht auf den 
Kopf. Ein Staat kann nicht gleichzei¬ 
tig die Kontrolle über ein besetztes 
Gebiet ausüben und es angreifen mit 
der Behauptung, es stelle eine „äuße¬ 
re Bedrohung“ dar. Die militärische 
Besetzung der Westbank und des Ga¬ 
zastreifens ist seit 1967 völkerrecht¬ 
lich anerkannt und Israel hat das 
Recht, sich und seine Bürger gegen 
Angriffe aus den besetzten Gebie- 


In Athen gab es am 10. Juli Pro¬ 
teste von Mitgliedern der KKE und 
der Jugendorganisation KNE vor der 
Botschaft der Ukraine. 

In der am Montag im solidnet 
veröffentlichten Erklärung der Por¬ 
tugiesischen Kommunistischen Par¬ 
tei vom 11. Juli werden unter ande¬ 
rem die Verschärfung der Repressi¬ 
on, die Verfolgungskampagne gegen 
die Kommunistische Partei der Uk¬ 
raine sowie die angekündigte Ent¬ 
scheidung des Justizministeriums der 
Ukraine, ein Verfahren zum Verbot 
der Kommunistischen Partei der Uk¬ 
raine einzuleiten, entschieden verur¬ 
teilt. 

Diese Aktion, so die PCP, bestä¬ 
tige einmal mehr den anti-demo¬ 
kratischen Charakter der - von den 
USA, der EU und der NATO geför- 


ten zu schützen. Es hat aber auch die 
Pflicht, dort ein „normales Leben“ 
nach Recht und Gesetz zu ermögli¬ 
chen. Sicherheit und Wohlergehen 
der Bevölkerung sicherzustellen, in 
dieser Verantwortung steht die Be¬ 
satzungsmacht bis zu einem Frieden¬ 
schluss und dem Ende der Besatzung. 

Es ist also eine Polizeiaufgabe, bei 
Angriffen aus dem Gazastreifen die 
Ordnung wiederherzustellen. Und 
für Polizeibehörden ist der Einsatz 
tödlicher Gewalt nur als letztes Mit¬ 
tel legitim. Dies gilt auch - anders als 
bei bewaffneten Konflikten zwischen 
Staaten -, wenn der Einsatz von Mi¬ 
litär nötig wird, um das Ziel der Wie¬ 
derherstellung von Ordnung zu er¬ 
reichen. Das anzuerkennen ist Israel 
nicht bereit. 

Was aus der ägyptischen Initiati¬ 
ve vom Dienstag zu einer Waffenru¬ 
he und indirekten Verhandlungenge¬ 
worden ist, war bei Redaktionsschluss 
noch nicht bekannt. Das israelische 
Sicherheitskabinett akzeptierte den 
Vorschlag, auch Palästinenserpräsi¬ 
dent Mahmud Abbas begrüßte den 


derten und unterstützten - Macht in 
Kiew, auf deren Verantwortung für 
die eingetretene Situation die PCP 
ausdrücklich verweist. 

Die PCP bekräftigt ihre Solida¬ 
rität mit den ukrainischen Kommu¬ 
nisten und allen antifaschistischen 
Kräfte der Ukraine. Sie wendet sich 
gegen das politische Klima der Ein¬ 
schüchterung und Verfolgung gegen 
alle in der Ukraine, die sich der ille¬ 
gitimen und reaktionären Macht und 
der Umsetzung des Pakets von Un¬ 
terwerfung und Sparmaßnahmen, die 
von der EU und dem IWF auferlegt 
wurden, widersetzen. 

Empört und besorgt äußert sich 
die PCP über die Verschlechterung 
der humanitären Situation in der Uk¬ 
raine. Es sei bezeichnend, dass jene, 
die die Existenz der KPU und alle 


Vorstoß und rief seine Hamas-Part¬ 
ner in der Einheitsregierung zur Zu¬ 
stimmung auf. Die Kassam-Brigaden, 
der bewaffnete Arm der Hamas, er¬ 
klärten dagegen auf ihrer Internet¬ 
seite, man werde sich nicht „unter¬ 
werfen“. „Unsere Schlacht mit dem 
Feind geht weiter und wird an Hef¬ 
tigkeit noch zunehmen.“ 

Sehr treffend ist da der Kommen¬ 
tar des uruguayischen Schriftstellers 
Eduardo Galeano: „Die hausgemach¬ 
ten Raketen der Hamas-Mitglieder, 
eingeschlossen in Gaza, sind Kin¬ 
der der Hilflosigkeit. Sie werden mit 
stümperhafter Treffsicherheit auf das 
Land abgefeuert, das palästinensisch 
war und von der israelischen Besat¬ 
zung genommen wurde. Und die Ver¬ 
zweiflung, am Ufer der selbstmörde¬ 
rischen Verrücktheit, ist die Mutter 
der Großmäuligkeiten, die das Recht 
auf die Existenz Israels negieren: 
Schreie ohne jeden Nutzen, während 
der äußerst effiziente Vernichtungs¬ 
krieg seit Jahren das Recht auf Exis¬ 
tenz Palästinas negiert.“ 

Manfred Idler 


abweichenden Gedanken in der Uk¬ 
raine verbieten wollen, kriminelle 
Aktionen, an denen neofaschistische 
und fremdenfeindliche Kräfte betei¬ 
ligt sind, gegen die Bevölkerung und 
Städte im Osten des Landes durch¬ 
führen. 

Kategorisch wird die Anwen¬ 
dung militärischer Gewalt durch die 
ukrainische Regierung - der Einsatz 
schwerer Artillerie und der Luftwaf¬ 
fe - gegen die Menschen im Donbass 
verurteilt. 

Die PCP verweist sowohl auf die 
schweren Folgen für das ukrainische 
Volk als auch für den internationa¬ 
len Frieden. Sie fordert das sofortige 
Ende der militärischen Aggression 
durch die „Regierung“ in Kiew. 

UZ 


Gedenken anlässlich 
des 70. Jahrestages der 
Ermordung von Ernst 
Thälmann 

23. August 2014 in Berlin 
10 Uhr bis 12 Uhr 

Konferenz: 

„Im Kampf um antifaschistische Ein¬ 
heit! Spaltung durch Extremismus- 
und Gleichsetzungstheorien-gestern 
und heute“ 

Karl-Liebknecht-Haus (Kleine Alexan- 
derstr. 28), Rosa-Luxemburg-Saal 

12 Uhr bis 13 Uhr 

Kranzniederlegung an der Gedenken¬ 
tafel für Ernst Thälmann 

Karl-Liebknecht-Haus (Kleine Alexan¬ 
derstraße 28) 

13 Uhr bis 14 Uhr 

Demonstration zum Ernst-Thälmann- 
Park 

„Im Gedenken an die Kämpfenden ge¬ 
gen Faschismus und Krieg - Kein Ver¬ 
geben, kein Vergessen!“ 

14 Uhr bis 16 Uhr 

Kundgebung vor dem Ernst-Thäl- 
mann-Denkmal 

Greifswalder Straße. Berlin-Prenzlauer 
Berg 


Karl-Liebknecht- 

Schule 

Nächste Termine 

Samstag, 23.8. 

10.30 Uhr - Sonntag, 

24.8., 14.00 Uhr 

Arbeiterbewegung und Erster Welt¬ 
krieg, Wochenendseminar mit Daniel 
Bratanovic. 

Samstag, 13.9.2, 

10.30 Uhr - Sonntag, 

14.9., 14.00 Uhr 

Oueer-Politik-Wochenendseminar in 
Zusammenarbeit mit der Kommission 
DKP-Oueer des Parteivorstands. 

Samstag, 27.9., 10.30 Uhr - 
Sonntag, 28.9., 14.00 Uhr 

Einführung Marxistische Philosophie 
II - Wochenendseminar mit Nina Ha¬ 
ger 

Der zweite Teil unserer Beschäftigung 
mit marxistischer Philosophie führt 
das Seminar aus dem März weiter. Es 
ist aber auch fürGenossinnen und Ge¬ 
nossen offen, die im März nicht dabei 
waren. 

Samstag, 4.10., 

10.30 Uhr-Sonntag, 

5.10., 14.00 Uhr 

Antimonopolistische Demokratie, die 
Dialektik von Reform und Revolution 
und die Übergänge zum Sozialismus. 
Wochenendseminar mit mehreren 
Referenten. Unter anderem mit Beate 
Landefeld und Heiko Humburg. 

Anmeldungen per Mail an kls@ 

karl-liebknecht-schule.org 

oder 

über unsere Seite http://www.karl- 
liebknecht-schule.org 


Schluss mit der Repression und den Verfolgungen! 

Solidarität mit den Kommunisten der Ukraine 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Betriebsräte als Rüstungs¬ 
lobbyisten? - Nicht ganz neu 


IV 


WIR SIND 


Bewusstes Handeln 
schafft Einheit 

Streik bei Ameos Hildesheim 


Sa 



Kaum hatte sich Ursula von der 
Leyen (CDU) für die Entwicklung 
einer bewaffneten europäischen 
Drohne ausgesprochen, stellte sich 
ihr Beifall klatschend der Zweite 
Bevollmächtigte der IG Metall In¬ 



golstadt, Bernhard Stiedl, zur Seite. 
Das sei ein „Lichtblick“ und „wür¬ 
de am Standort Manching 1 500 Ar¬ 
beitsplätze sichern“. 

Kollege Stiedl ist in der IG Me¬ 
tall für die Kolleginnen beim Air¬ 
bus-Konzern zuständig. Dem „Licht¬ 
blick“ voraus ging Mitte Juni ein von 
20 IG Metall-Betriebsräten aus den 
großen Rüstungsschmieden Unter¬ 
zeichneter Brief an den Kriegsmi¬ 
nister Sigmar Gabriel. Anlass dafür 
sahen die Gewerkschafter in den 
vorgeblichen Plänen Sigmar Gabri¬ 
els zur Beschränkung der Rüstungs¬ 
exporte. Die IG Metaller beklagten 
darin den „Mangel an Klarheit, was 
die zukünftige Ausstattungsstrategie 
bei der Bundeswehr und die Richtli¬ 
nien für den Export ins Ausland an¬ 
geht“, - so fasste Jürgen Bühl, Leiter 
des IG-Metall-Arbeitskreises Wehr¬ 
technik und Arbeitsplätze, der die¬ 


se Betriebsratsinitiative koordiniert 
hatte, den Kern des Briefes zusam¬ 
men. Es sei inzwischen für einige Un¬ 
ternehmen der Sicherheits- und Ver¬ 
teidigungsindustrie „Fünf vor Zwölf“ 
so der Brief weiter. 

Die Beschäftigten wüssten nicht, 
ob und wie es weitergehe, da die 
Regierung keine klare Linie mit 
Blick auf die Wehrindustrie verfol¬ 
ge. Im Koalitionsvertrag stehe zwar, 
dass Arbeitsplätze und Kernkom¬ 
petenzen der Rüstungsbranche in 
Deutschland erhalten bleiben soll¬ 
ten. Diesen Worten müssten jedoch 
Taten folgen. Nötig sei Planungssi¬ 
cherheit, was die BeschaffungsVor¬ 
haben der Bundeswehr ebenso wie 
den künftigen Umgang mit Waffen¬ 
exporten angehe. Rüstungsausfuh¬ 
ren könnten zwar kein Allheilmittel 
sein, aber ohne Export sei die In¬ 
dustrie nicht überlebensfähig. Die 
Regierung müsse daher schnell eine 
klare Linie ünden, wenn sie ihr eige¬ 
nes Ziel zum Erhalt von Arbeitsplät¬ 
zen und Technologie in Deutschland 
erreichen wolle. Die Politik könne 
den Unternehmen beispielsweise 
helfen, sich stärker auf die Herstel¬ 
lung ziviler Produkte zu konzentrie¬ 
ren. 

Wie schon vor zwei Jahren forder¬ 
ten die Betriebsräte in ihrem Brief 
erneut einen sogenannten „indust- 
riepolitischen Dialog“ mit Gabriel. 
Hans-Peter Bartels, SPD-Wehrex- 
perte und Vorsitzender des Vertei¬ 
digungsausschusses im Deutschen 
Bundestag, hat einen konkreteren 
Namen für diese Art eines Runden 
Tisches: „Industriepolitische Initiati¬ 
ve zur Konsolidierung der deutschen 
Rüstungsindustrie“. 

Widerstand innerhalb und au¬ 
ßerhalb der Gewerkschaften und 
die Wiederbelebung und Neugrün¬ 
dung von örtlichen Arbeitskreisen 
zur Rüstungskonversion ist dringend 
geboten. 


A m vergangenem Montag strei¬ 
ken ca. 200 Kolleginnen der 
Ameos-Klinik Hildesheim er¬ 
neut, um ihre Forderungen durchzu¬ 
setzen. Ameos Hildesheim ist eine Kli¬ 
nik für psychiatrische Patienten. Die 
Kolleginnen demonstrierten von ihrer 
Klinik am Rande der Stadt zum Rat¬ 
hausplatz, wo sie eine Kundgebung 
durchführten. 

Bereits am 23. Juni waren hunderte 
Kolleginnen auf die Straße gegangen 
und hatten für eine Stunde die Arbeit 
niedergelegt. 

Um 13.00 Uhr versammelten sie 
sich vor ihrem Betrieb, in dem ein 
„Notdienst“ für die Betreuung der Pa¬ 
tienten geblieben war. Brigitte Horn 


(ver.di) forderte in einer kurzen Rede 
die Geschäftsführung auf, endlich an 
den Verhandlungstisch zurückzukeh¬ 
ren, den sie mit folgender Begründung 
verlassen hatte: „Ameos hatte die Ver¬ 
handlungstermine abgesagt, weil keine 
vertrauensvolle Gesprächsatmosphäre 
gewährleistet war, was aus Sicht von 
Ameos jedoch die Grundbedingung 
für Tarifverhandlungen darstellt.“ Ge¬ 
meint war: Die Betriebsräte und ver.di 
sind einfach zu hartnäckig in der Her¬ 
stellung der Einheit aller Kollegen. 

Das gefällt der Geschäftsführung 
nicht. Gefordert wird von den Beschäf¬ 
tigten ein an den öffentlichen Dienst 
angelehnter Tarifvertrag. Auf Trans¬ 
parenten und „Verhandlungspaketen“ 


wurden die Forderungen, die es in die¬ 
sem Tarifvertrag zu fixieren gilt, der Öf¬ 
fentlichkeit bekanntgemacht: „Fünf- 
Tagewoche“, „38,5 Stunden Woche“, 
„30 Urlaubstage“, „Tariflichen Kündi¬ 
gungsschutz“, „Betriebliche Altersver¬ 
sorgung“, „Überstunden- und Feiertags¬ 
zulage“ und „Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“ eine Forderung von besonderer 
Bedeutung, denn mittlerweile arbeiten 
20 bis 30 Prozent bei Ameos als Leihar¬ 
beiter. Sie verdienen weniger und verfü¬ 
gen nicht über die Arbeitnehmerrechte 
wie die festangestellten Kolleginnen. 

Lesen sie zu diesem Thema auch unser In¬ 
terview mit Nicole Verlage vom ver.di-Be- 
zirk Weser-Ems auf Seite 8. 


General Electric schluckt Aistom 

Arbeitsplätze und Standorte der Energiesparte 
in Deutschland und Frankreich in Gefahr? 


Offensive Forderungen 

ver.di bereitet sich auf Tarifverhandlungen 
bei der AWO in Nordrhein-Westfalen vor 


Über Wochen hatten sich die Indust¬ 
riegiganten General Electric und Sie¬ 
mens ein Bieter-Rennen geliefert um 
die Übernahme von Teilen des Als- 
tom-Konzerns. Das Angebot des US- 
Konzerns GE umfasste die komplet¬ 
te Übernahme des Energiegeschäfts 
von Aistom. Siemens hingegen zeigte 
lediglich Interesse am Gasturbinen¬ 
geschäft, holte sich aber mit Mitsubi¬ 
shi Heavy Industries einen Partner ins 
Boot, der sich mit bis zu 40 Prozent an 
den übrigen Energiegeschäften des Al- 
stom-Konzerns beteiligen wollte. Am 
vergangenen Wochenende nun fiel die 
Entscheidung des Aistom-Manage¬ 
ments zugunsten von GE. Noch aller¬ 
dings hat die französische Regierung 
die notwendige Zustimmung zu dem 
Deal nicht gegeben. Sie macht eine 
künftige staatliche Beteiligung an Ai¬ 
stom zur Bedingung. Für diese Staats- 
beteiligung mit maßgeblichem Einfluss 
auf die Unternehmenspolitik wird die 
französische Regierung 20 Prozent der 
Aktien vom derzeitigen Hauptanteils¬ 
eigner, dem Bouygues-Konzern kau¬ 
fen. Zur Finanzierung dieser Transak¬ 
tion sollen Staatsanteile am Energie¬ 
konzern GDF Suez verkauft werden. 
Darüber hinaus behält die französi¬ 
sche Regierung sich auch in der Ener¬ 
giesparte beim neuen Eigentümer GE 
für bestimmte Entscheidungen ein 
Mitspracherecht vor, etwa im Nukle¬ 
argeschäft. 

Erst Ende April hatte der US-Kon- 
zern GE Aistom offiziell ein Über¬ 
nahmeangebot unterbreitet, das den 
Kauf der Energiesparte für 12,3 Mil¬ 
liarden Euro vorsah. Wegen der gro¬ 
ßen industriepolitischen Bedeutung 
für die Energieerzeugung und -Ver¬ 
teilung Frankreichs beanspruchte der 


französische Wirtschaftsminister ein 
Mitspracherecht und forderte darü¬ 
ber hinaus Siemens auf, ebenfalls ein 
Angebot auszuarbeiten. An den Ver¬ 
handlungen waren neben der franzö¬ 
sischen Regierung auch die Gewerk¬ 
schaften beteiligt. Insbesondere dem 
Druck der Gewerkschaften CGT und 
CFDT ist es zu verdanken, dass sowohl 
GE als auch das Bieter-Gespann Sie¬ 
mens und Mitsubishi Heavy Industries 
(MHI) ihre Offerten ergänzen muss¬ 
ten. Zusagen zu Standort- und Arbeits¬ 
platzsicherheit sowie das Versprechen, 
neue Ausbildungs- und Arbeitsplätze 
zu schaffen, wurden Bestandteil aller 
Verhandlungspakete. 

Finanzanalysten und maßgebliche 
Investment-Fonds kritisieren erwar¬ 
tungsgemäß die Verpflichtungen zur 
Sicherung der Arbeitsplätze in Frank¬ 
reich. Dies sei eine schwere Hypothek 
für das Ziel einer schnellen Restruktu¬ 
rierung von Aistom. Den jetzt mögli¬ 
chen Kosteneinsparungen stünden die 
„notwendigen Jobgarantien und die 
aktive Rolle der französischen Ge¬ 
werkschaften und Politik“ im Weg, so 
ein Sprecher von Union Investment. 
Besondere Empörung aber ruft auf der 
Kapitalseite die Einmischung der fran¬ 
zösischen Regierung in die Verhand¬ 
lungen und die nun beabsichtigte Teil- 
verstaatlichung hervor. Ein Sprecher 
der Saxo Bank befürchtet „schlimme 
Folgen“ dieser „Lex Aistom“. 

Mit dem Abschluss der Übernah¬ 
meschlacht werden die Alstom-Beleg- 
schaften beiderseits des Rheins vor 
neue Herausforderungen gestellt. Die 
Befürchtung des Aistom-Konzernbe¬ 
triebsrats in Deutschland, dass GE die 
Arbeitsplatzgarantien für die französi¬ 
schen Standorte durch Arbeitsplatzab¬ 


bau hierzulande kompensieren könn¬ 
te, ist sicher nicht ganz unbegründet. 
Immerhin wurden durch das Manage¬ 
ment von Aistom Deutschland alle 
bestehenden Vereinbarungen zur Be¬ 
schäftigungssicherung bereits gekün¬ 
digt. Die Betriebsratsvorsitzende von 
Aistom Mannheim, Elisabeth Möller, 
rief vor wenigen Tagen anlässlich ei¬ 
ner Betriebsversammlung zu einem 
koordinierten Kampf gegen Arbeits¬ 
platzabbau auf. Ein solcher Grenzen 
überschreitender und Standorte über¬ 
greifender Kampf benötigt ein solides 
strategisches Fundament. Immer deut¬ 
licher wird, dass die Sicherheit der Ar¬ 
beitsplätze eben auch abhängt von den 
Möglichkeiten und Perspektiven einer 
europäischen Industrie- und Energie- 
politik. Nationale Lösungen bieten im¬ 
mer nur begrenzte Sicherheiten. Die 
Kritik des Bundestagsabgeordneten 
Peter Ramsauer (CSU) an Bundes¬ 
kanzlerin Merkel, sie hätte die Sie¬ 
mens AG im Bieterwettbewerb mehr 
unterstützen müssen, läuft genau des¬ 
wegen meilenweit am Problem vorbei. 
Die Arbeitsplatzversprechen eines Joe 
Kaeser oder eines Shunichi Miyanaga 
sind von keiner anderen Qualität als 
die anderer Konzernlenker. Notwen¬ 
dig ist eine gesamteuropäische gewerk¬ 
schaftliche Strategie-Debatte über die 
Zukunft des Energiesektors, die das 
Ziel einer politisch gestalteten Ener¬ 
giewende in den Blick nimmt, deren 
Nachhaltigkeit sich auch am Erhalt 
und der Qualität der Arbeitsplätze ab¬ 
lesen lässt. Dafür gilt es Interesse zu 
wecken in den Gewerkschaften, bei 
den Kolleginnen und Kollegen von Ai¬ 
stom, von GE, von Siemens und Mitsu¬ 
bishi Heavy Industries. 

i s P 


ver.di hat den Entgelttarifvertrag 
zum 31. Juli gekündigt und damit die 
nächste Tarifrunde eingeläutet. Nach 
der Diskussion in der Mitgliedschaft 
hat die ver.di-Tarifkommission für die 
Unternehmen der AWO in NRW am 
27. Juni Forderungen für die diesjährige 
Tarifrunde beschlossen. Die Forderun¬ 
gen orientieren sich im Wesentlichen 
bewusst an den Forderungen von ver. 
di aus der Frühjahrstarifrunde im Öf¬ 
fentlichen Dienst. 

Damit macht die Tarifkommission 
deutlich, dass der Wert der Arbeit der 
AWO-Beschäftigten nicht geringer als 
bei den Beschäftigten im Öffentlichen 
Dienst geschätzt werden darf. Als Beson¬ 
derheit gilt die Vorteilsregelung für die 
ver.di-Mitglieder in den AWO-Unter- 
nehmen in NRW. Hier soll der Anspruch 
von zwei auf drei ver.di-Tage im Jahr er¬ 
höht werden. Außerdem soll im Rahmen 
der Tarifrunde auch die Forderung nach 
Einschränkung der befristeten Arbeits¬ 
verträge und der sogenannte „Zwangs¬ 
teilzeit“ erneut thematisiert werden. 

Die Forderungen der Gewerkschaf¬ 
ten sind: 

- Erhöhung der Monatstabellenent¬ 
gelte um zunächst 100 Euro und 3,5 
Prozent auf die erhöhten Entgelte, 

- 30 Tage Urlaub pro Jahr für alle, 

- Zahlung einer monatlichen Zulage 
in Höhe von 150 Euro für alle päda¬ 
gogischen Fachkräfte, die in der Ent¬ 
geltgruppe 6 eingruppiert sind, 

- Erhöhung der Auszubildendenver¬ 
gütung um 100 Euro monatlich, 

- Übernahme nach der Ausbildung 
und 

- drei freie Tage für ver.di-Mitglieder. 

In einer ersten „tarifinformation“ 
der Gewerkschaft für die Kolleginnen 
heißt es: 


Lohnsteigerungen sind gesamt¬ 
wirtschaftlich erforderlich! 

Seit 2000 stiegen die Löhne und Ge¬ 
hälter nur geringfügig oberhalb der In¬ 
flationsrate, Einkommen aus Unterneh¬ 
mertätigkeit und Vermögen dagegen 
preisbereinigt um mehr als 20 Prozent. 
Zur Förderung der Binnenkonjunktur 
braucht es jedoch kräftig steigende Re¬ 
aleinkommen aller Beschäftigten. 

Uns ist klar, dass in unserem Tä¬ 
tigkeitsfeld die Refinanzierung eine 
gewichtige Rolle spielt. Experten pro¬ 
gnostizieren für die nächsten vier Jah¬ 
re einen zusätzlichen sozialpolitischen 
Finanzierungsbedarf von 35 Milliarden 
Euro. Hier muss sich der Staat seiner 
sozialen Verantwortung stellen und die 
Refinanzierung sichern. 

Die Beschäftigten der AWO bewäl¬ 
tigen seit Jahren ständig wachsende Ar¬ 
beitsanforderungen mit immer weniger 
Personal. Der seit Jahren praktizierte 
Personalabbau geht bis an die Grenze 
der Belastbarkeit. Auch deshalb brau¬ 
chen wir mehr Urlaub. 

Wir brauchen qualifiziertes Per¬ 
sonal in allen Bereichen - vom Seni¬ 
orenzentrum bis zur KITA, von den 
Werkstätten bis zu den Familien-und 
Bildungszentren. Das gelingt nur durch 
attraktive Arbeitsperspektiven mit ent¬ 
sprechenden Einkommen. Damit ge¬ 
winnt man dann auch Auszubildende, 
erst recht, wenn ihre Übernahme ge¬ 
sichert ist. 

Ungerechtigkeiten in der Bezahlung 
der Erzieherinnen gehören endlich be¬ 
seitigt! 

Für unsere attraktive AWO in NRW 
fordern wir das Ende von sachgrundlo- 
sen Befristungen und die Abschaffung 
von Zwangsteilzeit. 

Arbeit ist genug da!“ -ler 
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Tatort Frankfurt-Preungesheim II 

Dramatisches Ende des Kampfes von sechs rumänischen Bauarbeitern 



gen über die Inhalte des Gespräches 
soll vereinbart worden sein. 

Mit den Nerven am Ende und Trä¬ 
nen in den Augen teilten die rumäni¬ 
schen Bauarbeiter der IG BAU Ihren 
Entschluss mit und nahmen das An¬ 
gebot der Firma Accent an. Über die 
Inhalte des Gespräches kann man nur 
spekulieren, bekannt ist, dass in eini¬ 
gen Fällen die Familien in Rumänien 
bedroht wurden oder auch Misshand¬ 
lungen an Kindern und Familienmit¬ 
gliedern ausgeübt wurden. 

Der „Tatort Frankfurt Preun¬ 
gesheim, August-Schanz-Straße“ 
wurde am 12. Juni geschlossen, doch 
in Frankfurt, Berlin, Hamburg oder 


in anderen Städten der BRD entste- immer wieder kommen Fuhrmänner 
hen täglich neue Tatorte. Viele Fir- und lösen die Tatorte auf ihre Art und 
men wie die Firma Accent werden Weise auf. 

Menschen weiterhin ausbeuten und Gerhard Ziegler 


Tatort Senckenberg Museum 

Vergabepraxis von öffentlichen Aufträgen in Frankfurt wirft eine Reihe von Fragen auf 


Feere Gesichter zeigten die rumä¬ 
nischen Bauarbeiter am 11. Juni, als 
sie nach fast 14 Tagen beschlossen, 
abermals in den Hungerstreik zu ge¬ 
hen (Die UZ berichtete in ihrer letz¬ 
ten Ausgabe.). Schweigend bauten sie 
ihr Zelt als Nachtlager an der August- 
Schanz-Straße wieder auf. Nach Tagen 
in der Bildungsstätte der IG BAU sa¬ 
hen sie sich wieder zum Handeln ge¬ 
zwungen. 

Endlose Gespräche mit dem Ge¬ 
schäftsführer der Firma Accent, Ro¬ 
land Fuhrmann und dessen Rechtsan¬ 
walt, brachten zunächst keine Einigung 
im Streit um die offenen 27 000 Euro 
an Föhnen, die die Firma Accent nicht 
gezahlt hat. „Was sollen wir tun?“, so 
die Fragen der sechs Bauarbeiter. Auch 
für die IG BAU keine leichte Situation. 
Die Klageschriften waren vorbereitet, 
Diskussionen über politische Aktionen 
wurden diskutiert. Nur eine kurzfristi¬ 
ge Fösung für die sechs Kollegen war 
nicht in Sicht. 

Am Nachmittag des 11. Juli ge¬ 
schah dann kaum Glaubliches. Als die 
zuständigen Gewerkschaftssekretäre 
kurzzeitig nicht an der Baustelle in 
der August-Schanz-Straße waren, mel¬ 
dete sich die Firma Accent durch Ro¬ 
land Fuhrmann bei den rumänischen 
Kollegen. In einem persönlichen Ge¬ 
spräch, so war zu erfahren, machte er 
den rumänischen Bauarbeitern ein 
Angebot: Jeder der sechs Kollegen 
solle 1 500 Euro netto erhalten sowie 
eine Überweisung von 500 Euro di¬ 
rekt nach Rumänien. Insgesamt solle 
also die Summe von 12 000 Euro ge¬ 
zahlt werden. 

Die Bedingungen sollen von Fuhr¬ 
mann schnell formuliert worden seien: 
Geld und sofortige Abreise nach Ru¬ 
mänien, kurze Bedenkzeit, Stillschwei- 


Werte, Inspiration, magische Momen¬ 
te... - all das verspricht das Sencken¬ 
berg Museum seinen Gästen auf der 
„7. Senckenberg night“. Die magischen 
Momente erlebten gerade 30 Bauarbei¬ 
ter aus Rumänien, die auf der Baustelle 
Neu- und Umbau Senckenberg Muse¬ 
um beschäftigt sind. Die Werte bedeute¬ 
ten für die Bauarbeiter Fohndumping, 
Billiglohn und ausstehende Föhne. 

Die Inspiration auf der öffentlichen 
Baustelle hat viele Fragezeichen aufge¬ 
zeigt, und die magischen Momente sind 
die Methoden, mit denen Firmen die 
zum Teil öffentlichen Aufträge erhalten 
haben. Wochenlang wurden 30 rumäni¬ 
sche Bauarbeiter mit Auszahlung der 
ihnen zustehenden Föhnen vertröstet 
- und das auf einer Prestigebaustelle im 
Herzen der Stadt Frankfurt, unterstützt 
von prominenten Sponsoren wie DWS 
Investments, Hassia Mineralquellen, 
T-Online International, Helaba Fan¬ 
desbank Hessen-Thüringen und vielen 
anderen. 

Es drohte ein handfester Skandal. 
30 Bauarbeiter hatten sich öffentlich an 


Umwelt- und Wirtschaftsministerium 
haben sich auf die Schiefergasförde¬ 
rungsmethode Fracking zu Testzwe¬ 
cken und in Tiefen jenseits von 3 000 
Metern unter der Erdoberfläche geei¬ 
nigt. ver.di hält die von Bundeswirt¬ 
schaftsminister Sigmar Gabriel und 
Bundesumweltministerin Dr. Barba¬ 
ra Hendricks vorgelegten Eckpunkte 
zum Thema Fracking für nicht ausrei¬ 
chend. „Der Schutz der Gesundheit 
und des Trinkwassers müssen immer 
Vorrang haben“, sagte ver.di-Bundes- 
vorstandsmitglied Andreas Scheidt. 
„Gut, dass die zuständigen Minister 
das auch teilen. Schade, dass kein voll¬ 
ständiges Verbot oder zumindest ein 
Moratorium in Erwägung gezogen 
wird.“ 


die Gewerkschaft gewendet, um ihre be¬ 
rechtigten Forderungen geltend zu ma¬ 
chen. Anders als bei den sechs rumä¬ 
nischen Kollegen in Frankfurt Preun¬ 
gesheim wurde auf dieser Baustelle eine 
schnelle Lösung gesucht und gefunden. 
Die Bauarbeiter legten ihre Arbeit nie¬ 
der und verklagten den „Arbeitgeber? 
Dieser wollte sich nicht weiter äußern. 

Die Fragezeichen beim „Arbeitge¬ 
ber“ sind hingegen riesengroß, ebenfalls 
die Fragezeichen bei der Auftragsver¬ 
gabe. Zu den Fakten und Fragen. Wie 
kann eine Firma einen öffentlichen 
Auftrag erhalten, die pünktlich zum 
Auftragsbeginn gegründet wurde? Wie 
kann eine Firma einen Auftrag in Höhe 
von 700 000 Euro erhalten, die keinerlei 
Referenzen hat? Wie kann eine Firma 
einen Auftrag erhalten, die keine Ar¬ 
beitnehmer beschäftigt hat? Wie kann 
eine Firma einen Auftrag erhalten, die 
für den Bereich Entkernung und Abriss 
keine eigenen Maschinen besitzt? In ei¬ 
ner Stadt wie Frankfurt ist vieles mög¬ 
lich, die Vergangenheit hat es bewiesen. 


Bei Fracking werden Schichten 
aus Schiefergestein angebohrt, um an 
Schiefergas zu gelangen. Dazu wird 
Frack-Fluid unter hohem Druck in die 
Bohrung gepresst. Aus den dadurch ent¬ 
stehenden Rissen im Gestein tritt das 
Gas aus. Anschließend wird das Frack- 
Fluid, größtenteils Wasser sowie Sand 
und Chemikalien, wieder abgepumpt 
und das Gas gefördert. In den USA 
gibt es einen regelrechten Fracking- 
Boom. Kritisiert wird Fracking wegen 
dadurch entstehender Verunreinigun¬ 
gen des Grundwassers. So sind Brun¬ 
nen in der Umgebung von Fracking- 
Bohrungen häufig mit Methan, Ethan 
und Propan belastet. Hinzu kommen 
Verunreinigungen des Bodens durch 
das Fracking-Fluid selbst und das Lösen 


Der Auftraggeber Senckenberg Mu¬ 
seum Stiftung, reagierte schnell auf die¬ 
sen Skandal. Wichtig war für die Stiftung: 
keine Öffentlichkeit, keine Presse, kein 
Skandal wie in Preungesheim. In Gesprä¬ 
chen mit der IG BAU handelten die Ver¬ 
antwortlichen des Senckenberg Museum 
schnell und sicherten der IG BAU zu, die 
noch offen stehenden Löhne umgehend 
zu zahlen. Im Lauf der Woche wurden 
die Löhne auf das Konto der IG BAU 
überwiesen, die IG BAU wird die Aus¬ 
zahlung an die Kollegen vornehmen. 

Trotz schneller Lösung für die rumä¬ 
nischen Bauarbeiter stellen sich Fragen. 
Hat das Senckenberg Museum bei der 
Ausschreibung bewusst diese Firma aus¬ 
gewählt? Warum hat das Senckenberg 
Museum keine Abfrage bei der Sozi¬ 
alkasse Bau in Wiesbaden abgerufen? 
Warum soll dieser Fall nicht in die Me¬ 
dien, wenn das Senckenberg Museum 
sich sozial zeigt und die offen stehen¬ 
den Löhne zahlt? Warum hat die Stif¬ 
tung oder das Land Hessen bei der aus¬ 
führenden Firma nicht nach Referenzen 
gefragt? 


weiterer Schadstoffe aus dem Gestein 
wie Schwermetalle und Salze. 

Gravierende Wissenslücken 

Nach der im Mai 2013 veröffent¬ 
lichten Stellungnahme des Sachver¬ 
ständigenrats für Umweltfragen ist 
Fracking energiepolitisch nicht not¬ 
wendig und sollte wegen gravierender 
Wissenslücken nicht zugelassen wer¬ 
den. Der Bundeskongress des Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbundes hatte im 
Mai auf Vorschlag von ver.di beschlos¬ 
sen: „Für die Gewinnung von unkon¬ 
ventionellem Erdgas mittels Fracking 
muss es solange ein Moratorium geben, 
bis die Risiken abschließend bewertet 
sind und eine Gefahr für Mensch und 
Umwelt ausgeschlossen werden kann.“ 


Bei einem Millionen-Auftrag wurde 
schlimmer gehandelt als bei dem Bau 
einer Gartenhütte. Die Forderung zur 
Baustelle Senckenberg Museum kann 
nur lauten, aufklären und offen Stel¬ 
lung zu beziehen. Bei allen Skandalen, 
die Frankfurt in den letzten Wochen als 
ein Zentrum von Ausbeutung und Skla¬ 
verei geoutet haben, haben diese Skan¬ 
dale auch etwas Positives bewirkt: Auf 
Initiative des DGB Frankfurt hat sich 
ein Bündnis aus Stadt, Gewerkschaf¬ 
ten und Parteien gebildet, dass sich 
zum Ziel gesetzt hat, mit Richtlinien 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
der Stadt Frankfurt Lohndumping und 
Billiglöhne zu verhindern. 

Aufgrund der Vorfälle auf der 
Baustelle August-Schanz-Strasse 
wird die SPD Hessen einen Antrag 
im Landtag stellen, dass das Projekt 
„Faire Mobilität - Arbeitnehmerfrei¬ 
zügigkeit sozial, gerecht und aktiv“ 
(www.faire-mobilitaet.de) in Hessen 
mit 100 000 Euro Landesmittel unter¬ 
stützt wird. 

S. Bauknecht 


„Schon die Erkundung von Schie¬ 
fergasvorkommen ist für das Grund¬ 
wasser und für Wasserschutzgebiete 
mit erheblichen Risiken verbunden“, 
betonte Andreas Scheidt. „Hochpro¬ 
blematisch ist auch, dass in den Eck¬ 
punkten die Beteiligung der Bür¬ 
gerinnen und Bürger nicht erwähnt 
wird. Ohne Bürgerbeteiligung geht es 
aber nicht. Da muss bis zur Beratung 
im Kabinett noch nachgearbeitet wer¬ 
den.“ 

Die Verpflichtung zu Umweltver¬ 
träglichkeitsprüfungen sei unabding¬ 
bar - wenn es denn kein vollständiges 
Verbot des Frackings gebe. Hier seien 
die SPD-Minister zum Glück nicht so 
mutlos wie das Europäische Parlament 
zu Jahresbeginn, so Scheidt. 


Tarifverhandlungen in 
der Kautschukindustrie 

Nach der gescheiterten zweiten Run¬ 
de wurden die Tarifverhandlungen 
für die rund 25 000 Beschäftigten der 
Kautschukindustrie am 7. Juli in Ful¬ 
da fortgesetzt. „Wir wollen einen Pakt 
für Demografie, aber nicht um jeden 
Preis. Die Arbeitgeber müssen sich be¬ 
wegen“, sagt Marc Weiters, Verhand¬ 
lungsführer der IG BCE. 

„Die Stimmung in den Betrieben 
ist angespannt. Die Beschäftigten er¬ 
warten einen ordentlichen Abschluss. 
Doch dafür müssen die Arbeitgeber 
noch eine Schippe drauflegen“, so Marc 
Weiters weiter. 

Mit flächendeckenden Aktionen in 
den Betrieben haben die Beschäftigten 
ihrem Unmut über die bisherigen Ver¬ 
handlungen Luft gemacht. Die IG BCE 
fordert eine Erhöhung der Entgelte um 
5,5 Prozent. Außerdem will die Ge¬ 
werkschaft die Übernahmeperspekti¬ 
ven für Auszubildende sichern und den 
sogenannten Demografie-Tarifvertrag 
ausbauen, um älteren Beschäftigten fle¬ 
xible Übergänge in den Ruhestand zu 
ermöglichen. 

Gerechte Löhne kennen 
keine Altersgrenze 

Die IG Metall bewertet die Verabschie¬ 
dung des Tarifautonomiestärkungs¬ 
gesetzes als einen wichtigen Schritt 
für eine neue Ordnung am Arbeits¬ 
markt. „Mit dem gesetzlichen Min¬ 
destlohn wird endlich eine Grenze des 
Lohndumpings nach unten gesetzt und 
die skandalöse Praxis unzumutbarer 
Löhne deutlich begrenzt. Dies ist ein 
deutliches Signal für mehr gesellschaft¬ 
liche Gerechtigkeit“, sagte Detlef Wet¬ 
zet, Erster Vorsitzender der IG Metall. 

Kritik übte Wetzel an den Aus¬ 
nahmeregelungen insbesondere für 
Jugendliche und Langzeitarbeitslose: 
„Gerechte Löhne kennen keine Al¬ 
tersgrenze.“ Jörg Hofmann kündig¬ 
te an, dass die IG Metall neben den 
bereits in das Entsendegesetz aufge¬ 
nommenen Branchen des Elektro- 
handwerks und der Großwäschereien, 
weitere Branchen zum Abschluss von 
Mindestentgelttarifverträgen auffor¬ 
dern werde. „Ich will keinen Arbeitge¬ 
ber im Handwerk oder in den indust¬ 
rienahen Dienstleistungen bei Lohn¬ 
verhandlungen über die Konkurrenz 
durch tariflose Betriebe mehr klagen 
hören“. 

Bruchstelle Mindestlohn 

Laut „Süddeutsche Zeitung“ ist Bun¬ 
desarbeitsministerin Andrea Nahles 
und fünf andere SPD-Politiker aus der 
Organisation der sozialdemokratischen 
Linken (DL21) ausgetreten. In einem 
Schreiben erhoben sie „schwere Vorwür¬ 
fe gegen die Vorsitzende des Vereins, Hil¬ 
de Mattheis“. Als Bruchstelle diente die 
Bewertung des Mindestlohns der Gro¬ 
ßen Koalition. Mattheis habe zu der Ein¬ 
führung der Lohnuntergrenze erklärt, 
mit der Festschreibung des Mindestloh¬ 
nes im Koalitionsvertrag habe man „ei¬ 
nen roten Apfel in die Hand bekommen“, 
die nun mit Ausnahmeregelungen verab¬ 
schiedete Lösung zeige aber, „dass der 
auf der einen Seite verfault ist“. 

Tipps für Schülerinnen 

Die DGB-Jugend gibt Tipps für die 
Schülerinnen und Schüler, die in den 
Sommerferien mit einem Ferienjob ihr 
Taschengeld aufbessern wollen. Zwar 
gäbe es ein breites Spektrum an Ferien¬ 
jobs in den unterschiedlichen Branchen 
und mit verschiedensten Aufgaben, aber 
Schüler dürften nicht jede Tätigkeit aus¬ 
üben. 

„Im Jugendarbeitsschutzgesetz ist ge¬ 
regelt, unter welchen Bedingungen 
Kinder und Jugendliche arbeiten dür¬ 
fen’,’ so der DGB-Bundesjugendsekre¬ 
tär Florian Haggenmiller. Das Jugend¬ 
arbeitsschutzgesetz verbiete zum Bei¬ 
spiel Kindern bis einschließlich zum 14. 
Lebensjahr zu arbeiten. Es gibt aber 
Ausnahmen: Mit Zustimmung der 
Eltern dürfen Kinder über 13 Jahre 
bis zu zwei Stunden täglich zwischen 
8.00 Uhr und 18.00 Uhr arbeiten. Im 
landwirtschaftlichen Bereich sind drei 
Stunden täglich innerhalb dieses Zeit¬ 
raums erlaubt. 


Trinkwasser und Gesundheit müssen Vorgehen 

ver.di hält Eckpunkte für Fracking nicht für ausreichend 
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Thälmann-Gedenktag 

Anlässlich des 70. Jahrestages der Er¬ 
mordung Ernst Thälmanns findet in 
Berlin ein zentraler Gedenktag am 23. 
August 2014 statt. Im Aufruf des Freun¬ 
deskreises „Ernst-Thälmann-Gedenk- 
stätte“ e. V., Ziegenhals heißt es u. a.: 

„Wir solidarisieren uns mit den 
Kämpfenden gegen Krieg und Fa¬ 
schismus, mit den Kämpfenden für eine 
Welt ohne Ausbeutung. Wir gedenken 
der Toten, die Opfer rassistischer und 
faschistischer Gewalt wurden. Wir ge¬ 
denken der Ermordeten des NSU, die 
über mehrere Jahre hinweg, ungestört, 
aufgrund staatlicher Verstrickungen, 
Unterstützung und Vertuschung, um¬ 
gebracht werden konnten. Wir geden¬ 
ken der Ermordeten in der Ukraine, die 
dem faschistischen Mob, beispielsweise 
des „Rechten Sektors“, der sich dank 
deutscher und anderer Hilfe in Kiew 
mit an die Macht putschen konnte, zum 
Opfer üelen. 

Wir gedenken der Opfer des deut¬ 
schen Militarismus und der Auslands¬ 
einsätze der Bundeswehr, sei es in Kun¬ 
duz oder anderswo. 

Wir gedenken der Menschen, die an 
den Grenzen der BRD und Europas ihr 
Leben verloren haben, weil diejenigen, 
die deren Elend mitverursachen, diese 
Grenzen zu Festungen ausgebaut ha¬ 
ben. Wir gedenken dem Kämpfer gegen 
Krieg und Faschismus, dem Revolutio¬ 
när Ernst Thälmann und seinen Kampf¬ 
genossinnen und Kampfgenossen. 

Aus dem Programm: 

Konferenz:„Im Kampf um antifaschis¬ 
tische Einheit! Spaltung durch Ex¬ 
tremismus- und Gleichsetzungstheo¬ 
rien - gestern und heute“, Karl-Lieb- 
knecht-Haus (Kleine Alexanderstr. 28, 
Berlin), Rosa-Luxemburg-Saal 
Kranzniederlegung an der Gedenktafel 
für Ernst Thälmann, 

Kundgebung vor dem Ernst-Thälmann- 
Denkmal, Greifswalder Straße, Berlin“ 

Siegen hat ein Naziproblem! 

In Siegen gab es wieder einen bruta¬ 
len Nazi-Überfall. Deshalb wird am 
19. Juli eine Demonstration,Treffpunkt 
am Siegener Kreishaus stattünden. Im 
Aufruf heißt es u. a.: 

„Bereits vor einigen Jahren überzo¬ 
gen Neofaschisten die Region mit ei¬ 
ner Welle der Gewalt: Schwere Sachbe¬ 
schädigungen und Vandalismus waren 
quasi an der Tagesordnung. Schon 2011 
wurden Studierende von einer maro¬ 
dierenden Meute betrunkener Neona¬ 
zis, die bereits früher am Abend poli¬ 
zeilich aufgefallen war, krankenhaus¬ 
reif geprügelt. 

Nur mit einem größtmöglichen 
Maß an Ignoranz kann man noch leug¬ 
nen, dass es sich bei der Siegener Szene 
um gut vernetzte und äußerst brutale 
Überzeugungstäter handelt. Nach all 
den Vorfällen der letzten Jahre kann 
Untätigkeit nicht länger hingenommen 
werden!“ 

Hütet euch vor Wasserwerfern 

„Wasserwerfer sind hochgefährliche 
Distanzwaffen, die schwerste Verlet¬ 
zungen hervorrufen können. Ungeach¬ 
tet dessen will das Bundesinnenminis¬ 
terium alte Bestände an europäische 
Regierungen verscherbeln, um Platz 
für neue Geräte mit noch mehr Was¬ 
serdruck zu machen. Die Bekämpfung 
von erwarteten Krisenprotesten wird 
auf diese Weise auf nicht hinnehmbare 
Weise hochgerüstet“, erklärt der Bun¬ 
destagsabgeordnete Andrej Hunko, 
Partei „Die Linke“. 

Deutsche Bundes- und Länderpo- 
lizeien rüsten ihre Flotte mit dem von 
der österreichischen Firma Rosenbau¬ 
er „WaWe 10 000“ nach. Die Stadt Lon¬ 
don hat drei ausgemusterte Wasser¬ 
werfer des Typs „ WaWe 9000“ gekauft. 
Die fahrbaren Aufstandsbekämpfungs¬ 
mittel sollten letzte Woche ausgeliefert 
werden, dürfen wegen einer fehlenden 
Genehmigung des Innenministeriums 
aber bislang nicht eingesetzt werden. 
Pro gebrauchtem Wasserwerfer ver¬ 
langt das deutsche Innenministerium 
113 000 Euro. Hinzu kommen weitere 
157 000 Euro für Transport sowie Um¬ 
bau der Fahrzeuge für die Nutzung auf 
den Straßen Londons. Auch das Innen¬ 
ministerium Frankreichs hat bereits ge¬ 
brauchte Wasserwerfer in St. Augustin 
besichtigt. 


Brandenburger DKP tritt an 

Landtagswahl 14. September - Linke stärken 


Nach fünf Jahren rot-roter Entschei¬ 
dungen, Weichenstellungen und Be¬ 
mühungen im Auftrag des Kapitals in 
Brandenburg brauchen die Menschen 
kein Weiter so im Land. Sie brauchen 
ein klares Bekenntnis einer Politik, die 
nicht mehr auf dem Rücken der Schwa¬ 
chen und Wehrlosen ausgetragen wird, 
sondern eine Politik, die den Banken 
und Konzernen einen Strich durch die 
Rechnung und deren Beförderer von 
Privatisierung und Demokratieabbau 
im Parlament macht. Und das geht 
nur mit einer entgegengesetzten Vor¬ 
stellung zu Regierungsbeteiligungen 
einer linken Partei. Denn umso mehr 
die rot-rot Kuschelkoalition gute Nach¬ 
barschaften auf der Parlamentsbank 
entwickelt, umso größer wird die Ent¬ 
fernung zum außerparlamentarischen 
Widerstand und die Spaltung der po¬ 
litischen Linken immer größer. Aber 
Brandenburg braucht eine starke Linke 
im Parlament und auf der Straße. Die 
DKP ist Teil der politischen Linken 
in Brandenburg. Wer uns wählt, wählt 
ganz bewusst, und hat sich für uns als 
antifaschistische, antikapitalistische 
und konsequente Antikriegspartei, als 
kommunistische Partei entschieden. 
Und eine stärkere DKP stärkt die Lin¬ 
ke insgesamt. 


Wir brauchen 
jetzt jede Unterschrift 

Das bundesrepublikanische System sieht für klei¬ 
ne Parteien bzw. Parteien wie die DKP Hürden 
vor, damit sie es erst gar nicht ins Parlament schaf¬ 
fen oder auf dem Weg dahin ausbluten. Eine von 
denen ist neben der 5-Prozent-Hürde, die Hürde 
der Sammlung von Unterstützerunterschriften. 

Und so geht’s: 

Schritt 1: Auf www.dkpbrandenburg.de Formular 
runterladen und ausdrucken. 

Schritt 2: alle Felder oberhalb der durchgezoge¬ 
nen Linie vollständig und lesbar aus und unter¬ 
schreiben. 

Schritt 3: Formular direkt an 
Deutsche Kommunistische Partei 
Brandenburg, 

Postfach 1240,15 702 Königs Wusterhausen 
Noch Fragen? Einfach eine SMS an 
0159-01029737 oder eine E-Mail an 
info@dkpbrandenburg.de 

Übrigens! Wir benötigen insgesamt 2 000 Unter¬ 
schriften bis zum 28. Juli. 



Maut für den Rest von Europa 


Alexander Dobrindt (CSU) greift in die ausländerfeindliche Kiste 


Heute ist nicht damals: Damals muss¬ 
te man sein Geld an der Grenze oder 
vorher bei einer Bank wechseln, um 
im Nachbarland oder Feriendomi¬ 
zil mit der jeweiligen Landeswährung 
bezahlen zu können. Der Vorteil war 
damals: Das Geld behielt etwa seinen 
Wert. Heute soll das für die, die von 
draußen kommen, anders werden. Geld 
muss nicht mehr gewechselt werden. 
Das Geld soll jetzt, so Verkehrsminis¬ 
ter Alexander Dobrindt (CSU), einge¬ 
sammelt werden: für die Maut. 

Dabei greift der ehemalige Gene¬ 
ralsekretär der CSU steuer¬ 
politisch in die dunkle auslän¬ 
derfeindliche Kiste: Nur Bür¬ 
ger anderer Länder sollen die 
Maut bezahlen, sagt er, denn 
deutsche Autofahrer bekämen 
das Geld über die Entlastung 
bei der Kraftfahrzeugsteuer 
zurück. 

Schon vor der Bundestags¬ 
wahl 2013 hatte es über die 
Maut ausländerfeindliche Pro¬ 
filierungsversuche der CSU ge¬ 
geben. Auf dem 76. CSU-Par- 
teitag am 7/8. Oktober 2011 in 
Nürnberg wurde die „Pkw-Vignette 
- für eine faire Straßenfinanzierung“ 
beschlossen. Es ging um die „Heran¬ 
ziehung ausländischer Verkehrsteilneh¬ 
mer zur Finanzierung deutscher Ver¬ 
kehrswege“. Unklar bleibt, ob es nur um 
Autobahnen geht oder um alle Straßen. 
In der Begründung heißt es: „Bayern 
(ist) der führende Wirtschaftsstandort 
in Deutschland“. Die „exzellente Infra¬ 
struktur“, so die Begründung, „dürfen 
wir nicht leichtfertig aufs Spiel setzen“. 

Bundeskanzlerin Merkel (CDU) 
scheute sich - ebenfalls vor der Bun¬ 
destagswahl - nicht vor der Lüge, zu¬ 
nächst nicht von ihr, sondern vom Vi¬ 
zeregierungssprecher Christoph Steeg¬ 
manns ausgesprochen: „Es gibt keine 
Maut!“ - Zurückrudern im Münchner 
Merkur. Nicht vor der Wahl. Und im 
Fernseh-Duell mit dem später unterle¬ 
genen Kanzlerkandidaten Peer Stein¬ 
brück (SPD) kam es ihr persönlich 
über die Lippen: „Mit mir wird es kei¬ 
ne Pkw-Maut geben.“ 

Anschließend „Klartext“ von Mer¬ 
kel auf dem CSU-Parteitag in München: 
„Wir werden auch, auf den Wunsch 
der CSU hin, an einer europakonfor¬ 
men Lösung für die Mitbelastung der 
nicht inländischen Kraftfahrzeughalter 
arbeiten, wenn sichergestellt ist, dass 


kein deutscher Autofahrer stärker be¬ 
lastet wird.“ Das lief auf eine Maut nur 
für Ausländer hinaus, die allerdings 
dem EU-Diskriminierungsverbot wi¬ 
derspricht. Dazu Merkel im „Spiegel“: 
„Mit Horst Seehofer ist besprochen, 
dass der Bundesverkehrsminister mit 
der EU-Kommission klärt, ob es Be¬ 
denken gegen sein Konzept gibt. See¬ 
hofer fordert gemäß „Mia soan mia“ 
von CDU und SPD Koalitionstreue zu 
seinem Dobrindt. Merkel hofft: Jetzt 
nicht! Es gibt demnächst Wahlen in 
Brandenburg, Thüringen und Sachsen. 


CSU-Generalsekretär Andreas 
Scheuer zeigt dagegen Profil: In Bay¬ 
ern gibt es 88 Prozent Zustimmung für 
die Pkw-Maut für Ausländer. Ebenfalls 
nach CSU-Angaben finden 71 Prozent 
der Bundesbürger einschließlich der 
Freistaatler die Maut gut - wenn sie das 
Geld für die Maut über die abgesenkte 
Kfz-Steuer erstattet bekommen. 

Ablehnung gab es selbstverständ¬ 
lich auch von der SPD - vor der Wahl. 
Die damalige Generalsekretärin An¬ 
drea Nahles fand die Maut unsozial. 
Dobrindt hat eine Vignette für 100 
Euro im Kopf, die ihm jährlich 600 
Millionen Euro (nach CSU-Angaben: 
2,5 Milliarden Euro Mehreinahmen 
für drei Jahre) bringen soll. Halbher¬ 
zige Kritik von allen Seiten: Land¬ 
wirtschaftsminister Christian Schmidt 
(CSU) will Traktoren und Mähdrescher 
befreit sehen. Die Präsidentin des Bun¬ 
desumweltamtes, Maria Krautzberger, 
kritisiert in der Mitteldeutschen Zei¬ 
tung, dass Vielfahrer belohnt werden, 
da die Maut eine „Flatrate“ sei, „die 
keinerlei ökologische Lenkungswir¬ 
kung entfaltet.“ 

Der Handelsverband Deutschland 
(HDE) hält Kfz-Steuer und Benzin¬ 
steuer für ausreichend, um die Straßen 
zu sanieren. Durch die Maut sieht er 


Nachteile besonders für seine Klien¬ 
tel in Grenzregionen. HDE-Hauptge- 
schäftsführer Stefan Genth: „Die Ein¬ 
führung einer PKW-Maut für Auslän¬ 
der auf deutschen Straßen würde vor 
allem grenznahe Einzelhändler hart 
treffen. Viele Kunden aus den Nach¬ 
barländern würden dann wohl auf ihre 
Einkaufsfahrten verzichten“. 

In dieses Horn stößt selbst CDU- 
Generalsekretär Patrick Schnieder: „Es 
kann nicht sein, dass die junge Fami¬ 
lie aus Luxemburg, Ostbelgien oder 
Frankreich für den Wocheneinkauf 
oder den Restaurantbesuch 
im benachbarten Rheinland- 
Pfalz bis zu 100 Euro Ein¬ 
tritt zahlen muss.“ Matthias 
Schmitt, Geschäftsführer der 
Industrie- und Handelskam¬ 
mer (IHK) Trier: In Trier fal¬ 
len bis zu 15 Prozent des Ein¬ 
zelhandelumsatzes auf Lu¬ 
xemburger Kunden. Bei einem 
Jahresumsatz von rund einer 
Milliarde Euro seien das etwa 
150 Millionen Euro. 

Die Niederländer sind be¬ 
reits aktiv gegen de „Duitse 
toi“. Der königliche Touristenverband 
(ANWB) sammelt Unterschriften für 
eine Petition gegen die Maut. Zudem ist 
ein boshafter zweieinhalb Minuten lan¬ 
ger Clip zur Maut ein Renner im Inter¬ 
net. Darin wird eine spezielle Maut nur 
für deutsche Autofahrer, Parkplatzbe¬ 
nutzer, Fischesser und Fußgänger aufs 
Korn genommen. Die niederländische 
Verkehrsministerin Melanie Schultz 
van Haegen (VVD) klopft beim EU- 
Kommissar für Verkehr, Siim Kallas 
(Ex-Innenminister in Estland), an. 

Uneinigkeit gibt es dagegen in der 
großen Koalition von Österreich, dem 
Nachbarland des Freistaates Bayern. 
Der Bundesgeschäftsführer der Sozi¬ 
aldemokratischen Partei Österreichs 
(SPÖ), Norbert Darabos, kritisiert den 
Klubobmann der Österreichischen 
Volkspartei (ÖVP), Reinhold Lopatka, 
der den diskrimierenden Charakter der 
deutschen Maut für Ausländer einfach 
ignoriert. Verkehrsministerin Doris Bu- 
res (SPÖ) sieht ebenfalls den Gleichbe¬ 
handlungsgrundsatz gefährdet. 

Für wen der Protest bei Kallas, der 
zugleich Vizepräsident der EU-Kom¬ 
mission ist, Früchte trägt, muss sich 
noch zeigen. Kallas war in seinem Hei¬ 
matland von 1989 bis 1991 Vorsitzender 
der Zentralunion der Gewerkschaften. 


Er betrieb die Trennung von der Sow¬ 
jetunion und profilierte sich als Wirt¬ 
schaftsliberaler. Kallas: „Ich habe mich 
gefreut, dass der deutsche Verkehrsmi¬ 
nister mir seine Ideen vorgestellt hat... 
Auf dieser Basis werden unsere Dienst¬ 
stellen konstruktiv Zusammenarbeiten, 
um dem EU-Recht zu entsprechen, ins¬ 
besondere, was das Prinzip der Nicht- 
Diskriminierung angeht.“ 

Dabei war den europäischen Bür¬ 
gern die europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion in den letzten zehn 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
als epochenübergreifend grandios 
verkauft worden, denn an den Gren¬ 
zen müssten sie nun - nach der Eu¬ 
ro-Einführung - die Deutsche Mark 
nicht mehr in die Währung des Nach¬ 
barlandes Umtauschen. Welch’ unend¬ 
licher Glücksmoment am 1. Januar 
2002: endlich keine bunten niederlän¬ 
dischen Gulden-Scheine und Unmen¬ 
gen von Cent-Münzen (Stuiver, Dub- 
beltje, Kwartje) mehr im dicken Porte¬ 
monnaie. Wer dennoch welche hatte, 
der konnte sie bis zum 28. Januar 2002 
noch loswerden. Die Deutschen hatten 
am 17. Dezember 2001 für 20 DM ein 
Starterkit mit Euros zum Ansehen und 
Spielen bekommen. 

Für 20 Euro dürfen die Niederlän¬ 
der nun zwei Monate lang jeden Tag ki¬ 
lometerunabhängig zum Beispiel nach 
Berchtesgarden oder nach Mittenwald 
fahren. Das freut den Herrn Dobrindt. 
Wenn sie schnell fahren und alle ge¬ 
planten Strecken in zehn Tagen schaf¬ 
fen, dann zahlen sie nur 10 Euro. Ob 
allerdings der Abrieb der Fahrbahn da¬ 
mit repariert werden kann, bleibt frag¬ 
lich. Noch bedenklicher wird es, wenn 
das Jahresticket nach dem Regelwerk 
der FAZ berechnet wird. 

Aus Sicht der DKP ist das Fazit 
ganz einfach: Der staatsmonopolisti¬ 
sche Kapitalismus ist nicht in der Lage, 
seine eigene Infrastruktur über die bis¬ 
herigen Steuerbelastungen für Kfz und 
Benzin/Diesel zu finanzieren. Deshalb 
erhebt er eine Extrasteuer für Aus¬ 
länder. Was im Freistaat und anders¬ 
wo zum Eintrittsgeld wird, nennen die 
Niederländer „toegangsprijs“. Im fran¬ 
zösischen Sprachraum spricht man von 
„prix d’entree“ italienisch „prezzo del 
biglietto d’ingresso. Griechisch kann 
man wohl wegen der unterbrochenen 
Wertschöpfungskette vergessen, zumal 
die Troika schon kassiert hat. 

Uwe Koopmann 
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Waffenexport der anderen Art 

Londoner Oberbürgermeister verhöhnt Opfer polizeilicher Gewalt 



Der WaWe 10 ooo in Aktion. 


N achdem die Bundesrepublik 
auch in diesem Jahr drittgröß¬ 
ter Waffenexporteur weltweit 
ist und dadurch kriegerische Konflik¬ 
te und das damit verbundene Leid der 
Menschen zum Geldverdienen nutzt, 
exportiert die BRD nunmehr auch ge¬ 
fährliches polizeiliches Einsatzgerät 
wie Wasserwerfer. Diese werden maß¬ 
geblich dazu genutzt, um gegen De¬ 
monstranten und Fußballfans vorzu¬ 
gehen und gelten als hochgefährliche 
Distanzwaffen, die schwerste Verlet¬ 
zungen hervorrufen können. 

Ungeachtet dessen will das Bun¬ 
desinnenministerium nunmehr alte 
Bestände an europäische Regierungen 
verscherbeln, um Platz für neue Geräte 
mit noch mehr Wasserdruck zu machen. 
„Die Bekämpfung von erwarteten Kri¬ 
senprotesten wird auf diese Weise auf 
nicht hinnehmbare Weise hochgerüs¬ 
tet“ erklärte der Linke-Bundestagsab¬ 
geordnete Andrej Hunko zur Antwort 
der Bundesregierung auf eine von ihm 
eingebrachte entsprechende parlamen¬ 
tarische Anfrage (s. Seite 4). 

Darin hatte Hunko die Bundesre¬ 
gierung gefragt, inwiefern ausgemuster¬ 
te deutsche Wasserwerfer zukünftig zur 
Bekämpfung europäischer Krisenpro¬ 
teste eingesetzt würden. Die aus CDU 
und SPD bestehende Regierungskoali¬ 
tion hat trotz der erwiesenen Gefähr¬ 
lichkeit der Distanzwaffe ganz offen¬ 
sichtlich keinerlei Probleme mit deren 
Verkauf. „Wasserwerfer sind ein nach 
deutschem Recht zugelassenes Hilfs¬ 
mittel der körperlichen Gewalt, deren 
Anwendung entsprechende Gesetze, 
Verwaltungs- und Dienstvorschriften 
regeln“, so der lapidare Kommentar des 
Bundesinnenministeriums. 

Aus der Antwort der Bundesregie¬ 
rung auf die sogenannte Kleine Anfra¬ 
ge Hunkos geht hervor, dass deutsche 
Bundes- und Länderpolizeien ihre Was¬ 
serwerferflotte derzeit mit dem von der 
österreichischen Firma Rosenbauer 
gebauten „WaWe 10 000“ nachrüsten. 
Währenddessen hat die Stadt London 


Knapp vor 20 Uhr sendet DAS ERSTE 
manchmal folgenden Werbespot: „In¬ 
formation schafft das Klima für eine 
bessere Zukunft - ARD.“ Das wirkt 
wie die TV-Reklame mit dem Chef koch, 
der seinen erwartungsfrohen Gästen bei 
klassischer Musik und Kerzenschein 
eine köstliche Bouillon reicht. Gleich 
nach Gongschlag, Ansage und Erken¬ 
nungsmelodie bekommst du allerdings 
ARD-aktuell-Chefredakteur Gniff- 
kes Tagesschau vorgesetzt. Statt einer 
Bouillon vom Feinsten dünne Einheits¬ 
brühe. Schluck sie gefälligst und nähre 
damit deine Illusion vom rundum infor¬ 
mierten Demokraten. 

In unserer kapitalistischen Gesellschaft 
ist auch die Information bloß Ware, mit 
der die Geldaristokratie profitable Ge¬ 
schäfte macht. Mohn, Springer, Burda, 
Madsack, Plattner, Thiel, Haub, Grüner, 
Jahr, Holtzbrinck, Grothkamp, Donner- 
muth, Strüngmann usw. Allesamt Milli¬ 
ardäre - und einige zugleich Anteilseig¬ 
ner unserer den Nachrichtenhandel be¬ 
herrschenden Deutsche Presse-Agentur 
GmbH (dpa). Jenes Kommerz-Instituts 
also, das eine Tradition von Falschmel¬ 
dungen und konformistischer Regie¬ 
rungsnähe hat. Und das trotzdem - oder 
gerade deshalb? - Hauptlieferant aller 
Nachrichtenverwurster geblieben ist. 

Spätestens seit Beginn der tenden¬ 
ziösen Berichterstattung über den Uk¬ 
raine-Konflikt scheinst du, gebühren¬ 
zahlender TV-Kunde, dem prowestlich 
manipulativen Trug unserer konven¬ 
tionellen Medien aber zu misstrauen. 
Du hast wohl eingesehen, dass unsere 
grundgesetzlich verankerte Medien- 
Freiheit auch die Freiheit zur Falsch¬ 
information einschließt. Dass es keine 
Rechtsmittel gegen Lügen von Politi¬ 
kern und ihren Hofberichterstattern 
gibt. Du ziehst füglich Konsequenzen 


drei ausgemusterte Wasserwerfer des 
Typs „WaWe 9 000“ gekauft. Die fahr¬ 
baren Aufstandsbekämpfungsmittel 
sollten bereits vor zwei Wochen aus¬ 
geliefert werden, dürfen jedoch wegen 
einer fehlenden Genehmigung des In¬ 
nenministeriums aber bislang nicht ein¬ 
gesetzt werden. 

Pro gebrauchtem Wasserwerfer 
verlangt das deutsche Innenministeri- 


Bundesregierung exportiert 
nun auch Wasserwerfer ins 
europäische Ausland. 


um unterdessen den stolzen Preis von 
113 000 Euro. Hinzu kommen weitere 
157 000 Euro für Transport sowie Um¬ 
bau der Fahrzeuge für die Nutzung auf 
den Straßen Londons. Auch das Innen¬ 
ministerium Frankreichs hat bereits ge¬ 
brauchte Wasserwerfer in St. Augustin 
besichtigt. Den hastigen Zuschlag für 
den Kauf der Geräte begründet die 
Stadtverwaltung Londons mit der Ge¬ 
fahr, dass ansonsten eine „andere euro¬ 
päische Sicherheitsbehörde“ zugreifen 
könnte. „Ich halte das für Scharfmache- 


und wendest dich von den Traditions¬ 
medien ab - die Zuschauerzahlen von 
ARD und ZDF sowie die Leserzahlen 
bei Spiegel & Co. sinken dramatisch - 
und siehst dich nach neuen Formen des 
Informationsaustauschs um, im Internet 
und in den sozialen Netzwerken. 

Ziehen die zwangsfinanzierten Sen¬ 
der inhaltliche Konsequenzen aus dieser 
entlarvenden Entwicklung? Nein, die 
Verantwortlichen geilen sich lieber an 
den statistikwirksam hohen Einschalt¬ 
quoten bei der Übertragung von Sport¬ 
ereignissen auf (Fußball, WM, Olym¬ 
pia), erweitern technische Kapazitäten 
und tun so, als müsse die Sonne gottge¬ 
wollt auf ihrem umfriedeten Gebühren¬ 
garten scheinen. 

Ich will das arrogante Gehabe am 
Beispiel des Umgangs mit einer Be¬ 
schwerde aufzeigen, die ich wegen der 
realitätsverzerrenden Nachrichten über 
die Ukraine-Krise beim Rundfunkrat 
des NDR eingereicht hatte (der Sender 
ist im Auftrag der ARD für Tagesschau 
und Tagesthemen zuständig). Mein Pro¬ 
test galt unbestreitbaren Verstößen ge¬ 
gen geltendes Rundfunkrecht: 

§ 5 Programmauftrag 

(1) Der NDR hat (...) einen objektiven 
und umfassenden Überblick über das 
internationale, europäische, nationale 
und länderbezogene Geschehen (...) zu 
geben. Sein Programm hat der Informa¬ 
tion (...) zu dienen. 

§ 7 Programmgrundsätze 

(2) Das Programm des NDR soll (...) 
die internationale Verständigung för¬ 
dern, für die Friedenssicherung (...) 
eintreten (...) 

§ 8 Programmgestaltung 

(1) Der NDR ist in seinem Programm 
zur Wahrheit verpflichtet. (...) Ziel aller 
Informationssendungen ist es, sachlich 
und umfassend zu unterrichten (...) 


rei, um den Kauf gegenüber der eigenen 
Bevölkerung zu rechtfertigen“, kom¬ 
mentierte dies indes Andrej Hunko. 

Tatsächlich ist der Einsatz der fah¬ 
renden Wasserkanonen in Großbri¬ 
tannien alles andere als unumstritten. 
Dortige Abgeordnete hatten deshalb 
den deutschen Rentner Dietrich Wag¬ 
ner eingeladen, der bei Protesten ge¬ 
gen den neuen Bahnhof „Stuttgart 21“ 
in einem später als rechtswidrig ein¬ 
gestuften Polizeieinsatz sein Augen¬ 
licht verlor. Damals, am 30. Septem¬ 
ber 2010, war die Polizei im Stuttgarter 
Schlossgarten mit brutalster Gewalt ge¬ 
gen Gegner des umstrittenen Bahnhof¬ 
neubaus vorgegangen und hatte dabei 
mehr als hundert teils schwer verletzt. 
Mit unnachgiebiger Härte hatten die 
Beamten damals auf Minderjährige, 
betagte Menschen und Frauen einge¬ 
droschen und auch dabei auch massiv 
Pfefferspray und Wasserwerfer gegen 
die friedlichen Protestierer eingesetzt. 
Der Tag ging in Folge dessen als soge¬ 
nannter Schwarzer Donnerstag in die 
Geschichte ein. 

Erst kürzlich hatte eine Psycho¬ 
therapeutin, die in dem Prozess ge- 


(2) Berichterstattung und Informati¬ 
onssendungen haben den anerkannten 
journalistischen Grundsätzen (...) zu 
entsprechen. Sie müssen unabhängig 
und sachlich sein. Nachrichten sind vor 
ihrer Verbreitung mit der (...) gebote¬ 
nen Sorgfalt auf Wahrheit und Herkunft 
zu prüfen. (...) 

Wie vertragen sich diese hehren 
Grundsätze mit der prowestlich-USA- 
tendierten, russlandfeindlichen, agita¬ 
torischen Nachrichtenvermittlung der 
ARD? 

Als Tagesschau und Tagesthemen 
im April wochenlang von „OSZE-Mi- 
litärbeobachtern“ schwafelten, die in 
der Ostukraine von „prorussischen Se¬ 
paratisten“ entführt worden seien, sah 
ich die Regeln sauberen journalistischen 
Arbeitens eindeutig verletzt und forder¬ 
te zunächst die Redaktion ARD-aktuell 
auf, schleunigst von ihrer manipulativen 
Falschinformation abzulassen. Es war ja 
hinlänglich bekannt und offiziell geklärt, 
dass kein OSZE-Beobachterteam, son¬ 
dern eine verdeckt operierende Clique 
von NATO-und Bundeswehr-Offizieren 
in der Ostukraine auf geflogen war. Die 
Antwort der Redaktion bestand aus ei¬ 
ner kurzen E-Mail mit ein paar ablen¬ 
kenden Floskeln. 

Deshalb wandte ich mich am 29. Ap¬ 
ril an den Rundfunkrat, Aufsichtsgre¬ 
mium und demokratisches Aushänge¬ 
schild des NDR. Zugleich übergab ich 
diversen Internet-Portalen (u.a. Me- 
dien-Analyse-International) eine um¬ 
fangreiche Dokumentation. „Ex-Tages- 
schau-Redakteur beschwert sich über 
Falschinformationen“ machte die Run¬ 
de im Internet. 

Am 2. Juni schickte mir NDR-Inten- 
dant Lutz Marmor folgende „Stellung¬ 
nahme“ des ARD-aktuell-Chefredak- 
teurs Gniffke: „Wir haben den Begriff 


gen die verantwortlichen Beamten als 
Nebenklägerin auftritt, berichtet, dass 
sie aufgrund der harten Strahlen des 
Wasserwerfers eine Augapfelprellung 
und Hämatome davongetragen habe 
und seitdem ihre Sehfähigkeit auf dem 
linken Auge reduziert sei. Der Druck 
des Wassers war so groß, dass die Frau 
sich nicht auf den Beinen halten konn¬ 
te und auf den Boden gefallen war. Sie 
selbst geht davon aus, dass dem Wasser 
Reizgas beigemischt gewesen sei, da sie 
nichts mehr habe sehen können. Die an- 
geklagten Polizisten bestritten dies hin¬ 
gegen erwartungsgemäß. 

Die damaligen Ereignisse und die 
große Verletzungsgefahr durch Was¬ 
serwerfer interessiert die Bundesregie¬ 
rung hingegen nicht wirklich. Die Kritik 
Wagners, aber auch die britischer Bür¬ 
gerrechtsgruppen kommentiert die Ko¬ 
alition aus CDU und SPD nicht einmal. 

„Einwohner Großbritanniens, hütet 
euch vor Wasserwerfern!“, hatte Diet¬ 
rich Wagner in einer britischen Tages¬ 
zeitung geschrieben und die Bevölke¬ 
rung vor den Gefahren gewarnt. „Ich 
unterstütze die Aussage ausdrücklich“, 
stellte auch der Bundestagsabgeordne¬ 
te Andrej Hunko klar. Der Export der 
Wasserwerfer sei „eine nicht zu recht¬ 
fertigende technische Aufrüstung gegen 
politischen Ungehorsam“, so der Bun¬ 
destagsabgeordnete weiter. 

Britische Zeitungen hatten unter¬ 
dessen berichtet, dass der Londoner 
Bürgermeister Boris Johnson die an¬ 
gebliche Ungefährlichkeit der Wasser¬ 
werfer zeigen wolle, indem er sich von 
dem Gerät beregnen lasse. Für Hunko 
„grober Unfug“. Johnson müsste sich 
stattdessen dem Beschuss mit Hoch¬ 
druck ins Gesicht stellen und prüfen, 
ob Knochenbrüche oder der Verlust 
des Augenlichts die Folge sind“, kom¬ 
mentierte der Bundestagsabgeordnete 
die dümmliche Ankündigung des Bür¬ 
germeisters, die mit einer asozialen Ver¬ 
höhnung der Wasserwerferopfer wie 
Dietrich Wagner einhergeht. 

Markus Bernhardt 


,OSZE-Militärbeobachter’ richtig ver¬ 
wendet.Die Bezeichnung... steht im 

Einklang mit dem Wording von Nach¬ 
richtenagenturen und Qualitätszeitun¬ 
gen.“ Gniffke kombiniert also Arroganz 
und Ignoranz. Er merkt nicht mal, dass 
er ein intellektuelles Null Ouvert spielt 
und zugleich die zumindest mentale - 
nachrichtenagenturgestützte - Gleich¬ 
schaltung der Medien nachweist, indem 
er das eigene Falschinformieren mit 
demjenigen der Agenturen und „Qua¬ 
litätszeitungen“ rechtfertigt. „In der 
Gesamtheit unserer Berichterstattung 
(über die Ukraine, V.B.) ist es uns gelun¬ 
gen, den Konflikt in seiner Breite abzu¬ 
bilden“ meint er. Na klar, und der Kopf 
ist nur zum Haarekämmen da. 

Natürlich habe ich den Gniffke- 
Stuss nicht hingenommen und dar¬ 
auf bestanden, dass der Rundfunkrat 
endlich selbst aktiv wird. Am 18. Juni 
schrieb dessen Vorsitzende Ute Schildt: 
„.... Der Rechts- und Eingabenaus¬ 
schuss wird sich .... am 11.09.2014 und 
der Programmausschuss am 30.09.2014 
mit Ihrer Beschwerde befassen. Die 
abschließende Beratung erfolgt vor¬ 
aussichtlich in der Sitzung des Rund¬ 
funkrats am 31.10. 2014. Über das Er¬ 
gebnis werde ich Sie unterrichten.“ 

Vermutlich also im Laufe des No¬ 
vember. Nur keine Eile, Herrschaften. 
Bis ihr zu Stuhle kommt, kann ARD- 
aktuell seine Ukraine-Berichterstat¬ 
tung - und nicht nur die - in gewohnt 
tendenziöserWeise fortsetzen. Und da¬ 
nach wohl auch. Der öffentlich-rechtli¬ 
che Rundfunk lebt schließlich im Kon¬ 
kubinat mit der Politik. Einwände? 
Hygiene wünsche? Da könnte ja jeder 
kommen. 

Mit freundlicher Genehmigung aus: 
Ossietzky (15/2014) 


NoLager Osnabrück 

Am 9. Juli konnte NoLager Osnabrück, 
das breite Bündnis gegen Abschiebun¬ 
gen Osnabrück bereits zum 10. Mal er¬ 
folgreich eine Abschiebung verhindern. 
Mitglieder und Sympathisanten des 
Bündnisses blockierten Zufahrtswege 
und Türen. Ein junger Somalier sollte 
nach Italien abgeschoben werden. An¬ 
gesichts seiner Unerreichbarkeit zogen 
die Vollstreckungsbeamten unverrichte¬ 
ter Dinge ab. 

In einer Mail schildert das Bündnis 
anhand eines anderen Falles, warum sol¬ 
che Blockaden über den Tag hinaus Sinn 
machen. „Da Protestierende im März die 
Türen zur Unterkunft An der Petersburg 
verstellt hatten, brach die Abschiebebe- 
hörde den Abschiebeversuch aus freien 
Stücken ab. In den Dokumenten wurde 
allerdings dazu festgehalten, Abdirahim 
hätte sich der Abschiebung entzogen und 
sei untergetaucht. Die Folge: Der Zeit¬ 
raum, in dem Abdirahim abgeschoben 
werden kann, war von 6 auf 18 Monate 
verlängert worden. Eine unerträgliche 
Situation der Unsicherheit und Perspek- 
tivlosigkeit. 

Dann konnte Norbert Grehl-Schmitt 
von der Caritas (und von Pro Asyl) mit 
dem BAMF klären, dass es sich wohl 
um ein Missverständnis gehandelt ha¬ 
ben muss. Der Aktenvermerk wurde da¬ 
raufhin sofort gelöscht. Abdirahim kann 
damit nicht mehr abgeschoben werden. 
Sein Asylverfahren wird nunmehr in 
Deutschland durchgeführt - ein großer 
Erfolg und eine wirklich gute Nachricht 
für uns alle! 

Dieses Beispiel zeigt, dass unser ge¬ 
meinsamer Protest sehr erfolgreich sein 
kann! Schaffen wir es also, die 6-mona- 
tige Abschiebefrist in den Dublin-Fällen 
zu überwinden, dann haben die geflüch¬ 
teten Menschen eine reale Chance, ein 
Asylverfahren in Deutschland zu be¬ 
kommen! 

Damit wir mit unserem Protest auch 
in Zukunft so erfolgreich bleiben kön¬ 
nen, müssen wir nun noch mehr für un¬ 
sere Telefon- und SMS-Kette werben, 
mit Freunden und Bekannten sprechen 
und sie für diese gute und wichtige Sa¬ 
che gewinnen: Es werden gerade immer 
mehr Abschiebungen in immer kürzeren 
Zeitabständen. Damit unsere Kapazitä¬ 
ten nicht bald erschöpft sind, sollten wir 
unsere Liste deutlich ausbauen. Wer gern 
in die Telefonliste aufgenommen werden 
möchte, schreibt einfach eine Email mit 
Namen und Handynummer an: 
nolagerosnabrueck@yahoo. de “ 

Gesteuert von AfD? 

„Seit Jahren verweigert die Bundesre¬ 
gierung beim Thema Sprachnachwei- 
se eine angemessene Umsetzung der 
Rechtsprechung des EuGH zum EWG- 
Türkei-Assoziationsrecht - im Gegen¬ 
satz etwa zu unseren Nachbarländern 
Österreich und den Niederlanden. Da¬ 
ran soll sich auch nichts ändern“, erklärt 
Sevim Dagdelen, migrationspolitische 
Sprecherin der Fraktion „Die Linke“, 
anlässlich der am 15.7. in der Presse be¬ 
kannt gewordenen Pläne des Bundesin¬ 
nenministeriums, das Urteil des EuGH 
zu Sprachtests beim Nachzug zu türki¬ 
schen Staatsangehörigen faktisch nicht 
umzusetzen. Dagdelen weiter: 

„Die sich anbahnende Nicht-Umsetzung 
des Dogan-Urteils schlägt dem Fass den 
Boden aus. Das würde eine unerhörte 
Missachtung des höchsten europäischen 
Gerichts darstellen. Das hatte klar ent¬ 
schieden, dass die Beschränkung des 
Ehegattennachzugs auf türkische Staats¬ 
angehörige nicht anwendbar ist. Trotz¬ 
dem will das Bundesinnenministerium 
nun aber an der Regelung festhalten. 
Die Betroffenen sollen im Einzelfall be¬ 
sondere Härtefälle nachweisen müssen. 

Das Agieren des Bundesinnenmi¬ 
nisteriums scheint von der rechtspopu¬ 
listischen AfD gesteuert, von der sich 
CDU/CSU sonst immer gerne distan¬ 
zieren wollen. Diese hatte letzte Woche 
gefordert, gegen das Urteil des EuGH 
,umgehend Rechtsmittel einzulegen 4 - 
was gar nicht möglich ist. Die Vorschlä¬ 
ge des Bundesinnenministeriums aber 
kommen dem gleich. 

Ich fordere die Bundesregierung die¬ 
sen geplanten Rechtsbruch des Innenmi¬ 
nisteriums zu verhindern. Der Außenmi¬ 
nister ist am Zug, das Urteil sofort und 
umfassend umzusetzen. Bestehende 
Verträge sind einzuhalten.“ 


Gniffkes Kniffe 

Von Volker Bräutigam 
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Kriegsbefürworter 

Der „neue Nahe Osten“ 
entsteht 

aus Chaos und Verwüstung 

Was sich die führenden Politiker 
der EU angesichts der Kriege in Af¬ 
ghanistan, Syrien, Irak, im Südsudan 
und jetzt auch in der Ukraine und 
in Gaza leisten, geht auf keine Kuh¬ 
haut. Über den seit über zehn Jahren 
andauernden Krieg in Afghanistan, 
den die USA angezettelt und mit ih¬ 
ren NATO-Verbündeten geführt ha¬ 
ben, hört man aus Politikerkreisen in 
Brüssel und in den EU-Hauptstädten 
nur sinnloses Gefasel über angebli¬ 
che Fortschritte bei Freiheit und De¬ 
mokratie, über gebohrte Brunnen und 
über Mädchen, die in die Schule ge¬ 
hen dürfen. Für den wieder aufflam¬ 
menden Konflikt, der angesichts der 
aktuellen Streitigkeiten über Wahlsieg 
oder Nicht-Wahlsieg zu einem neuen 
Brandherd werden kann, haben die 
Superdemokraten kein einziges Kon¬ 
zept außer dem Nachdenken über die 
teilweise Beibehaltung der militäri¬ 
schen Besatzung. 

Im Krieg gegen die Regierung in 
Syrien haben sich alle regierenden Po¬ 
litiker der EU auf die Seite der Assad- 
Gegner gestellt, sie alimentiert und 
gehätschelt, ihnen mit Sanktionen ge¬ 
gen Assad unter die Arme gegriffen. 
Es war nicht schwer vorauszusehen, 
welche radikal-religiösen Kräfte dort 
gefördert werden, und dennoch wurde 
weiter gegen den syrischen Staat Stim¬ 
mung gemacht. Nun haben wir eine 
Situation, vor der alle Nahost-Kenner 
schon vor Jahren gewarnt haben. 

Syrien wird dem Verfall preisge¬ 
geben, und der Irak, der dank des 
militärischen Eingreifens der USA 
und ihrer Verbündeten „befreit“ und 
„demokratisiert“ worden war, steht 
vor der Spaltung und einem unvor¬ 
stellbaren Chaos. Die Strategie der 
Regierung von Präsident Bush juni¬ 
or scheint aufzugehen, der von Bushs 
Strategen auf dem Reißbrett entwor¬ 
fene „Neue Nahe Osten“ ist im Ent¬ 
stehen. Der vor drei Jahren mit mas¬ 
siver westlicher Einmischung entstan¬ 
dene Staat Südsudan ist ein einziger 
Hort menschlichen Elends, die vom 
Westen unterstützten Separatisten 
sind weder willens noch in der Lage, 
ihren Staat zu verwalten. 

In der Ukraine haben die vom 
Westen unterstützten Putschisten eine 
Lage herbeigeführt, die für viele Ein¬ 
wohner des Landes untragbar ist. Vor 
allem im Osten, in den Industriegebie¬ 
ten des Donbass, haben sich die Men¬ 
schen mehrheitlich dafür entschieden, 
sich nicht dem Willen des Putschisten¬ 
regimes und dem Terror der faschis¬ 
tischen Marodeure zu unterwerfen. 
Um diese Unterwerfung dennoch zu 
erreichen, setzte das Regime in Kiew 
die ihm noch unterstehenden Truppen 
und die vorwiegend aus Faschisten be¬ 
stehende „Nationalgarde“ in Marsch. 
Nach dem verheerenden Beschuss 
friedlicher Dörfer und Städte sollen 
nun Donezk und Lugansk mit einer 
Blockade zum Aufgeben gezwungen 
werden. 

Vereinbarungen mit den Regie¬ 
rungen des Westens und Russlands 
über Feuerpausen und Verhandlun¬ 
gen werden in den Wind geschlagen, 
von den Aufständischen wird nichts 
als die bedingungslose Kapitulation 
verlangt. 

Und in dieser Situation nimmt 
das Regime in Israel einige Raketen, 
die aus dem Gazastreifen gestartet 
wurden, zum Anlass, um einen neu¬ 
en Krieg gegen die Palästinenser zu 
beginnen. Wer die Raketen - die als 
eindeutige Herausforderung zu sehen 
sind - wirklich abgeschossen hat, wer¬ 
den wir nie erfahren. Dass sie in Israel 
so gut wie keinen Schaden anrichten, 
ist zumindest bezeichnend. Aber un¬ 
sere Staatenlenker stellen sich wieder 
auf die Seite des Aggressors, zeigen 
auf die Palästinenser als angeblich 
Schuldige. 

Es ist höchste Zeit, der Europä¬ 
ischen Union ihren Friedensnobel¬ 
preis abzuerkennen. Oder alternativ 
die NATO und die israelische Armee 
für diesen Preis vorzuschlagen. 

Uli Brockmeyer 


Die Besatzung gebiert Widerstand 

KP Israels verurteilt neue Aggression gegen Gaza 


In einer vom 10. Juli veröffentlichten Erklärung verurteilte die Kommunistische 
Partei Israels den neuen Krieg gegen den Gaza-Streifen und die palästinensische 
Bevölkerung insgesamt Zugleich forderte sie darin von der israelischen Regierung 
wie gleicherweise von den Palästinenser-Organisationen, jeden Angriff auf Zivil¬ 
personen zu unterlassen. Die Erklärung hat folgenden Wortlaut: 


„Die Kommunistische Partei Israels 
(CPI) bringt ihre stärkste Ablehnung 
und Verurteilung des unheilvollen und 
mörderischen terroristischen Krieges 
zum Ausdruck, den die Regierung Isra¬ 
els in den letzten Tagen gegen das Volk 
von Gaza und die arabisch-palästinen¬ 
sische Bevölkerung geführt hat. Eben¬ 
so verurteilt die CPI klar und unzwei¬ 
deutig den Beschuss von israelischen 
Zivilisten durch Hamas und andere 
Organisationen im Gaza-Streifen. Aus 
unserer Sicht sind solche Angriffe nicht 
nur verwerflich, sondern auch kontra¬ 
produktiv für die palästinensische Sa¬ 
che selbst, besonders ihr berechtigtes 
und legitimes Streben nach der Errich¬ 
tung eines unabhängigen Staates neben 
dem Staat Israel in den Grenzen vom 
4. Juni 1967, dessen Hauptstadt Ost-Je¬ 
rusalem ist. 

Trotz unserer Verurteilung eines 
jeden Anschlags auf die Bevölkerung 
hebt die CPI hervor, dass die Verant¬ 
wortliche für die derzeitige Eskalation 
und das Blutvergießen die Regierung 
Israels ist - ihre fortwährende Verwei¬ 
gerung jeder Aussicht auf einen ge¬ 
rechten Frieden, die massiven Tötun¬ 
gen und Zerstörungen, die sie in Gaza 
verursacht, ihre totale Gleichgültigkeit 
für das Leben und Wohlergehen von 
Palästinensern, und insbesondere ihre 
fortwährende Verstärkung der israe¬ 
lischen Besetzung und Kolonisierung 
der Westbank und Ost-Jerusalems zu¬ 
sammen mit der inhumanen Blockade 
des Gaza-Streifens. 

Wie die CPI bereits vor einem Mo¬ 
nat warnend erklärt hat, war die wirk¬ 
liche Motivation der Netanjahu-Ver¬ 
waltung nie, Sicherheit für das Volk von 
Israel zu erreichen, sondern nur das Be¬ 
streben, die Palästinensische Einheits¬ 
regierung zu blockieren und sich selbst 
von der Verantwortung für das Schei¬ 
tern der Friedensverhandlungen freizu¬ 
sprechen. Wir müssen nun hinzufügen, 
dass der gegenwärtige Angriff auf Gaza 


der israelischen Regierung noch auf 
zwei weiteren Arten dient: 1. festigt sie 
Netanjahus Koalition in Zeiten inne¬ 
rer Unrast wieder, hilft sie also Netan¬ 
jahu, seine kriminelle Regierung intakt 
zu halten, und 2. wischt sie alle Fragen 
von Armut, Ungleichheit, Rassismus, 


Der 90-jährige israelische Friedensakti¬ 
vist und Schriftsteller Uri Avnery, Mit¬ 
begründer des israelischen Friedens¬ 
bündnisses „Gush Shalom“ hat in einem 
Zeitungsinterview darauf verwiesen, 
dass die eigentliche Ursache der derzei¬ 
tigen Gewalteskalation zwischen Isra¬ 
el und den Palästinensern in der Politik 
der israelischen Rechtsregierung liegt. 

Auf eine entsprechende Frage sagte 
er: „Man kann versucht sein, den An¬ 
fang dieser Gewaltspirale auf die Ent¬ 
führung und Ermordung der drei jun¬ 
gen israelischen Siedler zu verlegen. 
Aber in Wirklichkeit hat die Krise, wenn 


Sexismus und Diskriminierung vom 
Tisch und verdrängt sie alle Kämpfe für 
soziale Gerechtigkeit und Demokratie. 

Jeder weiß nun, dass Netanjahu und 
seine Mittäter in der Regierung und 
im Militär gewusst haben, dass die drei 
jungen Siedler bereits am ersten Tag 
ihres Kidnappings ermordet worden 
sind. Was war also der Grund für die 
israelische Invasion und die Massen¬ 
verhaftungen in der Westbank, wenn 
nicht der, die ganze Region in Brand 
zu setzen und die genannten Ziele zu 
fördern? 


man die globale politische Landschaft 
berücksichtigt, mit dem Scheitern der 
von den Amerikanern initiierten Frie¬ 
densverhandlungen begonnen. Es ist of¬ 
fensichtlich, dass die starrsinnige Wei¬ 
gerung der israelischen Regierung, der 
Kolonisierung des Westjordanlandes ein 
Ende zu machen, dafür die Ursache ist“. 

Den zunehmenden Einfluss der 
Rechtsextremen in Israel kommentier¬ 
te Avnery mit der Feststellung, dass die¬ 
jenigen, die bis zum Verbrennen eines 
palästinensischen Jugendlichen bei le¬ 
bendigem Leib gegangen sind, nur als 
„Faschisten“ und „Neonazis“ bezeich- 


Die CPI bekräftigt ihre jüngste Bot¬ 
schaft und unterstreicht erneut, dass 
der größere und gefährlichere Terroris¬ 
mus die israelische Besetzung mit allen 
ihren Konsequenzen und begleitenden 
Kriegsverbrechen ist, einschließlich der 
Trennmauer, der Blockade und des ko¬ 
lonialen Siedlungskomplexes. Die Ge¬ 
schichte lehrt uns, dass jede Besatzung 
den Widerstand des besetzten Volkes 
gebiert. Das Völkerrecht garantiert 
dem besetzten Volk das Recht, der Be¬ 
satzung Widerstand zu leisten in An¬ 
wendung legitimer Mittel in seinem 
berechtigten Kampf. Die CPI unter¬ 
streicht erneut ihre prinzipielle Hal¬ 
tung gegen Anschläge auf Zivilperso¬ 
nen und besonders auf Minderjährige. 

Die CPI ruft alle progressiven Be¬ 
wegungen, Menschenrechtsorganisati¬ 
onen und alle Staaten weltweit dazu 
auf, Aktionen der Solidarität mit dem 
palästinensischen Volk zu organisieren 
und von der israelischen Regierung die 
sofortige Einstellung der Aggression 
gegen den Gazastreifen und den Stopp 
ihrer Kriegsverbrechen zu fordern, so¬ 
wie von der israelischen Regierung und 
den palästinensischen Organisationen 
gleicherweise den Stopp jeden Angriffs 
auf Zivilpersonen. 

Nein zu Kriegs verbrechen! Nein zu 
Angriffen auf Zivilisten! Aufhebung 
der Gaza-Blockade! Schluss mit der 
Besetzung!“ 


net werden können: „Eine gewaltsa¬ 
me, gefährliche extreme Rechte hat im 
Schatten einer Regierung operiert, die 
selbst rechtsextrem ist. Hat der stellver¬ 
tretende Verteidigungsminister Danny 
Danon nicht nach der Entführung der 
drei jungen israelischen Siedler dazu 
aufgerufen, ,die Dörfer eines nach dem 
anderen auszuradieren, wie es Wladi¬ 
mir Putin machte? 4 “. Leider sei die isra¬ 
elische Friedensbewegung derzeit sehr 
schwach, sodass eine politische Kraft, 
die eine Alternative eröffnen und die 
Politik des Staates Israel ändern könn¬ 
te, nicht in Sicht sei. 



Uri Avnery: Ursache der Eskalation 
ist die Politik Netanjahus 


Belagerungszustand 

Kiewer Putschregierung „korrigiert“ Opferzahlen 


Truppen des Kiewer Regimes haben 
nach eigenen Angaben einen „Total- 
Angriff“ zur Rückeroberung von Hoch¬ 
burgen der Aufständischen im Osten 
des Landes begonnen. Die nächste 
Phase der „Anti-Terror-Operation“ 
habe an „mehreren Frontabschnitten“ 
nahe den strategisch bedeutsamen 
Großstädten Donezk und Lugansk 
begonnen, teilte das Innenministeri¬ 
um in Kiew am 9. Juli mit. Reporter in 
der 30 Kilometer westlich von Donezk 
gelegenen Ortschaft Karliwka berich¬ 
teten von schwerem Artilleriefeuer so¬ 
wie vorrückenden Militärkonvois mit 
Panzern und Truppentransportern. Die 
Armee zieht seit der Einnahme von 
Slawjansk einen Belagerungsgring um 
Donezk und Lugansk, um die dortigen 
Aufständischen zur Aufgabe zu zwin¬ 
gen. Die Einnahme von Slawjansk war 
der bisher größte Erfolg der Truppen 
der Kiewer Putschregierung in der wo¬ 
chenlangen Militärkampagne gegen 
die Rebellen. 

Die als prorussisch bezeichneten 
Kämpfer gestehen zwar ein, dass sie 
zahlenmäßig und von ihrer Ausrüs¬ 
tung her unterlegen sind, wollen ihre 
Stellungen in Donezk und Lugansk je¬ 
doch halten. Ihr Anführer Igor Strel- 
kow sagte bei einer Pressekonferenz, 
die Gegenseite werde keine der beiden 
Großstädte einkesseln oder gar ein¬ 
nehmen. Sie hätten genügend Kämp¬ 
fer und Materialreserven, zumal sich 
in den vergangenen Tagen „mehr als 
tausend Freiwillige“ den Rebellen an¬ 
geschlossen hätten. 


Das Kiewer Innenministerium rech¬ 
net mit einer bis zu einem Monat an¬ 
dauernden Offensive gegen Donezk 
und Lugansk. Angeblich seien keine 
„Artillerie- oder Luftangriffe“ auf die 
Rebellenbastionen geplant. Aus offiziel¬ 
len Stellen in Kiew verlautete, die ukrai¬ 
nische Armee kontrolliere 13 von insge¬ 
samt 18 Bezirken des Gebietes Donezk 
sowie zehn von insgesamt 18 Bezirken 
des Gebietes Lugansk. Das ukrainische 
Gesundheitsministerium hat die Zahl 
der Todesopfer unter den Zivilisten im 
Osten des Landes dementiert, die der 
stellvertretende Gesundheitsminister 
Wassili Lasorischinez in Kiew bei einem 
kurzen Pressegespräch im Ministerka¬ 
binett veröffentlicht hatte. 

Laut Lasorischinez wurden im Os¬ 
ten der Ukraine 478 Zivilisten, darunter 
30 Frauen und sieben Kinder, getötet. 
1 392 Zivilbürger, darunter 108 Frauen 
und 140 Kinder, würden in medizini¬ 
schen Einrichtungen behandelt. 

Das Ministerium erklärte, dass La¬ 
sorischinez bei dem Pressegespräch 
statistische Angaben zur allgemeinen 
Sterblichkeit in den ostukrainischen 
Gebieten angeführt habe. 

Das ukrainische Militär hat am 
10. Juli erneut einen russischen Kont¬ 
rollposten an der Grenze zwischen bei¬ 
den Staaten unter Artilleriebeschuss 
genommen. Das Außenministerium in 
Moskau sprach von einem groben Ver¬ 
stoß gegen das Völkerrecht und warnte 
Kiew vor Konsequenzen. Ukrainische 
Artillerie habe den Grenzübergang Gu- 
kowo beschossen. Zu dem Zeitpunkt 


des Beschusses hielten sich am Grenz¬ 
übergang rund 230 Flüchtlinge aus der 
Ukraine auf. Gukowo liegt rund 50 km 
von Lugansk entfernt. Seit Beginn der 
Militäroffensive gegen Regierungsgeg¬ 
ner im Osten des Landes sind bereits 
mehrere Granaten und Artilleriege¬ 
schosse in angrenzenden russischen Ge¬ 
bieten eingeschlagen. Allein im Gebiet 
Rostow explodierten seit April mindes¬ 
tens 13 ukrainische Geschosse, meldete 
die Agentur RIA Nowosti. 

Das russische Außenministerium 
schließt dennoch einen Einsatz russi¬ 
scher Friedenssoldaten in der Ukraine 
aus. „Nichts dergleichen“, kommentier¬ 
te dessen Sprecher Alexander Luka¬ 
schewitsch die Gerüchte, dass eine Frie¬ 
densoperation möglich wäre und dass 
das Friedenskontingent zu 60 Prozent 
aus Russen bestehen würde. Lukasche¬ 
witsch mutmaßte, dass diese Gerüchte 
in Umlauf gesetzt worden seien, „um 
eine russische Reaktion zu provozie¬ 
ren“. Russland unterstütze die OSZE- 
Überwachungsmission in der Ukraine 
und halte sie für sehr wichtig. 

Derweil wies die russische Zeitung 
„Njesawissimaja Gasjeta“ darauf hin, 
dass bei einem Verlust der Kontrolle 
über das Donez-Becken dem Kiewer 
Regime eine Kürzung der Finanzhilfen 
drohe. Kiew erwartet vom Internatio¬ 
nalen Währungsfonds (IWF) die zwei¬ 
te Tranche der Finanzhilfe in Höhe von 
1,5 Milliarden Dollar. Im Mai hatte der 
IWF jedoch gewarnt, dass der Verlust 
der Kontrolle über die östlichen Regi¬ 
onen zur Revision des Hilfsprogramms 


führe. Es sei fraglich, ob Kiew Zugriff 
auf das Wirtschaftspotential des Do¬ 
nezk-Beckens hat. Der Chef der Kie¬ 
wer „Regierung“, Arseni Jazenjuk, sag¬ 
te, dass die Ukraine alle Kriterien des 
IWF-Programms erfüllt habe und eine 
zweite Tranche der Finanzhilfe erwarte. 
Der IWF hatte am 30. April ein zwei¬ 
jähriges Hilfsprogramm in Höhe von 
17,1 Milliarden Dollar genehmigt. Be¬ 
reits bei der Bereitstellung der ersten 
Tranche teilte der IWF mit, dass bei 
der Abtrennung der östlichen Regio¬ 
nen das Hilfsprogramm revidiert werde. 

In dem Dokument wird die bedeu¬ 
tende Rolle der östlichen Gebiete in der 
ukrainischen Wirtschaft und Industrie 
hervorgehoben. Mit einem Verlust die¬ 
ser Regionen würden der ukrainischen 
Staatskasse enorme Einnahmen entge¬ 
hen und sich das Investitionsklima ver¬ 
schlechtern. Zudem ziehen Politiker in 
der EU und den USA in Erwägung, den 
realen Verlauf der ukrainischen Gren¬ 
zen zu akzeptieren, schreibt das Blatt. 
Der ehemalige tschechische Staatschef 
Vaclav Klaus nannte die Spaltung der 
Ukraine unausweichlich. Der frühe¬ 
re USA-Sicherheitsberater Zbigniew 
Brzezinski skizzierte in einem Beitrag 
für die „Washington Post“ mögliche 
Auswege aus der Ukraine-Krise. Einer 
davon ist eine Aufhebung der Sanktio¬ 
nen gegen Russland und die Wieder¬ 
aufnahme der Zusammenarbeit mit 
Russland bei gleichzeitiger Anerken¬ 
nung der Krim-Angliederung. Zudem 
solle Russland Garantien dafür bekom¬ 
men, dass die Ukraine nicht der EU 
und der NATO beitrete und die Han¬ 
delsbeziehungen zwischen Russland 
und der Ukraine beibehalten werden. 

ZLV 
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Asien in Lateinamerika 

China braucht Rohstoffe, Russland politische Kontakte 


R usslands Präsident Wladimir Pu¬ 
tin und sein chinesischer Kolle¬ 
ge Xi Jinping sind ein paar Tage 
lang zu unterschiedlichen Zeiten glei¬ 
che Wege gegangen: Beide befanden 
sich auf Staatsbesuch in einigen la¬ 
teinamerikanischen Ländern, bevor 
sie zwischen dem 14. und dem 16. Juli 
am sechsten Gipfeltreffen der BRICS- 
Staaten in Fortaleza (Brasilien) teil- 
nahmen. 

Xi Jinping nahm tags darauf auch 
am ersten Gipfel „China - Brasilien - 
CELAC“ teil. Die CELAC (Gemein¬ 
schaft lateinamerikanischer und kari¬ 
bischer Staaten) wurde dabei von Ver¬ 
tretern der Karibikgemeinschaft sowie 
von Kuba, Costa Rica und Ecuador 
(letzter, aktueller und nächster Präsi¬ 
dentschaft der CELAC) vertreten. Da¬ 
nach fliegt der chinesische Präsident 
weiter nach Argentinien, Venezuela 
und Kuba. Im April hatte Außenminis¬ 
ter Wang Yi die Reise in diese Staaten 
vorbereitet. 

Für China ist Lateinamerika we¬ 
gen seiner Rohstoffvorkommen wich¬ 
tig, aber die Wirtschaftsbeziehungen 
sind noch unterhalb des Möglichen. 
Ob die lateinamerikanischen Länder 
mit ihrem Wunsch nach über Rohstof¬ 
fe und Agroprodukte hinausgehenden 
Chinaexporten Erfolg haben werden, 
darf nach heutigem Stand der Dinge 
bezweifelt werden. Denn Märkte zu 


erschließen, wo man durch Wertschöp¬ 
fung höheren Gewinn erzielen kann, ist 
schließlich auch Ziel Chinas. Die letzte 
Station Xi Jinpings ist Kuba, mit dem 
das Land politisch engere Beziehungen 
pflegt. Für China ist die Zusammenar¬ 
beit mit Kuba im Seehandel durch den 
Bau des Großhafens in Mariel, der 
auch eine Sonderwirtschaftszone er¬ 
hält, von besonderer Bedeutung. 

Wladimir Putin begann seine Reise 
dagegen letztes Wochenende auf Kuba, 
wo er neben der Staatsführung auch 
mit Fidel Castro zusammenkam. Di¬ 
verse Medien verkauften in den Tagen 
vor dem Besuch einen Beschluss von 
Mitte Dezember 2013, wonach Russ¬ 
land 90 Prozent der Altschulden Ku¬ 
bas erlässt, als Neuigkeit, nachdem die 
Duma das Gesetz jetzt ratifiziert hatte; 
der Rest wird auf Kuba investiert, vor¬ 
wiegend im Energiesektor. Russland 
ist für Kuba mit einem Volumen von 
etwa einer Viertelmilliarde US-Dollar 
der neuntwichtigste Handelspartner. 
Auch Russland will in der Sonderwirt¬ 
schaftszone Mariel investieren, vor al¬ 
lem mit Kunststoff- und Metalltechnik. 
Nach einer Kurzvisite in Nicaragua flog 
der russische Staatschef nach Argenti¬ 
nien weiter, wo er engere Verbindun¬ 
gen in der Atomwirtschaft vereinbarte. 
Die gemeinsame Handelsbilanz habe 
sich mit 1,8 Milliarden US-Dollar im 
letzten Jahrzehnt versechsfacht, so Pu¬ 


tin. Das WM-Finale sah er bei seiner 
nächsten Reisestation in Rio de Janei¬ 
ro, wo er wegen der 2018 in Russland 
stattfindenden Fußball-WM einer der 
Ehrengäste war. Im Anschluss ging es 
dann zum erwähnten BRICS-Gipfel 
nach Fortaleza. 

In Interviews hatte sich Putin vor¬ 
ab optimistisch über die Entwicklung 
der Beziehungen seines Landes zu 
Lateinamerika geäußert. In internati¬ 
onalen Gremien arbeite man bereits 
erfolgreich zusammen: „Die Welt ist 
im 21. Jahrhundert globalisiert und 
voneinander abhängig, weshalb kein 
Staat die internationalen Hauptpro¬ 
bleme allein lösen kann. Genauso ist 
jeder Versuch irgendeine ,Stabilitäts¬ 
und Sicherheitsoase 4 zu schaffen, zum 
Scheitern verurteilt. 44 Versuche, ande¬ 
ren Ländern fremde Entwicklungsmo¬ 
delle aufzuzwängen, müssten abgelehnt 
werden. 

Putin will mit Lateinamerika un¬ 
abhängig von politischen Vorlieben 
engere Kontakte pflegen - so sieht er 
Spielräume mit allen Integrationsas¬ 
soziierungen des Subkontinents, ob es 
der MerCoSur, ALBA, die CARICOM 
oder die rechtsgerichtete Pazifikallianz 
ist. Dabei geht es wesentlich um Öl, 
Gas, Wasserkraft, Atomkraft, Flugzeug- 
und Hubschrauberbau, Biopharmazeu¬ 
tik und Informationstechnologien. 

Günter Pohl 


Nicht die letzte... 


Die Casa Cuba zieht eine positive Bilanz 


Gelebte Solidarität und erlesene Kul¬ 
tur, feine Gaumenfreuden und politi¬ 
sche Debatte, Feierlaune und Nach¬ 
denklichkeit - die Casa Cuba kann für 
das Pressefest 2014 eine positive Bi¬ 
lanz ziehen. 

Rund sechzig Helferinnen und Hel¬ 
fer leisteten wieder einmal Großarti¬ 
ges, das kubanische Haus war so einla¬ 
dend wie eh und je, die Cocktails stil¬ 
voll, der Kaffee klassisch. Und auch an 
Neuheiten mangelte es nicht, wie zum 
Beispiel den kubanischen Churros, die 
sich als süßer Geheimtipp erwiesen. 

Das politische Programm war mit 
insgesamt neun Veranstaltungen viel¬ 
fältig und zugleich auch anspruchs¬ 
voll. Die Eröffnung einer Ausstellung 
von Tony Guerrero am Freitagnach¬ 
mittag fiel zugleich mit der Erklärung 
der Casa Cuba zur „Casa de Los Cin- 
co“ zusammen, also zur symbolischen 
Heimstatt der Cuban Five. Unter der 
Anwesenheit von Anette Chao, Lei¬ 
terin der Außenstelle Bonn der Bot¬ 
schaft Kubas, wurde damit eine kuba¬ 
nische Kampagne aufgegriffen. Der 
Vorsitzende der Freundschaftsgesell¬ 
schaft BRD-Kuba, Günter Pohl, der 
Sprecher des Netzwerk Kuba, Harri 


Grünberg sowie Nicole Drücker, Lei¬ 
terin der AG Kuba beim Parteivor¬ 
stand der DKP, blickten anlässlich run¬ 
der Geburtstage ihrer Organisationen 
auf die geleistete Kuba-Solidaritätsar¬ 
beit zurück. Am Samstagmorgen wur¬ 
de die weltweite Bedeutung der kuba¬ 
nischen Revolution durch die Berichte 
internationaler Gäste aus Kolumbien, 
Brasilien und dem Libanon begreifbar. 
Insbesondere die Schilderungen von 
Najla Mohamedlamin von der Polisa- 
rio aus der Westsahara erschütterten 
und bewegten die Anwesenden. Der 
kubanische Botschafter Rene Mujica 
zeigte sich in seiner dankenden Erwi¬ 
derung zutiefst beeindruckt von Pres¬ 
sefest und Casa Cuba. 

Die belgische Dokumentarfilme- 
rin Anne Delstanche bewies, wie po¬ 
litisch und zugleich bedacht Kultur¬ 
arbeit sein kann, wenn sie die Solida¬ 
rität zum Antrieb hat. Ana Guzmän, 
vielen aus „Zucker und Salz“ bekannt, 
machte mit ihrem natürlichen und un¬ 
gebrochenen Optimismus einige Her¬ 
zen leichter. 

Eine komplizierte Lage, die be¬ 
dachte Entscheidungen fordert, wirft 
schwierige Fragen auf. Ihnen stellte 


sich Juan Valdes, Funktionär des Zen¬ 
tralkomitees der KP Kubas, am Sonn¬ 
tagmittag vor vollen Rängen. Das 
Grußwort seiner Partei an das Pres¬ 
sefest war zuvor mit Standing ovations 
aufgenommen worden. 

Als eine großartige Idee entpuppte 
sich die Internationale Abschlussver¬ 
anstaltung des Pressefestes 2014, auf 
der die internationalen Gäste die Ge¬ 
legenheit nutzten, um der DKP für die¬ 
se Veranstaltung zu danken. Eine noch 
größere Zuhörerschaft hätte es ver¬ 
dient gehabt, ihr Lob aus erster Hand 
zu vernehmen. 

Unter den anspruchsvollen und viel¬ 
fältigen Kulturbeiträgen in der Casa 
Cuba blieb es Quijote aus Chemnitz 
Vorbehalten, das Pressefest zu be¬ 
schließen. Und wie sie es taten! Ein 
Ohrenschmaus, nachdenklich, feinfüh¬ 
lig und mit Kämpferherz. Als es dann 
vorbei sein sollte, schien es für einen 
Moment, das Publikum weigere sich, 
zu gehen. Erst musste versichert wer¬ 
den: Dies kann unmöglich die letzte 
Casa Cuba oder gar das letzte Presse¬ 
fest gewesen sein. Versprochen ist ver¬ 
sprochen ... 

Tobias Kriele 



Juncker verspricht 
Reformen 

Der neue Kommissionschef will „die EU verändern“ 


Der am Dienstag gewählte EU-Kom- 
missionspräsident Jean-Claude Jun¬ 
cker hat „Reformen in der Europä¬ 
ischen Union“ versprochen. Bei An¬ 
hörungen in den Parlamentsfraktionen 
von Grünen und Linken betonte er in 
Brüssel, er sei kein „Neoliberaler“ und 
wolle weder das Arbeitsrecht deregu¬ 
lieren noch soziale Dienstleistungen 
privatisieren. Juncker kündigte an, 
er wolle die zur Überwachung von 
„Schuldenstaaten“ eingesetzte Troika 
von EU-Kommission, Europäischer 



Zentralbank (EZB) und Internationa¬ 
lem Währungsfonds (IWF) „durch ein 
anderes Gremium, das besser den all¬ 
gemeinen Demokratieprinzipien ent¬ 
spricht“, ersetzen. Der IWF sollte an 
der Troika nur beteiligt sein, wenn das 
unbedingt nötig sei: „Sonst sollte man 
das Europa mit seinen eigenen Mitteln 
machen lassen “ Er sei aber dafür, statt 
des IWF künftig die Eurogruppe der 
Euro-Finanzminister einzubinden. 

Juncker verteidigte die EU-Kom¬ 
mission und seine eigene Tätigkeit als 
Vorsitzender der Eurogruppe gegen 
Kritik am Kampf für eine Stabilisie¬ 
rung der Euro-Währung. „Wir haben 
gute Arbeit geleistet und den Zusam¬ 
menhalt der Eurozone gesichert. Wir 
haben alles getan, um zu verhindern, 
dass Griechenland ausgeschlossen 
wird 44 sagte er. „Wir haben ein bren¬ 
nendes Flugzeug während des Flu¬ 
ges reparieren müssen.“ Der Stabili- 
täts- und Wachstumspakt müsse auch 


weiterhin angewendet werden, al¬ 
lerdings „mit gesundem Menschen¬ 
verstand“. Sollten künftig „Anpas¬ 
sungsprogramme“ nötig sein, so gelte: 
„Das Programm muss atmen mit der 
Wachstumsschnelligkeit, die es in ei¬ 
nem Land gibt. Man muss Programme 
entsprechend anpassen können.“ 
Juncker kündigte Initiativen der 
EU-Kommission für eine Politik der 
legalen Einwanderung an. Zudem 
werde die Kommission eine Harmo¬ 
nisierung des digitalen Binnenmarktes 
vorschlagen: Dessen „Wachstums- und 
Beschäftigungschance“ müsse erkannt 
werden. „Wir haben zu viele Regula¬ 
toren, zu viele national verbrämte 
Regelungen. Das muss alles in einer 
großen Anstrengung vereinfacht wer¬ 
den.“ Juncker plädierte auch für ein 
verpflichtendes Register aller Lobby¬ 
isten bei der EU. Wenig überraschend 
schloss er auch künftige Änderungen 
des EU-Vertrags nicht aus, „falls diese 
sich aufdrängen“. „Vielleicht brauchen 
wir Vertragsänderungen für die Voll¬ 
endung der Währungsunion.“ Er sei 
mit Großbritannien zu Verhandlun¬ 
gen über die Rückführung von Rech¬ 
ten an die nationale Regierung bereit. 
„Aber ich kenne keine Liste von For¬ 
derungen der britischen Regierung.“ 
Bei Verhandlungen werde man jedoch 
über die „vier Grundfreiheiten“ der 
EU - die Freizügigkeit für Menschen, 
Güter, Dienstleistungen und Kapital - 
nicht verhandeln können: „Die stehen 
nicht zur Disposition.“ 

Juncker verwahrte sich gegen den 
Vorwurf, ein „Neoliberaler“ zu sein. 
„Der neoliberale Teil der liberalen Po¬ 
litik ist vor allem das Werk der Herren 
(Tony) Blair und (Gerhard) Schröder“, 
sagte er. „Ich hätte niemals ein Gesetz 
vom Typ Hartz IV vorlegen lassen, ich 
habe immer gegen die Deregulierung 
des Arbeitsrechts gekämpft 44 Er fügte 
hinzu: „Ich habe mit diesen Regierun¬ 
gen gearbeitet und deshalb weiß ich, 
wer die neoliberale Politik in Europa 
erfunden hat. Ich war das nicht 44 

ZLV 


Dios es Argentino 


Die Feststellung, dass Gott Argentini¬ 
er ist, machen Menschen aus dem gro¬ 
ßen Land am Rio de la Plata zumeist 
keineswegs scherzhaft. Denn das ist 
sicher - wie es auch die „Hand Got¬ 
tes“ war, die Diego Maradona bei der 
Fußball-WM 1986 half seiner Körper¬ 
größe die fehlenden Zentimeter hin¬ 
zuzufügen, um den Ball ins englische 
Tor zu „köpfen“. Vier Jahre nach dem 
Versuch der faschistischen Junta mit 
der Besetzung der Malwinen-Inseln 
von der Diktatur abzulenken und des¬ 
sen schmählichem Ende nach dem bri¬ 
tischen Sieg, war Gottes Handstreich 
mittels des kleinen Diego eine erste 
Genugtuung - vor Millionen Zuschau¬ 
enden, trotz Kameras und tausender 
Wiederholungen. Gott ist Argentinier. 
Der tunesische Schiedsrichter hat sich 
dem nur gefügt. 

Es brauchte dafür also nicht erst die 
Ernennung eines Italo-Argentiniers zu 
dessen Stellvertreter auf Erden. Und 
schon die dramatische Wirtschaftskri¬ 
se 2001 mit nahezu komplettem Zah¬ 
lungsausfall hatte die Gesetzmäßigkeit 
der Aussage nicht erschüttern können. 
Denn in den Folgejahren hatte sich 
Argentinien wirtschaftlich nach und 
nach erholen können, und das Land 
begann nach zwei Umschuldungsakti¬ 
onen langsam wieder Boden unter die 
Füße zu bekommen. Bis im November 
2012 das Urteil eines New Yorker Dis¬ 
triktsgerichts die Verpflichtung festleg¬ 
te, die 7,6 Prozent Restschulden, also 
den Teil der Gläubiger, der sich nicht 
auf den partiellen Schuldenschnitt ein¬ 
gelassen hatte, bezahlen zu müssen. Als 
kürzlich die letztinstanzliche Berufung 
gegen den Bescheid scheiterte - ver¬ 
mutlich unter richterlicher Anrufung 


des Allmächtigen - stand Argentini¬ 
en wieder am Rand der Pleite und mit 
diesem Thema ein paar Tage lang in 
den Medien. 

Doch die Wege des Allmächtigen 
sind allemal unergründlich. Denn Gott, 
obschon er Argentinier ist, verteidigt 
zwar das Recht der Geierfonds und 
auch mancher uneinsichtiger Kleinan¬ 
leger auf Rückzahlung ihres einst an 
Argentinien verliehenen Geldes und 
verursacht so die nächste jahrelange 
Massenverarmung. Aber wenige Tage 
darauf ermöglicht er trotz sechs mit¬ 
telmäßiger bis schlechter Spiele den¬ 
noch Argentiniens Einzug ins WM- 
Finale 2014. Alles sollte gut werden, 
und es gehört zu den menschlichen Ir¬ 
rationalitäten, dass nicht wenige Fans 
eher über Jahre Hunger leiden würden 
als auf einen Sieg in einem wichtigen 
Fußballspiel zu verzichten. Und in Ar¬ 
gentinien sind alle Fans, inklusive Gott. 

Am vergangenen Sonntag musste 
Gott dann ohne Maradona und mit 
Messi klarkommen, und schon ging 
es schief. Angela Merkels Freude über 
den Sieg der deutschen Mannschaft, 
gepaart mit der Genugtuung, dass ein¬ 
mal gemachte Schulden zurückzuzah¬ 
len sind, koste es an Menschenleben 
was die Geier fressen wollen, war we¬ 
der vom Papst noch von dessen ein¬ 
zigem Vorgesetzten zu trüben - denn 
die Physikerin weiß, dass es Gott nicht 
gibt. Dann schon eher den Abgott - im 
Deutschen als Götze bekannt. Bemü¬ 
hen sich die Argentinier nun um die 
Übersetzung des Namens des Siegtor¬ 
schützen - sie fänden „idolo“. Als was 
dort wiederum Maradona gilt, womit 
klar wird: auch Gottes Antithese muss 
Argentinier sein. Günter Pohl 
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Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Mediale Kriegshetze 


Der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
berichtet: Israel reagiert „naturge¬ 
mäß“ mit Bombardements auf Ra¬ 
keten der Hamas (WDR 13.714). Bei 
den Auseinandersetzungen zwischen 
Israelis und Palästinensern seien über 
170 Menschen ums Leben gekommen 



(WDR 14.7.14). Verschwiegen werden 
die Ursachen, die widerrechtliche Be¬ 
setzung palästinensischen Territori¬ 
ums, das Einsperren der Menschen 
im Gaza-Streifen. Verschwiegen wer¬ 
den die Tatsachen, dass es sich bei 
den Toten ausschließlich um Paläs¬ 
tinenser handelt, verschwiegen wird, 
dass Israel ein Volk, dass es selbst 
erpresst, als Kriegsgeisel nimmt und 
mit einer der hochentwickeltsten Mi- 
litärmaschinerien zuschlägt, während 
dieselbe Maschinerie keine Schwie¬ 
rigkeiten hat die Raketen der Hamas 
nahezu vollständig abzufangen. Mit 
Ausnahme weniger linker Medien 
herrscht Gleichschaltung. 

Ähnlich in der Ukraine - eine 
ins Amt geputschte Regierung ist le¬ 
gitim, die Kräfte, die sich im Osten 
der Ukraine wehren, sind dagegen 


selbsternannt. Die Gewalt des Mai- 
dan, des Rechten Sektors existiert 
kaum bis gar nicht, im Osten handelt 
es sich dagegen um Separatisten und 
Terroristen. 

Woher kommt diese Gleichschal¬ 
tung? Nach wie vor sind doch viele 
Journalisten gewerkschaftlich orga¬ 
nisiert. Es scheint so, dass der ökono¬ 
mische Druck, der auf Redaktionen 
lastet und auf Journalisten weiterge¬ 
geben wird, nicht nur zur Schere, son¬ 
dern gar zur Leere im Kopf führt. Es 
wird nicht mehr hinterfragt, was als 
Mainstream vorgegeben ist. Das ist 
schlimm genug. 

Aber es ist wohl auch die Begleit¬ 
musik zu einer steigenden Aggressi¬ 
on dieses Landes, zu mehr Nationa¬ 
lismus und Militarismus. 

Wir brauchen dringend einen 
Aufschwung der Aktivitäten der Frie¬ 
densbewegung. Dies mitzuorganisie¬ 
ren ist eine Pflicht ah derer, die sich 
als Linke verstehen. 

Dazu gehört auch inhaltliche Klä¬ 
rung und die umfasst das Zurückwei¬ 
sen von Theorien, die Geheimgesell- 
schaften und einzelne Finanzinstitute 
zum Gegner erklären und damit die 
Gefahr, die vom militärisch-indust¬ 
riellen Komplex ausgeht, vernebeln. 

Dazu gehört die zwingende Not¬ 
wendigkeit der Stärkung einer media¬ 
len Gegenöffentlichkeit. Unser Pres¬ 
sefest wurde bezeichnenderweise von 
den bürgerlichen Medien komplett in 
der Berichterstattung boykottiert - 
angesichts der politischen und kultu¬ 
rellen Beiträge nicht nachvollziehbar. 
Daher ist es umso erfreulicher, dass 
das Fest auch ein toller Anfang war 
in der Vernetzung linker Medien, in 
der Stärkung linker Medien und der 
kommunistischen unter ihnen, unse¬ 
rer UZ. 


Antworten, die wir 
schon haben 

Gastkommentar von Dietmar Dath 


Das Schönste am Fest war, dass man 
plötzlich einen vergessenen Sinn des 
Wortes „Demonstration“ wiederfin¬ 
den konnte: Demonstrationen müs¬ 
sen nicht Bittstellerei sein, die ir¬ 
gendeine Macht mit dem Wunsch 
nach Änderungen anruft. Sie können 
auch den abstrakten Gedanken, dass 
es noch etwas Anderes gibt als die 



Politik der Mächtigen, gegenständ¬ 
lich verwirklichen. 

Seit Anfang der Neunziger besu¬ 
che ich politische Veranstaltungen 
mit Kulturanspruch. Damals suchten 
viele im vormaligen Westdeutsch¬ 
land, die in den achtziger Jahren Po¬ 
litik eher als linke Lebensstilprägung 
denn als mühsame Praxis gepflegt 
hatten, konkretere Formen als die 
bloße Attitüde - vom Flugblatt bis 
zur Kundgebung. Auf diesen Treffen 
stets ständig irgendwer: „Man müss¬ 
te mal ...“. Das waren Träume, Kon¬ 
zepte. Auf dem UZ-Pressefest dage¬ 
gen haben Leute nicht erzählt, was 
man irgendwie mal machen müsste, 
sondern vor allem, was sie schon ge¬ 
übt haben - Leute aus Griechenland 
oder England, aus der Betriebsarbeit 
und von der Uni, junge Leute, ältere 


Leute. Wenn die dann von Vorhaben 
sprachen, waren das keine Visionen, 
sondern durch schon Geleistetes be¬ 
glaubigte Pläne. 

Dass Sozialistinnen und Sozi¬ 
alisten aus eigener Kraft eine so 
große und so stabile Tribüne wie 
dieses Fest bauen können, die von 
Meinungsverschiedenheiten nicht 
zerbricht, eine Tribüne, auf der 
mehrere Tage lang kein einziges 
antikommunistisches Wort fällt, ist 
großartig. Denn wo auf der Linken 
wird in Deutschland heute länger 
als eine Stunde geredet, ohne dass 
als Ausweis der eigenen Harmlo¬ 
sigkeit gleich wieder beteuert wird, 
man wolle selbstverständlich nicht 
sagen, dass an den Versuchen wirk¬ 
licher sozialistischer Politik, die es 
gegeben hat, auch nur ein gutes 
Haar gelassen werden dürfe? Hier 
schließt auch mein einziger Kritik¬ 
punkt an: Drollige Schildchen bei 
Antiquariatsverkäufen der Klassi¬ 
ker wie „Es gibt sie noch, die gu¬ 
ten Bücher“ sind zwar nett. Aber 
insgesamt darf man ruhig mit mehr 
Selbstbewusstsein darauf bestehen, 
dass man als Sozialistin und Sozia¬ 
list nicht „noch“ Antworten auf die 
Sauereien unserer Tage weiß, son¬ 
dern sie SCHON hat, während der 
Rest der Linken versucht, eine Al¬ 
ternative zum Bestehenden zu er¬ 
finden, über die sich Staat und Oli¬ 
gopole endlich mal weniger ärgern 
als über die DDR und die UdSSR. 
Wenn ich mich nicht irre, zieht das 
Wissen über das damals Unternom¬ 
mene, seine Stärken und Schwä¬ 
chen, gerade die jüngsten Festgäste 
an. Die Zukunft gehört ihnen wie 
denen, die sich nicht haben entmu¬ 
tigen und verwirren lassen. 



Karikatur: Bernd Bücking 


Es wird Angst unter denen erzeugt, 
die einem die Angst nehmen sollen 

Streikaktionen für einheitlichen Tarifvertrag 
bei Ameos Osnabrück und Hildesheim 


UZ: Im Jahr 2007 wurden die Landes¬ 
krankenhäuser Osnabrück und Hil¬ 
desheim privatisiert und an Ameos 
verkauft Damals hieß es sinngemäß: 
Nach der Privatisierung wird es keinem 
schlechter gehen, aber vielen besser. Wie 
sieht die Bilanz der Beschäftigten heu¬ 
te aus? 

Nicole Verlage: Die Bilanz der Be¬ 
schäftigten fällt eindeutig negativ aus. 
Es macht sich einfach bemerkbar, dass 
Ameos ein privat wirtschaftliches Un¬ 
ternehmen ist, das unter der Zielstel¬ 
lung arbeitet, Geld zu verdienen. Als 
die beiden Landeskrankenhäuser 2007 
an Ameos verkauft wurden, hatte ver.di 
gemeinsam mit den Beschäftigten ein 
paar Haltelinien einziehen können. 
Es wurde vereinbart: Der Tarifvertrag 
Öffentlicher Dienst behält seine Gül¬ 
tigkeit. Dieser konnte aber seit Ende 
2012 gekündigt werden und Ameos hat 
dies Ende 2013 dann auch getan. Damit 
sind automatisch neue Tarifverhand¬ 
lungen nötig geworden. Gleichzeitig 
hat Ameos einen Teil der Beschäftig¬ 
ten über eine eigene Leiharbeitsfirma 
eingestellt. In Osnabrück betrifft dies 
etwa 120 bis 140 Leiharbeiter, darunter 
auch Therapeuten und Pflegepersonal, 
die den deutlich schlechteren iGZ-Ta- 
rif der Zeitarbeitsbranche bekommen. 
Dabei arbeiten diese Kollegen teilwei¬ 
se seit bis zu sieben Jahren auf dersel¬ 
ben Stelle. 

UZ: Ameos hat die Tarifverhandlungen 
abgesagt mit dem Hinweis, eine vertrau¬ 
ensvolle Zusammenarbeit mit ver.di sei 
nicht möglich. Was steckt dahinter? 

Nicole Verlage: Ameos hat wohl Angst, 
dass am Ende der Verhandlungen mit 
ver.di ein Tarif für alle Beschäftigten 
in Osnabrück und Hildesheim heraus¬ 
kommen wird. Das ist nämlich die kla¬ 
re Forderung der Beschäftigten. Dass 
uns bei ver.di vorgeworfen wird, wir 
würden Rufschädigung gegen Ameos 
betreiben, ist gelinde gesagt sehr kons¬ 
truiert. Die Geschäftsführung braucht 
wohl einen Vorwand, um nicht mit uns 
in die Verhandlung zu gehen. Fakt ist: 
Es gab öffentliche Kritik von Patienten 
und Angehörigen am Ameos-Klinikum 
in Hildesheim. Die Geschäftsführung 
ist da offenbar sehr empfindlich. 

UZ: Woran liegt es deiner Meinung 
nach, dass es immer wieder zu Kri¬ 
tik von Patienten und Angehörigen 
kommt? Auch in Osnabrück gab es ja 
in der Vergangenheit Berichte über die 
unzureichende Versorgung z. B. von De¬ 
menzkranken. 

Nicole Verlage: Schaut man sich nur 
die Kopfzahlen an, dann hat sich der 



Die UZ sprach mit Nicole Verlage 
(ver.di-Bezirk Weser-Ems, FB Gesund¬ 
heit, Wohlfahrtspflege, soziale Dienste). 


Personalschlüssel nicht verschlechtert, 
aber der Grad der Qualifikation ist ge¬ 
ringer geworden. Da liegt sicherlich ein 
wesentliches Problem. 

Jeder Patient, der sich in der Psy¬ 
chiatrie in Behandlung befindet, hat 
ein besonderes Interesse an guten 
Arbeitsbedingungen und einer ho¬ 
hen Qualifikation der Beschäftigten. 
Fachkräfte müssen durchgängig die 
Versorgung leisten. Der Personal¬ 
schlüssel ist zwar durch die Psychia¬ 
trie-Personalverordnung gesetzlich 
geregelt, es fehlt jedoch an Kontrolle. 
Hier ist auf genaue Einhaltung zu ach¬ 
ten und Transparenz bei den privaten 
Trägern notwendig, die sich nicht oder 
nur ungern in die Karten schauen las¬ 
sen, wie denn der Personalschlüssel 
konkret aussieht. 

UZ: Zum 23. Juni 2014 hatte ver.di zum 
Streik bei Ameos in Osnabrück aufge¬ 
rufen. Der wurde abgesagt. Warum? Ha¬ 
ben die Beschäftigten nicht mitgezogen? 

Nicole Verlage: Im Gegenteil, die 
Stimmung unter den Beschäftigten 
ist kämpferisch. Warum der Streik 
abgesagt wurde, ist einfach zu erklä¬ 
ren: Ameos hatte sich geweigert, mit 
uns eine Notdienstvereinbarung abzu¬ 
schließen und vertrat den Standpunkt, 
die Pflege müsse während des Streiks 
normal weiterlaufen. Eine Notdienst¬ 
vereinbarung regelt die Mindestbeset¬ 
zung auf den Stationen, damit keine 
Patienten zu Schaden kommen. Da 
Ameos diese abgelehnt hatte, hätten 
wir sogar eine komplette Mobilisie¬ 
rung der Beschäftigten umsetzen dür¬ 
fen. Im Interesse der Patienten hatten 
wir die Notdienstvereinbarung aber 
einseitig für die Zeit des Streiks vor¬ 
gesehen. Die Klinikleitung hat dann 
kurz vor dem Streik die Beschäftigten 
aufgefordert, sich nicht am Warnstreik 
zu beteiligen und die Leiharbeiter ge¬ 


beten, zur Arbeit zu kommen. Das hat 
zu einer kurzfristigen Verunsicherung 
unter den Beschäftigten geführt, des¬ 
halb haben wir den Streik dann ab¬ 
gesagt. 

Die eigentliche Streikwirkung 
konnten wir dennoch erzielen: Ameos 
hatte sich auf den bevorstehenden 
Streik bereits eingestellt, musste dann 
aber die vollständig erschienene Beleg¬ 
schaft bezahlen. Gleichzeitig konnten 
vorher abgesagte Behandlungstermine 
nicht mehr durchgeführt werden. Der 
wirtschaftliche Schaden ist also in etwa 
so, als wenn der Streik stattgefunden 
hätte. 

UZ: Es klingt so, als wenn die Ge¬ 
schäftsführung einen enormen Druck 
auf die Beschäftigten ausübt... 

Nicole Verlage: ...und dabei auch das 
Arbeitsklima massiv beeinträchtigt. Ja, 
ich muss schon sagen, manchmal fehlt 
mir wohl die nötige Phantasie. Was die 
Geschäftsführung alles ausheckt, um 
die Beschäftigten davon abzuhalten 
ihre Rechte einzufordern, ist erstaun¬ 
lich. Zum Glück haben wir erfahrene 
Kollegen, die das bereits kennen und 
sich entsprechend äußern. Da habe 
ich anfangs manchmal gedacht: „das 
ist jetzt aber Schwarzmalerei“. Meist 
kommt es dann noch ein bisschen der¬ 
ber. Die Situation ist vor allem deshalb 
problematisch, weil hier Angst unter 
den Beschäftigten erzeugt wird. Und 
die sind ja eigentlich dazu da, anderen 
die Angst zu nehmen. Ein entspanntes 
Betriebsklima wäre also auch für die 
Patienten enorm wichtig. 

UZ: Wie geht es weiter? 

Nicole Verlage: Wir sind gut aufge¬ 
stellt. Trotz der schwierigen Situati¬ 
on, in der sich gerade die befristeten 
Beschäftigten befinden, überwiegt 
inzwischen die Wut über die hohe 
Belastung und die mangelnde Pers¬ 
pektive. Trotz der Zersplitterung der 
Belegschaft durch Ausgliederung 
und unterschiedliche Bezahlung: Die 
Forderung nach einem einheitlichen 
Tarifvertrag für alle Beschäftigten in 
Osnabrück und Hildesheim eint die 
Kollegen. Damit die Geschäftsfüh¬ 
rung von Ameos aber überhaupt an 
den Verhandlungstisch gezwungen 
werden kann, braucht es weitere Ak¬ 
tionen. Am 28. Juli wird es eine De¬ 
monstration in Osnabrück geben. 
Hier ist die Unterstützung aus der 
Bevölkerung, von Patienten und An¬ 
gehörigen, sehr willkommen. Wir rich¬ 
ten uns jedenfalls auf eine harte Aus¬ 
einandersetzung ein, auch auf längere 
Streikaktionen - wenn nötig. 

Das Interview führte Lars Mörking. 






































































































Sozialistische Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 



35-Stunden-Woche 




Vor 30 Jahren brach das Tabu 


Noch 1978 hatte die Bundesvereinigung Deutscher Arbeit¬ 
geberverbände in ihrem Tabu-Katalog jede Wochenarbeits¬ 
zeit unter 40 Stunden kategorisch ausgeschlossen. 

1978 endete ein harter Arbeitskampf in der Eisen- und 
Stahlindustrie in NRW mit einem Kompromiss, der das Ziel 
der Wochenarbeitszeitverkürzung verfehlte, was in vielen 
Betrieben zu Meinungsverschiedenheiten mit der IG-Me- 
tall-Führung führte. Das Ergebnis wurde nur mit knapper 
Mehrheit von 54,47 Prozent angenommen. 

1984 schließlich kam es zur vorläufig letzten, über „nor¬ 
male Tarifbewegungen“ hinausgehenden (und für deutsche 
Gewerkschaften erfolgreichen) großen Kraftprobe mit dem 
Kapital. 

13 Wochen dauerte der Streik der IG Druck und Papier, 
sieben Wochen der Streik der IG Metall in Baden-Würt¬ 
temberg und Hessen. 57 000 Metallbeschäftigte streikten, 
147 000 wurden heiß - und darüber hinaus 396 000 kalt aus¬ 
gesperrt. 

Das Ziel der 35-Stunden-Woche konnte im ersten Anlauf 
nicht ganz erreicht werden (bis es in der Druck- und Metall¬ 


industrie Westdeutschlands vollständig durchgesetzt war, 
dauerte es bis 1995). Die Forderung nach vollem Personal¬ 
ausgleich blieb auf der Strecke. Andere Gewerkschaften 
erreichten weniger. Die IG Metall scheiterte 2003 bei dem 
Versuch, die 35-Stunden-Woche auch in Ostdeutschland 
durchzusetzen. Inzwischen wächst die faktische und teil¬ 
weise sogar die tarifliche Arbeitszeit wieder an. 

Aber 1984 wurde das Tabu gebrochen, nicht nur für die 
Metallerinnen und Druckerinnen. Weitere Branchen folgten. 
Bereits 1987 galt für fast die Hälfte aller DGB-tarifgebundenen 
Beschäftigten eine Regelarbeitszeit unter 40 Wochenstunden. 

Der Erfolg war damals nur möglich, weil der Kampf nicht 
nur um Ausnahmeregelungen für einzelne Beschäftigten¬ 
gruppen geführt wurde, sondern um eine Regelarbeitszeit¬ 
verkürzung für alle. Und weil nicht Standortkorporatismus, 
sondern Klasseninteressen die Motivation bestimmten. 

Heute, wo Arbeitszeitverkürzung wieder ein wichtiges 
gesellschaftliches Thema wird, gilt es aus diesen Erfah¬ 
rungen zu lernen. 

Manfred Jansen 




Grafik von Gertrude Degenhardt, Fotos von Klaus Rose, IGM Gevelsberg-Hattingen und DKP Mörfelden-Walldorf 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


G regor Schirmers Buch „Ja, ich 
bin dazu bereit“ erschien im 
Frühjahr dieses Jahres in Berlin 
im „verlag im park? 

Man kann in seinem Buch viel Kriti¬ 
sches lesen. Gregor Schirmer berichtet 
über Ansprüche sozialistischer Demo¬ 
kratie und die Wirklichkeit (zum Bei¬ 
spiel im Zusammenhang mit der Arbeit 
der Volkskammer - Seiten 147 bis 215), 
über das Bildungssystem der DDR - 
vor allem im Uni- und Hochschulbe¬ 
reich -, über Strukturen und Probleme 
der marxistisch-leninistischen Weiter¬ 
bildung an Universitäten und Hoch¬ 
schulen der DDR oder über die gesell¬ 
schaftswissenschaftliche Forschung im 
Land ... 

Die führende Rolle der Partei, der 
SED? - Das kann man nicht deklarie¬ 
ren, so Gregor Schirmer. Man kann sie 
nicht festschreiben in Parteiprogram¬ 
men oder sogar - ohne demokratische 
Debatte - in der Verfassung des Lan¬ 
des. „Führen“ kann man nur, wenn man 
sich alltäglich (!) beweist: als Vorbild in 
der Arbeit, durch immer neu errunge¬ 
ne Autorität, durch Überzeugung und 
bessere Ideen. 

Das Verhältnis von Politik(ern) 
und Gesellschaftswissenschaft(lern)? - 
Richtig und auch heute für uns überaus 
aktuell ist sein Hinweis, dass Politiker 
oft dazu neigen, „Kraft ihrer herausge¬ 
hobenen Stellung in der Gesellschaft 
alles besser wissen zu wollen,,störende’ 
wissenschaftliche Erkenntnisse nicht 
zur Kenntnis zu nehmen oder in den 
Wind zu schlagen“ (S. 312). 

Wer Konzeptionen für einen künfti¬ 
gen Sozialismus entwickeln und Künf¬ 


Am 5. Juli fand das 22. Forum des Insti¬ 
tuts für sozial-ökologische Wirtschafts¬ 
forschung (isw) im Münchner Gewerk¬ 
schaftshaus statt. Gemeinsam mit mehr 
als 80 Kolleginnen diskutierten Ulrich 
Brand, Professor für internationale 
Politik an der Universität Wien, Uwe 
Fritsch, Betriebsratsvorsitzender von 
VW Braunschweig, Sabine Leidig, ver¬ 
kehrspolitische Sprecherin der Partei 
„Die Linke“ im Bundestag, und Franz 
Garnreiter, isw-Redakteur und Volks¬ 
wirt, die Frage, ob im gegenwärtigen 
Gesellschaftssystem Wohlstand ohne 
Wachstum möglich sei. 

In seiner Einleitung ging der isw- 
Vorsitzende Conrad Schuhler auf die 
Bedeutung des Themas ein. Er hob her¬ 
vor, dass der globale Kapitalismus und 
sein Zwang zum Wachstum ein „An¬ 
griff auf das Leben selbst“ sei. 

Risiko für die Gesellschaft 

Prof. Brand, auch Mitglied der En¬ 
quete-Kommission des Deutschen 
Bundestags zu „Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität - Wege zu nachhalti¬ 
gem Wirtschaften und gesellschaftli¬ 
chem Fortschritt in der Sozialen Markt¬ 
wirtschaft“, stellte fest, Profit sei die 
zentrale Triebkraft für Unternehmen 
und dieser könne nur durch Wachstum 
sichergestellt werden. Dabei stehe die 
Ideologie des unbedingten Wirtschafts¬ 
wachstums schon seit langer Zeit in der 
Kritik, beginnend bei John Stuart Mill 
über Karl Marx bis hin zu John May- 
nard Keynes. Besonders in Krisenzei¬ 
ten komme dabei die Wachstumsde¬ 
batte immer wieder auf das Tablett der 
politischen linken Diskussion, so in den 
70er Jahren, insbesondere aber seit der 
Krise von 2008. 

Brands zentrale These: Das heuti¬ 
ge Wirtschaftswachstum sei von einem 
Stabilisator früherer Zeiten zu einem 
Destabilisator der Gesellschaft gewor¬ 
den. Die Wachstumsfixierung wird zum 
Risiko der Gesellschaft. Dies sei beson¬ 
ders bei den Finanzmärkten ersichtlich, 
deren Wachstumsfixierung ein weiteres 
Aufblähen der Spekulationsblasen er¬ 
mögliche. 


Ja, ich bin dazu bereit 

Eine Rückblende 


tiges gestalten will, darf solche Erfah¬ 
rungen nicht missachten. 

Die Niederlage des Sozialismus in 
Europa und vor allem der DDR, des 
ersten sozialistischen Staates auf deut¬ 
schem Boden, hat 1989/90 auch bei ihm 
Hoffnungen zerstört. Schirmer sieht 
seinen eigenen Anteil an den Fehlern 
seiner Partei, der SED, und der Nie¬ 
derlage. Er analysiert, verweigert sich 
dabei jeder Denunziation und macht 
sehr deutlich, wo und wofür er steht. 
Eindeutig seine Erklärung: Ich war und 
bleibe Kommunist. 

Gregor Schirmer gehört zu jenen, 
die sich bis zum heutigen Tag nicht ins 
Private zurückgezogen haben. Er blieb 
nach dem Ende der SED in der PDS 
und später der Partei „Die Linke“, wur¬ 
de Mitarbeiter und Berater von Bun¬ 
destagsabgeordneten wie Uwe-Jens 
Heuer und ist heute im Ältestenrat der 
Partei aktiv. 

★ 

Geboren wurde Gregor Schirmer am 
1. April 1932 in Nürnberg. Mutter und 
Vater waren Mitglieder der KPD. Sein 
Vater, Hermann Schirmer, war damals 
schon in ganz Nordbayern bekannt. 
Zunächst Mitglied der SPD, dann 
der USPD kam er 1924 in die KPD. 
Von den Faschisten wurde der Vater 
mehrfach ins Gefängnis bzw. ins KZ 
gesperrt; nach der Zerschlagung des 
Faschismus wurde er Betriebsratsvor- 
sitzender und als KPD-Vorsitzender 
Bayerns Abgeordneter in der bayeri¬ 
schen Verfassungsgebenden Landes¬ 
versammlung. Erneut verfolgt wurde 


der Vater nach dem KPD-Verbot. Er 
gehörte zu jenen, die dann im Lande 
die DKP mitbegründeten ... 

Gregor folgte dem Beispiel seiner 
Eltern. Mit 17 wurde er Kommunist, 
Mitglied der KPD und auch der FDJ. 
Als Organisator einer Friedenskundge¬ 
bung in Fürth unter der Losung „But¬ 
ter statt Kanonen - Mehr Lohn statt 
Divisionen“ wurde er im Oktober 1950 
verhaftet, viele Stunden vom Geheim¬ 
dienst der US-Besatzungstruppen ver¬ 
hört. Sie versuchten ihn - vergeblich - 
zu ihrem Agenten zu machen. Er ging 
in die DDR. 

In Leipzig studierte er an der Ju¬ 
ristenfakultät, wurde Parteisekretär an 
der Fakultät. Sein besonderes Interes¬ 
se galt dem Völkerrecht. Obgleich er 
immer wieder neue politische Funk¬ 
tionen übernehmen musste, schloss er 
seine Promotion und Jahre später seine 
Habilitation mit Erfolg ab. 

Die Partei - die SED - übertrug 
ihm immer neue politische Aufgaben: 
Er wurde Sekretär der Berliner Uni¬ 
versitätsparteileitung, Prorektor der 
Jenenser Universität, Stellvertreter des 
Ministers für Hoch- und Fachschulwe¬ 
sen, stellvertretender Leiter der Ab¬ 
teilung Wissenschaft des ZK der SED, 
Abgeordneter der Volkskammer der 
DDR, Mitglied des Präsidiums des Kul¬ 
turbundes der DDR. 

Obgleich er lange - und vor allem 
nach der Neukonstituierung der DKP - 
gehofft hatte, nach Nürnberg zurück¬ 
kehren zu können: Die Partei hatte 
Anforderungen, die der Kommunist 
Gregor Schirmer übernahm und zu er¬ 
füllen suchte. 


Auch in den letzten Monaten der 
DDR übernahm er Verantwortung. Am 
8. November 1989 beantwortete er die 
Anfrage von Egon Krenz, ob er bereit 
sei, die Leitung der zu bildenden Po¬ 
litbüro-Kommission für Wissenschaft 
und Bildung zu übernehmen, nach ei¬ 
ner eintägigen Bedenkzeit mit „Ja, ich 
bin dazu bereit“. 

Doch er wurde nicht lange „ge¬ 
braucht“. Er blieb aber in der SED/ 
PDS bzw. PDS. 

★ 

In seiner Darstellung gibt es natürlich 
auch Lücken. So gab es beispielsweise 
im Verlauf der 3. Hochschulreform in 
den 60er Jahren auch aus dem studenti¬ 
schen Bereich Initiativen und Vorschlä¬ 
ge. So in Jena. Aber auch von „Nach¬ 
züglern“, die wie wir erst 1969 unser 
Studium aufnahmen. 

Anderes kommt mir in den Erinne¬ 
rungen von Gregor Schirmer zu kurz 
oder sehe ich anders: Als ich die Rede 
von Michael Schumann auf dem Son¬ 
derparteitag Ende 1989 zum „Stalinis¬ 
mus“ hörte dachte ich, das ist doch aber 
nur die „Oberfläche“, das geht doch an 
den eigentlichen Problemen vorbei, re¬ 
duziert alles, was passiert ist allein auf 
„Stalinismus“ und damit werden wir 
nicht weiterkommen. Ich teile auch 
seine Sicht auf das Sozialismusprojekt 
an der Humboldt-Universität (Brie, Se- 
gert, Kand) und auf die Forschungser¬ 
gebnisse von Rolf Reißig (Akademie 
für Gesellschaftswissenschaften) nicht. 
Das ist mir zu unkritisch angesichts 
der Rolle, die beispielsweise Rolf Rei¬ 


ßig damals spielte. Zu kurz kommt mir 
der Ausschluss von alten Antifaschis¬ 
ten (der Politbüromitglieder, mit Aus¬ 
nahmen) aus der PDS. Das war ein völ¬ 
lig unwürdiger Vorgang und er hat der 
PDS sehr geschadet. Es gab dazu kei¬ 
nerlei direkte Auseinandersetzung und 
offene Diskussion mit den Betroffenen. 
Dass im Buch Fotos fehlen, stört nicht. 
Mich stört aber sehr, dass - angesichts 
der genannten Inhalte - ein Sachwort- 
verzeichnis fehlt. Nina Hager 




Gregor Schirmer 

i, ich bin 
bereit« 

Eine Rückblende 



Gregor Schirmer, Ja, ich bin dazu bereit. Eine 
Rückblende, verlag am park, Berlin 1914, 
22,99 Euro, ISBN 978-3-89793-193-0 


Wohlstand ohne Wachstum? 

Ein Bericht vom 22. isw-Forum 


Das heutige Wirtschaftswachstum 
sichere den Menschen im Vergleich 
zum Fordismus kein vergleichsweise 
„gutes“ Leben mehr: Es wird gelebt 
um zu arbeiten, statt gearbeitet um zu 
leben. Die Fixierung der Gesellschaft 
auf möglichst viel Konsum wird beför¬ 
dert, genauso wie ein anarchistischer, 
ungeplanter Produktivismus zur Her¬ 
stellung der (Konsum-) Güter. All dies 
führe zu einem massiven ökologischen 
Problem, das die Frage eines Umbaus 
der Produktions- und Lebensweise im¬ 
mer dringender mache. 

Auch die Funktion der Herrschafts¬ 
sicherung, die über die Wachstumsideo¬ 
logie in Krisenzeiten vermittelt werde, 
wurde hervorgehoben. Krisen wurden 
und werden immer auch herrschaft- 


anafysea. fakten argumenfe. 

lieh von den Mächtigen beantwortet, 
die ihre Positionen meistens absichern 
können, so Brand. Die strukturelle 
Grenze der bürgerlichen Demokratie 
bestehe dabei in der Ausklammerung 
der ökonomischen Sphäre der Gesell¬ 
schaft. Somit werde die Macht der wirt¬ 
schaftlich Starken niemals angetastet. 

Doch was folgt daraus? Was ist zu 
tun? 

Brand plädierte dafür, nicht nur den 
Kuchen der gesellschaftlichen Produk¬ 
tion anders zu verteilen, sondern schon 
früher anzusetzen und darüber zu dis¬ 
kutieren, wie in einer Post-Wachstums- 
Gesellschaft der Kuchen ganz anders, 
mit weniger Ressourcen- und Energie¬ 
einsatz, zustande kommen könnte, um 
dann über seine Verteilung zu disku¬ 
tieren. Der Weg dahin sei mit dem et¬ 
was sperrigen Begriff der sozial-ökolo¬ 
gischen Transformation am besten zu 
beschreiben. Ein zentraler Bestandteil 
dieses Weges, so stellte Brand in der 
anschließenden Diskussion fest, sei die 
Vergesellschaftung und Demokratisie¬ 
rung der Energiekonzerne. 


Wirtschaft, die wir 
loswerden müssen 

Franz Garnreiter ging in seinem Bei¬ 
trag auf unproduktive Wirtschafts¬ 
bereiche ein, die in einer sozial-öko- 
logisch transformierten Gesellschaft 
nicht mehr von Nöten sind. Damit 
sind zum Beispiel die Werbeindustrie 
oder die Ausrichtung der Produktion 
auf Wegwerfprodukte und einkalku¬ 
liertes Kaputtgehen der Konsumgüter 
gemeint („geplante Obsoleszenz“). So 
wirft die deutsche Bevölkerung im Jahr 
insgesamt ca. 1,5 Milliarden Kleidungs¬ 
stücke weg. In Großbritannien sind 80 
Prozent aller weggeworfenen Mikro- 
wellengeräte nicht kaputt oder leicht 
reparierbar. 

Auch der Repressionsapparat, das 


Militär, die Massen an Wirtschaftsprü¬ 
fern, Steuer- und Rechtsberatern sei¬ 
en ein Teil der Wirtschaft, die nur dem 
Selbsterhalt der Gesellschaft dienen. 

Er wies nach, dass bis zu 11 Prozent 
des deutschen Bruttoinlandproduktes 
des Jahres 2010 auf unproduktive Wirt¬ 
schaft zurückgehe, die dazu dient, die 
kapitalistische Maschinerie am Laufen 
zu halten, aber keinerlei produktive 
Funktion habe. 

Die grafische Darstellung von 
mehreren hunderttausenden Jobs, 
die man sich sparen könne, wurde in 
der Diskussion kritisch bewertet - 
man dürfe die Bedürfnisse der Men¬ 
schen nach sicheren Arbeitsplätzen 
nicht auf die leichte Schulter nehmen. 
Eine Lösung dieses Problems sahen 
viele Teilnehmerinnen in einer mas¬ 
siven Arbeitszeitverkürzung und ei¬ 
ner Konversion der unproduktiven 
Wirtschaftsbereiche. Auch die Frage 
ob individuelle Bedürfnisse der Men¬ 
schen allein sozial konstruiert seien 
und somit als falsches Bewusstsein 
abgetan werden dürfen, wurde in der 


Diskussion aufgegriffen und kontro¬ 
vers diskutiert. 

Lebensperspektiven 
der Kolleglnen 

Uwe Fritsch, Betriebsratsvorsitzen¬ 
der von mehr als 8 500 VW-Kolle- 
glnnen in Braunschweig und Mit¬ 
glied im Weltbetriebsrat des Auto¬ 
mobilkonzerns, wies darauf hin, dass 
er sich als Betriebsrat oftmals im 
Widerspruch zwischen gesellschaft¬ 
lichen und betrieblichen Interessen 
befinde. Als Interessenvertreter der 
Belegschaft habe auch er Interes¬ 
se am Wachstum des Konzerns, um 
somit die Beschäftigung sichern zu 
können. Gleichzeitig sei er sich aber 
bewusst, dass ein erwarteter Absatz 
von weltweit mehr als 73 Millionen 
Autos in diesem Jahr ein massives 
Hindernis bei der sozial-ökologi¬ 
schen Transformation der Gesell¬ 
schaft sei. Dabei wies er auf die Ge¬ 
fahr der Oberflächlichkeit der bishe¬ 
rigen Transformationskonzepte hin. 
Eine Infragestellung der Automobil¬ 
industrie müsse gleichzeitig Antwor¬ 
ten auf die Ängste und Lebensper¬ 
spektiven der Kolleginnen geben. 
Ohne die aktive Beteiligung der Be¬ 
legschaften und ihrer Gewerkschaf¬ 
ten würde es zu keinerlei Wandel 
kommen, so Fritsch. Die Angst vor 
sozialem Abstieg angesichts des Da¬ 
moklesschwerts Hartz IV sei zu groß, 
um momentan große Begeisterung 
für eine Konversion der Autoindus¬ 
trie hervorzurufen. 

Er verwies auf den mit der Unter¬ 
nehmensführung und dem Betriebsrat 
bei Tarifverhandlungen erkämpften 
Investitionsfonds II. Dieser beinhalte 
zwar nur ein geringes Volumen von 40 
Millionen Euro (bei einem Jahresum¬ 
satz von 200 Milliarden Euro), eröffne 
aber die Möglichkeit, die Belegschaf¬ 
ten selbstbestimmt an der Entwicklung 
von Alternativen zu beteiligen und Er¬ 
fahrungen zu sammeln, die die Arbei¬ 
terklasse auf Veränderungen vorbe¬ 
reitet und ein Produzentenbewusst¬ 
sein entwickelt. Dies sei ein Schritt in 


die richtige Richtung und ein nachah¬ 
menswertes Beispiel für andere Kon¬ 
zerne. 

Gleichzeitig betonte er die Wich¬ 
tigkeit von gesetzlichen Vorgaben und 
Vorschriften, die maßgeblich für Wan¬ 
delprozesse in der Autoindustrie seien. 
Die Unternehmen müssten zu umwelt¬ 
verträglichen Innovationen gezwungen 
und das Mitbestimmungsrecht der Be¬ 
schäftigten massiv ausgebaut werden. 
Auch Uwe Fritsch forderte als wichtigen 
Schritt eine Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich. 

Kräfte bündeln 

Sabine Leidig, Mitglied des Bundes¬ 
tags für die Partei „Die Linke“ und bis 
2009 Bundesgeschäftsführerin von at- 
tac Deutschland, gab einen Überblick 
über Akteure einer sozial-ökologischen 
Transformation. Diese sind sehr vielfäl¬ 
tig. So plädierte der Deutsche Frauen¬ 
rat für eine BedeutungsVerschiebung 
und -Zuwachs der Care-Ökonomie, also 
einer Ökonomie, die nicht in die der¬ 
zeitigen Prinzipien von Gewinnsteige¬ 
rung, Effizienz, Nutzen und Produkti¬ 
vitätsmaximierung passt. Gemeint sind 
zum Beispiel soziale Berufe, Altenpfle¬ 
ge, Behindertenbetreuung etc. Auch 
die Bewegung gegen Stuttgart 21 und 
die Anti-Fracking-Bewegung seien Ak¬ 
teure eines sozial-ökologischen Wan¬ 
dels, gerichtet gegen die rücksichtslo¬ 
se Wachstumsideologie. Für die Partei 
„Die Linke“ hob sie den Anfang die¬ 
sen Jahres veröffentlichten „Plan B - 
das rote Projekt für einen sozial-öko- 
logischen Umbau“ hervor, der auch für 
„Die Linke“ ein Fortschritt weg von 
der ausschließlichen Wachstumsorien¬ 
tierung, hin zu einer sozial und öko¬ 
logisch nachhaltigen Gesellschaft sei. 
Sie betonte, dass es in der derzeitigen 
Lage unbedingt nötig sei, fortschrittli¬ 
che und linke Kräfte zu bündeln und 
gesellschaftliche Auseinandersetzungen 
hin zu einer sozial-ökologischen Wen¬ 
de zu organisieren. Dabei sei auch die 
im September stattfindende Degrowth- 
Konferenz ein wichtiger Schritt. 

Kerem Schamberger (red. gekürzt) 
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Authentisch - oder nicht? 

einer der letzten großen DEFA-Filme über den antifaschistischen Widerstand jetzt auf DVD 



„Die Verlobte” 

Bereits zehn Jahre vor dem Ende der 
DDR war man sich zumindest bei der 
DEFA einig, daß „man” - also das Pu¬ 
blikum- die „alten Geschichten” vom 
antifaschistischen Widerstand nicht 
mehr hören und sehen wollte. Dem¬ 
entsprechend gering war die Begeis¬ 
terung, als der Schriftsteller Günther 
Rücker die Verfilmung der in den 70er 
Jahren erschienenen Romane „Das 
Haus der schweren Tore” und „Leben, 
wo gestorben wird” von Eva Lippold 
vorschlug. Sie hatte als Kurierin für die 
Reichsleitung der „Roten Hilfe” gear¬ 
beitet und anschließend die Jahre zwi¬ 
schen 1934 und 1945 wegen „Vorberei¬ 
tung zum Hochverrat” fast durchweg 
in Gefängnissen und Zuchthäusern 
verbracht. Wie aus einem, der vorlie¬ 
genden DVD beigegebenen, Interview 
von Ralf Schenk mit dem Autor her¬ 
vorgeht, konterte Rücker damals, dass 
man Frauen im Zuchthaus noch nicht 
gesehen habe. Er hatte den Büchern 
eine Reihe eindrücklicher Szenen ent¬ 
nommen- nackte, sich prügelnde Kri¬ 
minelle zwischen dampfenden Wasch¬ 
zubern, gedemütigte, kahlgeschorene 
Nonnen, eine lange Bahnfahrt quer 
durch Deutschland von einem Gefäng¬ 
nis zum nächsten- die sich ihm gerade¬ 
zu aufdrängten und optisch umgesetzt 
werden wollten. Vor allem aber, so legte 
er der DEFA dar, habe der Zuschauer 
im Kino noch keine Liebe gesehen, die 
zehn Jahre Zuchthaus überdauert und 
dieses Überdauern erst möglich macht. 
Das Argument mit der Love Story zog, 
Rücker durfte das Drehbuch schreiben 
und den Film - zusammen mit Günter 
Reisch - drehen. 

Dabei entstand einer der letzten 
„großen” DEFA-Filme über den anti¬ 
faschistischen Widerstand und seine 
Folgen. Pointierte Dialoge, eine bild¬ 
starke Kamera (Jürgen Brauer), tolle 
Schauspieler- allen voran Jutta Wa- 
chowiak, gegen die Bedenken geäu¬ 
ßert worden waren („Nicht jung genug’,’ 
„Nicht wirklich hübsch”) in der Haupt¬ 
rolle, der Rolle ihres Lebens. Neben ihr 
Regimantas Adomaitis, der litauische 
Gary Cooper, als wortkarger Held, für 
den eine Frau schon mal ein paar Jahre 
bei Wasser und Brot durchsteht. Auch 
die Nebenrollen sind mit erstklassigen 
Darstellerinnen besetzt, darunter Kä¬ 


the Reichel als Wachtmeisterin Olser, 
Inge Keller als verräterische Genossin 
und Rolf Ludwig als Gefängnisarzt; 
aber auch Katrin Saß, Karla Runkehl 
und Irma Münch hinterlassen mit kur¬ 
zen Szenen und wenigen Worten blei¬ 
benden Eindruck. 

Die gefürchtete DDR- Kritikerin 
Renate Holland-Moritz nannte den 
Film seinerzeit „ein künstlerisches Er¬ 
eignis ersten Ranges’.’ Der westdeut¬ 
sche „film-dienst” sah in ihm die „er¬ 
greifende ,Passionsgeschichte 4 einer 
schutzlosen, aber mutigen, schwachen 
und doch unbeugsamen Frau im Rä¬ 
derwerk des Strafvollzugs im Dritten 
Reich.” National wie international hat¬ 
te der Film Erfolg und errang zahlrei¬ 
che Preise. 

(Auf der nun von der Firma 
Icestorm vertriebenen DVD ist er 


übrigens aus nicht nachvollziehbaren 
Gründen um einige Minuten gekürzt 
worden. Dadurch ist eine wichtige Sze¬ 
ne nicht mehr verständlich.) 

Von der zeitgenössischen Kritik 
wurde besonders die „Authentizität” 
des Streifens gelobt. Er hat jedoch mit 
dem Leben Eva Lippolds und ihren 
beiden Romanen nur wenig zu tun. 

Wenn man schon die Frage stellen 
will: inwiefern hat Liebe dazu beigetra¬ 
gen, daß Menschen im Widerstand die 
schwere Zeit der Verfolgung Überstun¬ 
den?- fallen einem zunächst Paare wie 
Lina und Alfred Haag, Erika und Al¬ 
bert Buchmann, Lea und Hans Grun¬ 
dig oder auch Olga Benario und Luiz 
Carlos Prestes ein. Doch die Geschichte 
Eva Lippolds ist eben eine ganz andere. 
Zwar war sie „verlobt’,’ als sie 1935 ver¬ 
haftet wurde- allerdings nicht mit dem 


Mann, um dem sie 
zehn Jahres später 
trauerte, weil er 
hingerichtet wor¬ 
den war. Diese 
Liebesgeschichte 
begann wohl in 
der Haft, durch 
Briefe und Besu¬ 
che, nahm aber ei¬ 
gentlich erst 1944 
Gestalt an, als sie 
entlassen wurde. 
Nebenbei hatte 
sie noch ein Kind 
von einem Nazi, 
das sie in der Haft 
zur Adoption frei¬ 
gab. Und das Ent¬ 
scheidende- in ih¬ 
ren Romanen no¬ 
tiert sie zwar ihre 
Gedanken an den 
geliebten Mann, 
betont aber vor al¬ 
lem ihre Verbun¬ 
denheit mit der 
Widerstandsgrup¬ 
pe in Magdeburg, 
ihrem Freundes¬ 
kreis, der ihr Halt 
gab. Anders als 
Lina Haag in ih¬ 
rem Buch „Eine 
Handvoll Staub” 
fokussiert Eva 
Lippold in ihren autobiographischen 
Romanen nicht auf eine Einzelperson. 
Beide Männer, mit denen sie liiert war- 
Karl Raddatz und Hermann Danz- ge¬ 
hörten der Magdeburger Gruppe an, 
ebenso wie der Maler Hermann Bruse, 
der sie porträtierte, und das Ehepaar 
Hans und Klara Schellheimer. Her¬ 
mann Danz und Hans Schellheimer 
wurden noch kurz vor Kriegsende hin¬ 
gerichtet. 

Die damals minderjährige Adop¬ 
tivtochter Schellheimers, Evelyne, hat 
kürzlich zusammen mit ihrem Mann 
Edgar Günther eine berührende Dar¬ 
stellung dieser Widerstandsgruppe vor¬ 
gelegt, an die bis heute Straßen, Plätze 
und Schulen in Magdeburg erinnern. 

Die Überlebenskunst Eva Lip¬ 
polds, teils nachzuvollziehen durch 
ihre beiden Romane, hatte so gar 


nichts mit der naiven und zähen Treue 
eines deutschen Gretchens zu tun, die 
der Film zeigt. Sie nahm sich die Män¬ 
ner, die sie wollte oder brauchte, und 
sie arrangierte sich mit den Umstän¬ 
den, unter denen sie leben mußte, 
durch geschickte Anpassung, Clever¬ 
ness und Einfühlungsvermögen. Gera¬ 
de das- das Unerwartete, Gebrochene, 
Fragwürdige- macht ihre Geschichte 
einzigartig. Der Autor und Co-Regis- 
seur Günther Rücker hat diese rasante 
Vorlage simplifiziert, sentimentalisiert 
und verfälscht- und dabei trotzdem ei¬ 
nen bis heute sehenswerten Film ge¬ 
schaffen. Auch das vorliegende Inter¬ 
view mit dem charismatischen Mann 
fasziniert. Aus dem Gespräch mit der 
Hauptdarstellerin Jutta Wachowiak 
ist zu erfahren, dass Rücker, der ihr 
gegenüber die Politik der DDR stets 
verteidigte, nach der „Wende” als IM 
geoutet wurde. Bevor er nach langer 
Krankheit starb, hat er übrigens sei¬ 
nen gesamten schriftlichen Nachlaß 
vernichtet, darunter wohl auch Briefe 
Eva Lippolds. 

Wer sich für den Film „Die Verlob¬ 
te” interessiert, sollte sich alsbald die 
in der DDR vielfach aufgelegten und 
heute günstig antiquarisch erhältlichen 
Romane der Autorin beschaffen. 

Cristina Fischer 



Die Verlobte. (DDR 1980) RE: G. Reisch, 
G. Rücker. DVD, 106 Min., Icestorm 
Berlin,9,99 EUR. 

(Bonus: G. Rücker im Gespräch mit 
Ralf Schenk, 2000, ca. 32 Minuten; 
Gespräch mit Jutta Wachowiak, 2013, 
ca.44 Minuten) 


Über den Fluss 

Victor Grossmans Autobiografie: Kämpfer für Frieden, Gerechtigkeit und Sozialismus 


Der Titel „Crossing the River 44 knüpft 
an die Flucht des US-Soldaten Ste¬ 
phan Wechsler an, der am 12. August 
1952 bei Linz über die Donau in die 
sowjetisch besetzte Zone Österreichs 
schwamm. Später kam der Deserteur 
in die DDR, wo er, um seine Familie in 
den USA vor Repressalien zu schützen, 
sich Victor Grossman nannte. Jahrgang 
1928, war er 1942 Mitglied der Young 
Communist League geworden, 1945 in 
die KP der USA eingetreten. Bei der 
Einberufung in die US-Army hatte er 
das verschwiegen. Kommilitonen der 
Harvard University, wo er vonl 945 bis 
1949 studierte, hatten ihn, wie er spä¬ 
ter erfuhr, beim FBI denunziert. Vor 
ein Militärgericht geladen, drohten ihm 
wenigstens fünf Jahre Haft. 

Der Leser dieser spannend ge¬ 
schriebenen Autobiografie lernt das 
bewegte Leben des schon lange be¬ 
kannten vielseitigen Publizisten näher 
kennen, der von starkem Gerechtig¬ 
keitsempfinden geprägt, sich unermüd¬ 
lich für den Fortschritt der Menschen 
einsetzte, dabei seiner Heimat tief ver¬ 
bunden blieb. 

Der Sohn eines Kunsthändlers und 
einer Bibliothekarin jüdischer Abstam¬ 
mung, der in den USA zeitweise Indus¬ 
triearbeiter war, ging auch in der DDR 
zunächst zum VEB Waggonbau Baut¬ 
zen, wo er als Dreher ausgebildet wur¬ 
de. Später studierte er in Leipzig Jour¬ 
nalistik und ist wohl der einzige Absol¬ 


vent, der ein Diplom der Harvard- und 
der Karl-Marx-Universität vorweisen 
kann. Danach arbeitete er beim eng¬ 
lischsprachigen German Democratic 
Report, später bei Radio Berlin Inter¬ 
national, leitete das Paul-Robeson-Ar¬ 
chiv der Akademie der Künste, wurde 
freischaffender Journalist. 

Grossman hatte immer Sehnsucht 
nach den USA, nach der Familie, Freun¬ 
den und Bekannten, fürchtete aber die 
juristische Verfolgung. Als er die Zusi¬ 
cherung erhielt, dass seine Desertion 
nicht mehr verfolgt werde, reiste er 1994 
erstmals wieder in die USA, kehrte je¬ 
doch danach in das Gebiet der früheren 
DDR, die inzwischen von der Bundesre¬ 
publik einverleibt worden war, zurück. 

Der Autor verbrachte in der 41 Jahre 
bestehenden DDR 38 Jahre seines Le¬ 
bens und nennt sie seine zweite Heimat. 
Es ist ein ehrliches Buch, in dem Gross¬ 
man sich zur DDR mit ihren starken Sei¬ 
ten und ihren Schwächen bekennt. „Ich 
fühlte mich wohl in der DDR, habe 1955 
geheiratet. Ich konnte Journalismus stu¬ 
dieren 44 . Die Mauer war für ihn tatsäch¬ 
lich ein Schutzwall vor den Häschern der 
US-Militärjustiz. Am meisten sagte ihm, 
der nicht nur die Nazis hasste, sondern 
auch die Leute, die sie groß gemacht hat¬ 
ten, an der DDR zu, „dass diese Leute 
hier nicht mehr an der Macht waren 44 . 

Über Literatur und Theater schreibt 
er: „Meine große Liebe waren die Stü¬ 
cke von Brecht im Berliner Ensemble, 


auch Stücke im Deutschen Theater, und 
vor allem die wunderbaren Opernauf¬ 
führungen von Felsenstein in der Komi¬ 
schen Oper. Das waren unvergessliche - 
und bestimmt weltweit unübertroffene 
- Höhepunkte. Ich las auch viel, natür¬ 
lich am liebsten die eher kontroversen 
Autoren wie Kant, Strittmatter, Christa 
Wolf, Erik Neutsch, Alfred Wellm. 44 

Grossman bekennt: „Ich war nie ein 
blinder Verklärer der DDR, aber ich 
sah sie doch mit als mein Land. 44 Er zieht 
Vergleiche zum Leben im Kapitalismus 
in seiner Heimat und schreibt, dass trotz 
Verzerrung der Ideale „es niemals mög¬ 
lich war, dass eine Handvoll von Famili¬ 
en 40 und mehr Prozent des Reichtums 
besaß, während Kinder in Armut leb¬ 
ten, kein Dach über dem Kopf hatten 44 . 
Er erwähnt auch: „Nur die DDR un¬ 
terstützte Algerien, Allende, Mandelas 
ANCusw. Das war immer grundlegen¬ 
der für mich als ihre negativen Seiten. 44 
Und was es in den USA nicht gibt: „Die 
kostenlose Gesundheitsversorgung, das 
kostenlose Studium, Krippe und Kin¬ 
dergarten praktisch kostenlos, Ferienla¬ 
ger. Vor allem: Die Leute hatten keine 
Angst um ihren Arbeitsplatz. 44 

Zur Staatssicherheit der DDR, die 
er „keinesfalls schönfärben will 44 meint 
Grossman, „sie war weitaus weniger 
furchteinflößend als heute dargestellt 
wird 44 und stellt gegenüber, wie das FBI 
ihn in den USA und auch später in der 
DDR ausspähte. Jede Spende für diese 


oder jene gute Sache wurde registriert. 
Elfhundert Seiten bekam er über seine 
Anwältin zu Gesicht, dabei vieles ge¬ 
schwärzt. 

Victor Grossman lebt heute in 
Berlin und ist weiter politisch aktiv, 
hält Vorträge, schreibt für verschiede¬ 
ne Publikationen, darunter ein Kom- 
mentar-Blog über die Bundesrepublik 
Deutschland in Englisch für amerika¬ 
nische Leser, und versucht, die Erfah¬ 
rungen, an denen sein Kämpferleben 
so reich ist, in die Partei Die Linke ein¬ 
zubringen. Er bekennt: „Ich stand im¬ 
mer auf der Seite der,Kleinen 4 , der hart 
Arbeitenden, der Ausgebeuteten und 
der von jedem Krieg und jeder Krise 
am meisten Betroffenen. Ich habe ge¬ 
lernt, zu akzeptieren, dass ich nicht er¬ 
warten darf, dass jeder da unbedingt 
aktiv mitmacht, dennoch habe ich jene 
besonders geschätzt und als Brüder 
und Schwestern gesehen, die sich für 
eine bessere Welt einsetzen. 44 Leser, 
die selbst aktiv im politischen Kampf 
stehen, werden verstehen, was er über 
den Schmerz schreibt, den der Verlust 
seiner Frau Renate, die die Lasten und 
die Entbehrungen seines aufopferungs¬ 
vollen Lebens 54 Jahre mittrug, für ihn 
bedeutete. 

Grossman bleibt Optimist: „Trotz 
der Niederlage des großen Experi¬ 
ments des 20. Jahrhunderts zwischen 
Ostberlin und Wladiwostok, durch tra¬ 
gische interne Fehler wie durch eine 


äußere Übermacht, muss der Traum 
nach einer gesünderen, glücklicheren 
Welt weiterleben. 44 Und er gelobt, „Ich 
mache mit, solange ich kann 44 . 

Nicht oft habe ich ein Buch mit so 
viel Interesse und Anteilnahme gele¬ 
sen. Danke, Comrade Victor Grossman, 
für diesen Erlebnisbericht, der von dei¬ 
nem unermüdlichen Einsatz für eine 
bessere Welt erzählt, und alles Gute für 
dein weiteres Schaffen auf diesem Weg. 
Victor Grossman. Crossing the River. 

Gerhard Feldbauer 


victor grossman 
Crossing the river 



Vom Brodway zur Karl-Marx-Allee: 
Eine Autobiografie. Verlag Wiljo 
Heinen. Berlin und Blöklund, 2014. 
24,80 Euro. 
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Was ist TiSAZ 

Der geheimnisvolle Zwilling des TTIP 
zielt auf öffentliche Dienstleistungen 




smum! 

um . 


Generalangriff auf öffentliche 
Dienste für den Profit 


s sollte alles ganz geheim bleiben. 
Jahrelang. 

Auf der ersten Seite des Ver¬ 
handlungspapiers prangt ein Geheim¬ 
vermerk: „Freigabe fünf Jahre nach 
Inkrafttreten des TiSA-Abkommens 
oder, wenn kein Abkommen in Kraft 
tritt, fünf Jahre nach Abschluss der Ver¬ 
handlungen“. Außerdem stand da, das 
Dokument müsse „vor unautorisierter 
Bekanntgabe geschützt“ und deshalb 
„in einem verschlossenen oder gesi¬ 
cherten Gebäude, Raum oder Behälter 
verwahrt“ werden. 

Die Internet-Enthüllungsplattform 
„Wikileaks“ machte den Erfindern ei¬ 
nen Strich durch die Rechnung. Sie ver¬ 
öffentlichte am 19. Juni dieses Jahres 
einen Teil der geheimen Verhandlungs¬ 
unterlagen (https://wikileaks. org/tisa-fi- 
nancial/). 

Was da dokumentiert wurde, bestä¬ 
tigte, was vorher schon in einer Studie 
„TiSA contra öffentliche Dienste“ dar¬ 
gestellt worden war, die am 28. April 


2014 von der internationalen Dachor¬ 
ganisation der Dienstleistungsgewerk¬ 
schaften „Public Services International“ 
(PSI) veröffentlicht worden ist (http:// 
www. world-psi. org/sites/de fault/flies/ 
documents/research/dejisapaperji- 
nal_web.pdf). 

Um was geht es? 

TiSA ist eine Abkürzung für „Trade in 
Services Agreement“, zu deutsch „Ab¬ 
kommen über den Handel mit Dienst¬ 
leistungen“. 

Darüber verhandelt wird in einem 
selbsternannten Club von derzeit 50 
Staaten unter Federführung von USA 
und EU. 

Ziel ist die weitere „Öffnung der 
Dienstleistungsmärkte“ für private 
Dienstleistungsunternehmen und ihre 
weltweite „freie Konkurrenz“. Also eine 
umfassende weitere Liberalisierung und 
Deregulierung aller Arten von Dienst¬ 
leistungen gemäß den Dogmen der neo¬ 
liberalen Wirtschaftspolitik im Interesse 
Transnationaler Konzerne (TNK). 

Verhandelt wird über die „Anglei¬ 
chung“ bzw. Abschaffung von national¬ 
staatlichen Vorschriften, die von den 


einzelnen Staaten für die staatliche Re¬ 
gelung verschiedener Dienstleistungs¬ 
bereiche erlassen worden sind (Geneh¬ 
migungspflichten, Zulassungsvorschrif¬ 
ten, Festlegungen zum Schutz von am 
Allgemeinwohl orientierten öffentli¬ 
chen Diensten vor profitorientierten 
privaten Unternehmen u., ä.). Die glo¬ 
bal agierenden Dienstleistungskonzerne 
betrachten dies als „Handelshindernis¬ 
se“, deren Beseitigung angeblich einen 
gewaltigen Schub im Wirtschaftswachs¬ 
tum ermöglichen würde. 

TiSA ist somit ein Zwillingsbruder 
des ebenfalls geheim verhandelten Ab¬ 
kommens über die „Transatlantische 
Handels- und Investitionspartnerschaft“ 
(TTIP) zwischen den USA und der EU 
(Stichwort Chlorhühnchen und Gen- 
Mais). 

Während die TTIP alle Bereiche des 
Wirtschaftsaustauschs zwischen den 
USA und der EU einschließlich Inves¬ 
titionen betrifft, befasst sich TiSA spezi¬ 
ell nur mit „Dienstleistungen“, aber mit 


dem Ziel eines „plurilateralen“ („mehr¬ 
seitigen“) Abkommens, nicht nur zwi¬ 
schen USA und EU, sondern unter Ein¬ 
beziehung weiterer Staaten. 

Wer ist beteiligt? 

Bisher gab es sieben vor der Öffentlich¬ 
keit geheim gehaltene Verhandlungs¬ 
runden, die erste vom 27. April - 3. Mai 
2013, die letzte vom 23.-27. Juni 2014. 
Verhandlungsort ist die Botschaft Aus¬ 
traliens in Genf. 

Die Teilnehmer haben sich selbst 
mit aggressiver Dreistigkeit „really 
good friends of Services“ („wirklich 
gute Freunde von Dienstleistungen“) 
genannt. 

USA und EU führen zusammen mit 
Australien den Vorsitz in den Verhand¬ 
lungsrunden. Die EU verhandelt im Na¬ 
men und mit Mandat ihrer 28 Mitglieds¬ 
staaten. 

Außerdem sind derzeit beteiligt: 
Chile, Costa Rica, Kolumbien, Mexiko, 
Panama, Paraguay, Peru, Kanada, Island, 
Norwegen, die Schweiz, Liechtenstein, 
die Türkei, Israel, Japan, Südkorea, Pa¬ 
kistan, Taiwan, Hongkong und Neusee¬ 
land. 


Wessen Idee war TiSA? 

Zuvor hatte es Verhandlungen zu dem 
gleichen Thema im Rahmen der Welt¬ 
handelsorganisation WTO gegeben, die 
ihren Hauptsitz gleichfalls in Genf hat. 
Die waren 2011 jedoch definitiv festge¬ 
fahren, vor allem aufgrund von Wider¬ 
ständen aus Indien und anderen Ent¬ 
wicklungsländern. 


Um diese „Blockade“ aufzubrechen, 
drängten insbesondere die in der „Co- 
alition of Services Industries“ (CSI) zu¬ 
sammengeschlossenen US-Dienstleis- 
tungskonzerne auf die Fortsetzung der 
Verhandlungen außerhalb der WTO in 
einem kleineren Kreis von Willigen“. 

Zur CSI gehört die Creme der gro¬ 
ßen US-Dienstleistungskonzerne wie 
Microsoft, IBM, HP, Google, Oracle, 
JP Morgan Chase, Citigroup, AIG, Ame¬ 
rican Council of Live Insurers, UPS, 
Walmart, Walt Disney u.a.m. 

Auch die im „European Services Fo¬ 
rum“ (ESF) vereinigten europäischen 
Konzerne unterstützten das Vorhaben. 
Zum ESF gehören u.a. Unternehmen 
wie Deutsche Post, Deutsche Telekom 
und Siemens. 

Welche Bereiche sind 
von TiSA betroffen? 

Nach Abgaben aus verschiedenen 
Quellen ergibt sich folgende Über¬ 
sicht (die allerdings keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit erheben kann): 

★ Finanzdienstleistungen, Banken ein¬ 
schließlich Sparkassen, Kreditgeschäf¬ 
te, Wertpapierhandel, Lebens-, Ge- 
sundheits- und andere Versicherungen 

★ Informations- und Kommunikations¬ 
dienste einschließlich Telekommunika¬ 
tion, Telefonanbieter, Internet, e-Com- 
merce, Telemedizin, Internetspiele, e- 
learning 

★ Wasserversorgung, Abwasserentsor¬ 
gung 

★ Energiedienstleistungen (Strom, 
Gas) 

★ Gesundheitsdienste, Kliniken, Kran¬ 
kenhäuser, Pflegeanstalten, Pflege¬ 
dienste, medizinische Zentren 

★ Handelsunternehmen, Einzelhandel, 
Kaufhäuser 

★ Verkehrswesen einschließlich Eisen¬ 
bahnen und Personennahverkehr 

★ Post-, Kurier- Versand- und Auslie¬ 
ferdienste 

★ Tourismus-Dienstleistungen 

★ Seetransportdienste 

★ Lufttransportdienste 

★ Personaldienstleistungen, Arbeits¬ 
kräftevermittlungen, freiberufliche Tä¬ 
tigkeit, juristische Dienste, Anwaltskanz¬ 
leien, Tätigkeit im kulturellen Bereich 

★ Regeln für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge, staatliche Fördermittel, öf¬ 
fentliche Unternehmen 

★ Zeitweilige Einreise und Beschäfti¬ 
gung von firmenbeauftragten Arbeits¬ 
kräften. 


D ie nachfolgende Darstellung will 
an einigen Beispielen verdeutli¬ 
chen, um welche Inhalte es bei 
dem TiSA-Abkommen geht und welche 
Folgen es hätte. 

Dies bietet allerdings nur einen be¬ 
grenzten Einblick. Weitere beachtens¬ 
werte Aspekte und wirtschaftlich-so¬ 
ziale Auswirkungen können aus Platz¬ 
gründen hier nicht behandelt werden. 

Wir stützen uns bei der Darstellung 
weitgehend auf die Expertenstudie 
„TiSA contra öffentliche Dienste“, die 
vom internationalen Dachverband der 
Dienstleistungsgewerkschaften PSI 
veröffentlicht worden ist. Sie wurde 
von den kanadischen Wissenschaftlern 
Scott Sinclair , Kanadisches Zentrum 
für Politische Alternativen, und Hadri¬ 
an Mertins-Kirkwood, Institut für Poli¬ 
tische Ökonomie, Carleton University/ 
Ottawa verfasst. Ihre Lektüre im Origi¬ 
nal ist, auch wenn man vielleicht nicht 
allen Argumentationsansätzen folgen 
mag, allen Interessierten zu empfehlen. 
Es gibt sie auch in deutscher Fassung 
(siehe Internet-Adresse im obigen Ein¬ 
leitungsartikel). 

„Inländerbehandlung“ und 
„Negativlistenansatz“ 

Nach TiSA muss jeder Staat im Na¬ 
men der „Nichtdiskriminierung“ von 


„Wettbewerbern“ ausländische Fir¬ 
men gleich behandeln wie einheimi¬ 
sche Unternehmen („Inländerbehand¬ 
lung“). Das Prinzip soll automatisch 
und generell für alle Maßnahmen und 
Vorschriften (Zulassungsvorausset¬ 
zungen, Genehmigungsvorschriften, 
Qualitätsanforderungen) sowie für alle 
Sektoren des Dienstleistungsbereichs 
gelten, wenn nicht ausdrücklich Aus¬ 
nahmen festgelegt wurden. 

Das soll auch für staatliche Bei¬ 
hilfen gelten. Ausländische Konzerne 
müssten grundsätzlich die gleichen 
Subventionen bzw. „Vergünstigungen“ 
wie einheimische erhalten. Zum Bei¬ 
spiel Fördermittel für Öko-Strom u. ä. 

Das heißt, jede Art von Sondervor¬ 
schriften zur Bevorzugung und Förde¬ 
rung öffentlicher Dienste, kommuna¬ 
ler oder staatlicher Unternehmen aus 
Gründen des Gemeinwohls wäre aus¬ 
geschlossen. 

Es gilt der „Negativlistenansatz“. 
Nur wenn ein Staat beim Abschluss des 
Abkommens für bestimmte Bereiche 
ausdrücklich Ausnahmen anmeldet 
und diese in einer „Negativliste“ auf¬ 
gelistet werden, sollen die generellen 
Liberalisierungsbestimmungen dafür 
nicht gelten. Was nicht aufgeführt ist, 
fällt automatisch unter die allgemeinen 
Bestimmungen - und sei es auch nur, 
weil beim Abschluss des Abkommens 
nicht daran gedacht wurde. 

Stillstands- und die 
Ratchet-Klauseln gegen 
Rekommunalisierung 

In das TiSA-Abkommen eingefügt 
werden sollen „Stillstands-“ und „Rat¬ 
chet-Klauseln“. 

Die „Stillstandsklausel“ sieht vor, 
dass der einmal erreichte Stand der 
Liberalisierung von Dienstleistungen 


beibehalten werden muss und nicht 
wieder rückgängig gemacht werden 
kann. Die „Ratchet-Klausel“ (rat- 
chet = Sperrvorrichtung) enthält eine 
gleichartige Bestimmung für künftige 
Liberalisierungsmaßnahmen. 

Wenn die Privatisierung öffentli¬ 
cher Dienste oder Unternehmen also 
einmal beschlossen wurde, ist es zu ei¬ 
nem späteren Zeitpunkt nicht mehr 
möglich, wieder zu einem öffentlichen 
Modell zurückzukehren. Eine „Re¬ 
kommunalisierung“ von ehemals kom¬ 
munalen Einrichtungen (Stadtwerke, 
Abwasserkanäle, Kinderbetreuungs¬ 
einrichtungen usw.), wie sie in letzter 
Zeit schon von zahlreichen Kommu¬ 
nen aufgrund der schlechten Erfahrun¬ 
gen mit der Privatisierung praktiziert 
wurde, wird damit unmöglich gemacht. 

Die PSI-Studie betont dazu: „Der 
entscheidende Punkt ist dabei nicht, 
dass eine Rekommunalisierung grund¬ 
sätzlich zweckmäßig ist, sondern dass 
die Befugnisse zur Einrichtung neuer 
öffentlicher Dienste und zur Rückfüh¬ 
rung privatisierter Dienste in den öf¬ 
fentlichen Sektor grundlegende demo¬ 
kratische Freiheiten darstellen.“ 

Mit TiSA ist für die beteiligten 
Staaten also auch ein weiterer Verzicht 
auf nationale Souveränitäts- und Par¬ 
lamentsrechte verbunden. 

Vorübergehender Aufenthalt 
ausländischer Arbeitskräfte 

Nach TiSA wird es künftig grundsätz¬ 
lich erlaubt, Mitarbeiter und Führungs¬ 
kräfte eines Unternehmens in ein an¬ 
deres Land zu entsenden, um dort 
Dienstleistungen zu erbringen (z.B. 
Pflegepersonal, Bauarbeiter, Berate¬ 
rinnen, Experten, Facharbeiter). Das 
fällt unter den Begriff ^Freizügigkeit 
natürlicher Personen“. 

Offen bleibt, ob für die Tätigkeit 
der Eingesetzten die Arbeits- und So¬ 
zialgesetze sowie die Tarifverträge des 
Landes gelten, in dem der Einsatz er¬ 
folgt, oder die des Herkunftslandes. 
Das „Herkunftslandprinzip“ dürfte 
von den Konzernen gewünscht sein. 
Das heißt, die ausländischen Arbeits¬ 
kräfte könnten als Konkurrenz und 
Streikbrecher gegen einheimische Ar¬ 
beitskräfte missbraucht werden. 

Zugleich ist vorgesehen, dass die in ei¬ 
nem fremden Land eingesetzten Arbeits¬ 
kräfte nicht auf Dauer in diesem Land 
arbeiten und leben, einen Wohnsitz oder 
die Staatsangehörigkeit des Einsatzlan¬ 
des erwerben können. Nach Abschluss 
der Arbeiten oder Ablauf ihrer Aufent¬ 
haltserlaubnis müssen die Eingesetzten 
grundsätzlich in ihre Heimatländer zu¬ 
rückkehren. Dies macht sie vom guten 
Willen der „Arbeitgeber“ abhängig. 

Grenzüberschreitender 
Datenverkehr - Privatsphäre 

Bei den TiSA-Verhandlungen ging es 
auch um „neue Disziplinen“ im In¬ 
ternet, im elektronischen Handel und 
grenzübergreifenden Datenverkehr. 
Die US-Lobbyisten argumentierten, 
dass der „freie Datenaustausch“ für die 
globalen Geschäftsaktivitäten unab¬ 
dingbar sei und die Regierungen dazu 
bereits viel zu viele willkürliche und 
übertriebene Maßnahmen erlassen 
hätten. Dabei geht es natürlich in ers¬ 
ter Linie um persönliche Nutzerdaten, 
Finanzinformationen, Cloud-Compu- 
ting-Dienste u.ä. Mit anderen Worten: 
vom Schutz persönlicher Daten könnte 
nach Inkrafttreten des TiSA-Abkom¬ 
mens so gut wie keine Rede mehr sein. 


„Das geplante TiSA ist ein Angriff auf das öffentliche Interesse, da es nicht sicherstellt, dass 
ausländische Investitionen in die Dienstleistungssektoren tatsächlich zu den öffentlichen 
Zielen und nachhaltigen Volkswirtschaften beitragen. Besonderes Misstrauen hegen wir 
hinsichtlich einer weiteren Aushöhlung lebenswichtiger Dienste in den Bereichen Gesund¬ 
heitswesen und Sozialversicherung, Wasser- und Energieversorgung, Postdienste, Bildung, 
öffentlicher Personennahverkehr, Abwasserentsorgung und anderer Dienste, wenn diese 
Dienste privaten und ausländischen Konzernen überlassen werden, deren einzige Motivati¬ 
on der Gewinn ist und die nur denen zur Verfügung stehen, die Marktpreise zahlen können. 
Deshalb dürfen solche lebenswichtigen Dienste nicht Gegenstand von Verhandlungen sein, 
die hinter verschlossenen Türen und ohne Rechenschaftspflicht stattfinden“. 

(Aus einer von 350 zivilgesellschaftlichen Organisationen in aller Welt Unterzeichneten Petition 

„Unsere Welt ist nicht zu verkaufen“) 
[OWINFS-Petition, http://www.ourworldisnotforsale.org/en/signon/international-civil-society- 
sends-letter-governments-opposing-proposed-trade-services-agreement]) 



„Wer öffentliche Dienste als Handelsgüter ansieht, hat eine funda¬ 
mental falsche Vorstellung von dem, was öffentliche Dienste leisten. 

Das Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen (TiSA), das zurzeit unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit und außerhalb des WTO-Rahmens verhandelt wird, ist ein gezielter Ver¬ 
such, den Profit der reichsten Unternehmen und Länder der Welt über die Interessen der 
Menschen zu stellen, die am stärksten auf öffentliche Dienstleistungen angewiesen sind. 
Öffentliche Dienste sollen existenzwichtige soziale und wirtschaftliche Aufgaben überneh¬ 
men, zum Beispiel in der Gesundheitsversorgung und im Bildungsbereich. Sie sollen bezahl¬ 
bar und universell verfügbar sein und nach Bedarf angeboten werden ... 
Handelsabkommen fördern gezielt die Kommerzialisierung dieser Dienste und definieren 
Waren und Dienstleistungen nach ihrer Eignung, globalen Konzernen satte Gewinne in ihre 
Kassen zu spülen. Selbst die überzeugtesten Befürworter von Handelsabkommen geben zu, 
dass es in diesem gezinkten Spiel Gewinner und Verlierer gibt, die von vornherein festste¬ 
hen. Die Gewinner sind im Allgemeinen wirtschaftskräftige Länder, die ihre Machtposition 
ungehindert ausspielen können; multinationale Unternehmen, die am besten aufgestellt sind 
und die neuen Marktzugänge gewinnbringend nutzen können; und eine gut situierte Kund¬ 
schaft, die sich teure Auslandsimporte leisten kann. Die Verlierer sind meistens die Arbeit¬ 
nehmerinnen, die den Verlust ihrer Arbeitsplätze und Lohnkürzungen hinnehmen müssen, 
die Nutzerinnen öffentlicher Dienste und lokale kleine Unternehmen, die im Wettbewerb mit 
den multinationalen Unternehmen nicht bestehen können... 

(Aus der Broschüre „TiSA contra öffentliche Dienste“, 
herausgegeben von der internationalen Dienstleistungsgewerkschaft PSI) 


www » world-psi* org 


Die Internationale Dienstleistungsgewerkschaft PSI [Public 
Services International - Internationale der Öffentlichen 
Dienstleistungen - www.world-psi.org] ist der internatio¬ 
nale Dachverband von 669 Dienstleistungsgewerkschaften 
in 154 Staaten der Welt mit mehr als 20 Millionen Mitglie¬ 
dern, dem auch die deutsche Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di angehört. 
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Berliner Knalleffekt 

Der Spion muss gehen - die Spionage bleibt 



D ie „deutsch-amerikanische 
Freundschaft“ im Kalte-Kriegs- 
Modus? Berliner Morgenpost: 
„Eiszeit unter Freunden“ Bild: „Eiszeit 
in der Spionage-Affäre. Aber Berlin be¬ 
weist Handlungsstärke. Spiegel-online: 
„Rausschmiss erster Klasse“ Berliner 
Zeitung: „Merkel sieht Vertrauen be¬ 
schädigt. 

Die USA seien „verstimmt“, berich¬ 
tet uns das Handelsblatt. Einen „Wutan¬ 
fall“ habe der Vorsitzende des Geheim¬ 
dienstausschusses im Repräsentanten¬ 
haus, Mike Rogers, den „Rauswurf des 
CIA-Stationsleiters in Berlin“ genannt. 
So etwas habe man „von den Russen, 
den Iranern oder den Nordkoreanern 
erwartet“, aber doch nicht von den 
Deutschen. 

Am 9. Juni 2013 hatte sich Edward 
Snowdon in Hongkong geoutet. Spä¬ 
testens ab diesem Zeitpunkt kann nie¬ 
mand, der zumindest ein bisschen ernst 
genommen werden möchte, mehr be¬ 
haupten, er oder sie habe von nichts 
gewusst. Selbst die Kanzlerin nicht. Die 
ließ dennoch ihren damaligen Chef-Hi¬ 
wi, Kanzleramtsminister Pofalla, gerade 
einen Monat später, die NSA- Affäre für 
beendet erklären. Seither ist die Bun¬ 
desregierung, der Generalbundesan¬ 
walt oder der (CDU/SPD-dominierte) 
NSA-Untersuchungsausschuss nicht ge¬ 
rade durch atemlosen Aktionismus auf¬ 
gefallen. 

Immerhin erbrachten die Anhörun¬ 
gen, dass der Staat gegen die Totalüber¬ 
wachung durch fremde Geheimdienste 
einschreiten müsste, dass britischen 
und US-amerikanischen Diensten fast 
alles erlaubt sei und dass es nach dem 
11. September so etwas wie Privatsphä¬ 
re nicht mehr gebe. Der Whistleblower 
Thomas Drake nannte den BND ei¬ 
nen „Wurmfortsatz der NSA 4 , der mit 
den US-Diensten eng kooperiere und 
beispielweise auch Daten für den US- 
Drohnenkrieg liefere. Für Menschen, 
die 2 und 2 zusammenzählen können, ist 
das alles nicht sonderlich überraschend, 
aber nun ist es in den Akten. Und dort 
gut aufgehoben. 

Die Bundesregierung stolperte 
durch die NSA-Affäre in eine unange¬ 
nehme Zwickmühle. Einerseits wurde 
sie durch die Krise in Europa in eine 
Machtposition katapultiert, von der sie 
zuvor nicht einmal geträumt hatte. Sie 
ist die unumstrittene Führungsinstitu¬ 


tion dessen, was sich da Europäische 
Union nennt. Und hier sind die selbst¬ 
bewusst vorgetragenen, vor allem öko¬ 
nomischen Interessen längst nicht de¬ 
ckungsgleich mit denen des Großen 
Bruders jenseits des Atlantik. Wie ja 
die Ukraine-Krise eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt hat. 

Andererseits ist sie bei der Absi¬ 
cherung gesamtimperialistischer Inter¬ 
essen, wie etwa des ungehinderten und 
dumpingpreissichernden Zugriffs auf 
die globalen Energie-, Rohstoff- und 
Arbeitskraftressourcen, auf die militä¬ 
rischen und geheimdienstlichen Fähig¬ 
keiten des US-Imperialismus angewie¬ 
sen. Ohne den globalen Interventio¬ 
nismus der USA wäre der europäische 
Kolonialismus nach dem II. Weltkrieg 
längst im Orkus verschwunden. Die Be¬ 
herrschung des Eurasischen Kontinents 
ist eine Herausforderung, der sich „die 
Weltgemeinschaft“ (vulgo: das imperi¬ 
alistische Wolfsrudel) zunehmend hilf¬ 
loser gegenübersieht. Die US-Strategie 


für den Mittleren Osten steht vor einem 
Scherbenhaufen. Aufstrebende Mächte 
wie Russland, Indien und China agieren 
zunehmend selbstbewusst. Eine militä¬ 
risch-geheimdienstliche Distanzierung 


Ohne die USA wäre der 
europäische Kolonialismus längst 
im Orkus verschwunden 


zur Führungsmacht erscheint aus impe¬ 
rialistischer Perspektive zumindest pro¬ 
blematisch. 

Hinzu kommt, durch die Genesis 
der Bundesrepublik als vorgeschobenes 
US-Protektorat, eine massive physisch¬ 
strukturelle wie juristisch verankerte 
Präsenz der US-Dienste. Berlin war 
(und ist) seit 1945 ein Agentennest par 
excellence. Der Historiker Josef Fosche- 
poth hat die entsprechenden Belege er¬ 
bracht, dass die NSA in der Bundesre¬ 
publik, auch nach dem 4 plus 2-Vertrag, 


„frei schalten und walten“ könne, wie 
auch zuvor nach dem „G-10-Gesetz“, 
und dass es hierzulande faktisch „kei¬ 
ne wirksame Kontrolle der geheimen 
Dienste“ gebe. 

Darüber hinaus gibt es die techni¬ 
sche Dominanz der US IT-Industrie. 
Seit ihrer Entstehung im II. Weltkrieg 
und ihrem Durchbruch im Kalten Krieg 
ist Datenverarbeitung zu einem militä¬ 
risch-geheimdienstlichen Thema erster 
Ordnung geworden. Eine der letzten 
Stützen der bröckelnden US-Hegemo- 
nie. Die globale Totalüberwachung mit 
Hilfe der privaten Kommunikations¬ 
gesellschaften, der Kontrolle über die 
Kabel und Server ist den US-geführten 
Five Eyes (USA, GB, Australien, Ka¬ 
nada, Neuseeland) technisch kaum zu 
entreißen. 

Nachdem die Option des offensi¬ 
ven Ignorierens für die Bundesregie¬ 
rung immer unhaltbarer wurde, machte 
sich die Ökonomie bemerkbar. Was auf 
machtpolitischer Ebene nicht geht, soll 


zumindest wirtschaftspolitisch, in der 
deutschen Paradedisziplin, dem Waren¬ 
export, gelingen. Das Aushandeln ver¬ 
besserter Konkurrenzbedingungen. Es 
geht um die Durchsetzung des TTIP, von 
dem die deutsche Wirtschaft „sogar et¬ 
was mehr profitieren“ dürfte, als die US- 
amerikanische, wie die Kanzlerin nicht 
nur im „ZDF-Sommerinterview“ nicht 
müde wird zu betonen. Dafür lohnt es 
sich auch einen kleinen „Wutanfall“ zu 
inszenieren, der beim heimischen Pub¬ 
likum ein wenig Dampf aus dem Kes¬ 
sel nimmt. Das übrige besorgt die Fuß¬ 
ballweltmeisterschaft. 

Die US-Boys dürfte der Berli¬ 
ner Theaterdonner nicht sonderlich 
erschreckt haben, sie dürften davon 
(auch ohne NSA) ohnehin zuvor 
gewusst haben. Für die Erkenntnis, 
dass Frau Merkel ihnen nicht ernst¬ 
haft in die Suppe zu spucken gedenkt, 
braucht man nun wirklich nicht erst 
ihr Telefon abhören. 

Klaus Wagener 


Wer späht eigentlich wen aus? 

Andrej Hunko, MdB, zum Schengener Informationssystem SIS II 


„Die Bundesregierung bestätigt die ra¬ 
pide Zunahme der heimlichen Verfol¬ 
gung von Personen und Sachen mithilfe 
des Schengener Informationssystems. 
Das ist außerordentlich besorgniserre¬ 
gend. Trotzdem wollen die EU-Kom- 
mission und die Bundesregierung die¬ 
se verdeckten Maßnahmen ausweiten. 
Die Folge wäre eine weitere Erosion 
der Privatsphäre“, warnt der Bundes¬ 
tagsabgeordnete Andrej Hunko. 

Das Schengener Informationssys¬ 
tem SIS II bietet die Möglichkeit der 
verdeckten oder gezielten Kontrolle 
von Personen oder Fahrzeugen. Wenn 
die Verfolgten innerhalb des Schengen- 
Raums angetroffen werden, erfolgt 
eine Meldung an die ausschreibende 
Polizeidienststelle. Die Betroffenen 
erfahren davon nichts. Andrej Hunko 
weiter: 

„In den letzten fünf Jahren haben 
sich die heimlichen Fahndungen im 
Schengener Informationssystem ver¬ 
dreifacht. Besonders problematisch ist 
die Herabstufung der Eingriffsschwel¬ 
le: Während früher mehrere ,schwere 
Straftaten 4 vorliegen mussten, genügt 
für die heimliche Fahndung nun das 
Vorliegen einer einzigen ,schweren 
Straftat 4 . 

Die größte Zunahme erfolgte bei 
Ausschreibungen wegen , erheblicher 
Gefahren für die innere oder äußere 
Sicherheit des Staates 4 . Es handelt sich 


dabei um einen dehnbaren Begriff, der 
als Werkzeug gegen politischen Dissens 
missbraucht werden kann. 

Deutsche Behörden nutzen die 
Möglichkeit zur heimlichen Fahndung 
intensiv. Nun ist eine weitere Steige¬ 
rung beabsichtigt: Das SIS II soll der 
Kontrolle von Aus- und Einreisen soge¬ 
nannter feindlicher Kämpfer 4 (,foreign 
fighters 4 ) dienen. Das Bundesinnenmi¬ 
nisterium bestätigt jedoch, dass der Be¬ 
griff überhaupt nicht definiert ist. 

Die Bundesregierung muss erklä¬ 
ren, nach welchen Kriterien die über¬ 
wachten Betroffenen ins Raster gera¬ 
ten. Denn die Rechte der Betroffenen 
werden gleichzeitig heruntergefahren: 
Laut der Bundesregierung werden die 
Ausgespähten nach Beendigung einer 
heimlichen Fahndung nicht einmal da¬ 
rüber benachrichtigt. 

Ich bezweifle, dass sich Anschläge 
wie jüngst in Belgien mithilfe der di¬ 
gitalen Verfolgung verhindern lassen. 
Zweifellos ist das Phänomen religiös 
inspirierter Kämpfe und Anschläge ei¬ 
nes der wichtigsten Probleme der Ge¬ 
genwart. Sie sind aber auch die Folge 
einer verfehlten Politik europäischer 
Regierungen in Asien und Afrika: Die 
Kontinente werden weiter hochgerüs¬ 
tet, es profitieren westliche Rüstungs¬ 
unternehmen. 

Das SIS II ist nur eine der Möglich¬ 
keiten, unliebsame Reisebewegungen 


zu überwachen. Unter dem Vorwand 
der Bekämpfung des Terrorismus wird 
das EU-Passagierdatenregister wieder 
aus der Mottenkiste geholt. Auf diese 
Weise entstünde eine weitere, riesi¬ 
ge Vorratsdatenspeicherung sensibler 
Personendaten. Vor jedem Start eines 
Flugzeuges in der Europäischen Uni¬ 
on würden die Daten der Reisenden 
mit polizeilichen Datenbanken abge¬ 
glichen. Die Linksfraktion lehnt dieses 
System entschieden ab. 

Die neuen Vorschläge zur Über¬ 
wachung und Kontrolle stammen vom 
EU-Koordinator für Terrorismusbe¬ 
kämpfung, Gilles de Kerchove. Kercho- 
ve ist auch der Ideengeber für ein Maß¬ 
nahmenpaket, das Deutschland diese 
Woche mit den Innenministerien meh¬ 
rerer EU-Staaten gegen feindliche 
Kämpfer 4 beschlossen hat. Details sol¬ 
len geheim bleiben. 

Das ist keinesfalls hinnehmbar. 
Die Bundesregierung muss noch vor 
der Sommerpause zu den Überwa¬ 
chungsmaßnahmen Stellung nehmen. 
Insbesondere muss dargelegt werden, 
nach welchen Kriterien Ausreisesper¬ 
ren oder sogar Wiedereinreisesperren 
für Staatsangehörige der EU-Mitlied- 
staaten verhängt werden sollen. Das 
Bundesinnenministerium muss erklä¬ 
ren, inwiefern die Maßnahmen grund¬ 
rechtskonform sein sollen“. 
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Lesen Sie um Mittwoch, ll Juli, in jW unser Spezial: 

Acht Seiten extra zum latein¬ 
amerikanischen Staatenbündnis 

ALBA wurde als Alternative zur von den USA geplanten Freihan¬ 
delszone ALCA gegründet. Wie hat sich das Staatenbündnis, das 
die lateinamerikanische Integration auf sozialer, politischer und 
wirtschaftlicher Ebene wesentlich v 
den zehn Jahren seiner Existenz 
wirtschaftlich entwickelt? 

Ausgabe inklusive Spezial für 1,30 Euro am Kiosk erhältlich. 

www.jungewelt.de 






Kinderferienlager 
im Hunsrück 

(Nähe Idar-Oberstein) 


2.-16. August 


Preis 250,- € 

Noch freie Plätze - jetzt anmelden! 
Weitere Infos: www.rotepeperoni.de 
Kontakt: 07152-209695 • mail@rotepeperoni.de 


UZ-Dokumentation 
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64 Seiten 5,- Euro 


Imperialistischer Krieg oder 
Zusammenstoß von Schlafwandlern? 

Daniel Bratanovic 

Die Spaltung der 

internationalen Arbeiterbewegung 

Hans-Peter Brenner, DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Aloyse Bisdorff, KPL 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uli Brockmeyer, KPL 

Das kapitalistische System 
kann ohne den Krieg nicht leben 

Willi Hoffmeister, DKP 

Zur Entwicklung der Friedensbewegung 

Bert De Beider, PVDA/PTB 


Erhältlich bei: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Tel.: 0201-177 889-23 
Fax: 0201-177 889-28 
info@unsere-zeit.de 


Polen 

Ostseebad teba (100 km von Danzig) 
komf. FZ mit Bad, WC, TV, 

Parkplatz - Ü/F 15 Euro 
Tel/Fax: 004859 8662657 

www.sloneczna.interleba.pl 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung: 


Ruhe & Natur satt im Mürita- 
Nationalpark. 2 Fe Wo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzeburg- Gramm. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Inlö: www.trliiDgga.de 

Tel.: Q331/S70796 (AB) 


Am 18.7. begeht unser Genosse 

Hans Weißbrodt 

seinen 90. Geburtstag! 

Lieber Hans, Du bist schon 1946 Mitglied der 
KPD geworden und hast auch nach deren Verbot 
Deine politische Arbeit nicht unterbrochen. 
Selbstverständlich wurdest Du Mitglied der DKP 
und hast Dich immer für klassenbewusste Politik 
eingesetzt sowie aktive Solidaritätsarbeit hier 
und in Nicaragua geleistet. 

Wir gratulieren Dir ganz herzlich und wünschen 
Dir weiterhin eine stabile Gesundheit und noch 
viele Jahre der Erholung in Deinem Wohnmobil 
an der Ostsee! 


... und am 20.7. feiert unser Genosse 

Hardy 

seinen 60. Geburtstag ! 

Auch Dir unsere allerbesten Wünsche, lieber 
Hardy! Leider hat es Dich beruflich ins Ausland 
verschlagen, 

wir hätten Dich gern häufiger hier! 

Die Genossinnen 

der kreisfreien Gruppe Harburg-Land der DKP 


Anzeigen bitte immer an: 
info@unsere-zeit.de senden 


Anzeigen 
helfen 
der UZ! 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 


Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 


Fäustels 
Antiquariat 
für Bücher 
& Platten etc. 

En gros (für Gruppen, Initiativen 
usw, die ML unters Volk bringen 
wollen) und en detail (für Spezi¬ 
alisten & Sammler). Interesse? 
Mail: faeustel@buchrecycling.de 
Post: Volker Rohde, Stroofstr.15, 
53225 Bonn 
Tel/AB: 0228 - 463931 



Anzeigen 
helfen 
der UZ! 


UZ-Dokumentation 



Die Wohnungsfrage 
ist eine 
Klesscnfrogc 



64 Seiten 5,- Euro 


Überlegungungen zur Einführung 

Wolfgang Richter 

Miethaie, die Bremse Mietpreis und 
der Drache Grundrente 

Klaus Stein 

Zur Wohnungspolitik heute 

Klaus Linder 

Eingreifen und Verändern - 
Mieten begrenzen 

Siw Mammitzsch 

Diskussionsbeiträge 
Beiträge aus der UZ 


Erhältlich bei: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Tel.: 0201-177 889-23 
Fax: 0201-177 889-28 
info@unsere-zeit.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


(Witstfjof A>cintcö* 

«m 1685 flW 18M 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet. 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 Cp.P. • VP. 22,-€ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10% Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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Bewusstsein 

Ein unauflösliches Rätsel? 


★ Bewusstsein - 

ein unauflösbares Rätsel? 

Wolfgang Maiers 

★ Auf dem Wege zum 
Psychologischen Materialismus 
Wolfgang Jantzen 

★ Vom „Ego-Tunnel“ 

zur Bewusstseinsrevolution 
Michael Zander 

★ Neuromythologie - 

Die Deutungsmacht der Hirnforschung 
Burkhard Wiebel 

★ Gepflegtes Nichtwissen 

Dirk Baecker 

★ Zum Problem der Willensfreiheit 

Alfred Kosing 

Weitere Themen u. a.: 

Europawahl (Ph. Becher), Mord in Soma (M. 
Cakir), Die Linke nach ihrem Parteitag (E. 
Lieberam), Österreichische Bildungspolitik 
(R. Sellner), Montagsdemos „nicht rechts, 
nicht links“ (H.C. Stoodt), Imperialistische 
Ideologie vor dem ersten Weltkrieg (E. 
Hahn), Ostukraine - Die Logik des Auf¬ 
standes (B. Kagarlitzki), Togliatti und wir (F. 
S. Parteder), Konturen einer notwendigen 
Literaturgeschichtsschreibung (R. Bern¬ 
hardt) und viele Rezensionen 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201 -23 67 57 
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unsere zeit 


Dank an die Autoren 

Betr.: Der Vorwurf des 
„Ökonomismus“, UZ vom 4.7.2014, 

S. 10 

Mit Freude und Zustimmung habe ich 
den Beitrag von Phillip Becher und 
Jürgen Lloyd Der Vorwurf des „Öko¬ 
nomismus“ (Unsere Zeit, 4. Juli 2014) 
gelesen. Die Autoren meinen zu Recht, 
dass das Werk von Reinhard Opitz 
Antworten auf aktuelle Herausforde¬ 
rungen bietet. Sie verweisen deshalb 
auf die Problematik, angesichts der 
ungenügenden Fähigkeiten der anti¬ 
faschistischen Kräfte in Deutschland 
angemessene Antworten auf die aktu¬ 
ellen politischen Fragen zu finden. Ja! 
Allerdings orientiert ihr Text, der mich 
angeregt hat, mich mit dem Werk von 
Reinhard Opitz nachholend gründli¬ 
cher zu beschäftigen, darauf, die auf¬ 
geworfenen theoretischen Fragen der 
Marxismusentwicklung in meine ei¬ 
gene Marxismusarbeit einzubeziehen. 
Dabei denke ich vor allem auch an die 
methodologische Relevanz des Wer¬ 
kes von Opitz für heutige ökonomi¬ 
sche Forschungen. Wir leben heute im 
spätkapitalistischen Imperialismus, der 
sich immer mehr als Diktatur der Fi¬ 
nanzmärkte zeigt, die symbiotisch die 
Existenz der Menschheit in Richtung 
des weiteren Abgleitens in die Barba¬ 
rei auf die geschichtliche Tageordnung 
setzt. Mit dieser Entwicklung schlagen 
Grundeigenschaften des Kapitalismus 
ins Gegenteil um. Die Verwirklichung 
der ökonomischen Gesetze des staats¬ 
monopolistischen Imperialismus mo¬ 
difizieren sich. Deshalb ist es auch er¬ 
forderlich, die historisch-ökonomische 
Lücke zwischen Marx und heute zu 
schließen und hieraus Lehren für un¬ 
seren gegenwärtigen politisch-ökono¬ 
mischen Kampf zu ziehen. Das Werk 
von Reinhard Opitz könnte uns hier¬ 
bei helfen. Dank an die Autoren Be¬ 
cher und Lloyd. 

Ingo Wagner ; Leipzig 

Ex-Minister Niebel heuert bei 
Rüstungskonzern an 

Betr.: Artikel von Uwe Koopmann, 
UZ vom 11.7.2014, S. 5 

Ja, es ist ein Skandal, dass der ehema¬ 
lige Entwicklungsminister Niebel Waf- 
fen-Lobbyfst beim Rüstungskonzern 
Rheinmetall wird. Aber hat er damit 
die Seiten gewechselt? Nein! Es ist die 
logische Folge seiner Politik und der 
Politik der verschiedensten Bundesre¬ 
gierungen. 

Kaum war Niebel Entwicklungs¬ 
minister, machte er klar: Unsere Ent¬ 
wicklungsarbeit ist ausdrücklich auch 
interessenorientiert. Damit meinte er 
nicht die Interessen der Entwicklungs¬ 
länder, auch nicht die Interessen der 
Mehrheit unseres Volkes, sondern die 
Interessen der Konzerne insbesondere 
der Rüstungskonzerne. Nur so ist es zu 


erklären, dass er als Minister für wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung alle wichtigen Rüstungsge¬ 
schäfte bejahte und betrieb. 

Niebel saß nicht nur einfach am 
Kabinettstisch sondern war gleichzei¬ 
tig Mitglied im streng geheim tagenden 
„Bundessicherheitsrat.“ Dieser illustre 
Geheimbund beschloss Rüstungsge¬ 
schäfte, Rüstungsexporte, Waffendeals, 
Militäreinsätze in aller Welt usw. Wie 
viele Aufträge und in welchen Milli¬ 
ardensummen Rheinmetall, Heckler 
und Koch, Krauss- Maffei, Wegemann 
u.a. konkret zugeschanzt bekamen ist, 
selbst dem Bundestag nicht bekannt. 
Bekannt aber wurde, dass der „Sicher¬ 
heitsrat“ ein Rüstungsgeschäft geneh¬ 
migte in Höhe von zehn Milliarden 
Euro in zehn Jahren, an dem Rheinme¬ 
tall beteiligt ist. Am Panzer-Deal über 
den Kauf von bis zu 800 deutschen 
Panzern an Saudi-Arabien war Nie¬ 
bel ebenso beteiligt, wie am Beschluss 
zur Lieferung von über 60 „Leopard 
2“ Panzer im Wert von ca. 2 Milliarden 
Euro an Katar. Diese werden sicher¬ 
lich nicht benötigt, um dort die Hitze 
während der Fussballweltmeisterschaft 
2022 zu vertreiben. In beiden Ländern 
werden die Menschenrechte mit Füßen 
getreten. 

Als Minister war Niebel Handlan¬ 
ger, verlängerter Arm und Dienstleis¬ 
ter der Rüstungslobby. Zukünftig ist er 
selbst Rüstungslobbyist und übt wirt¬ 
schaftliche und politische Macht auf 
Regierung und Parlament aus. In ähn¬ 
licher Art und Weise handeln der ehe¬ 
malige Bundeskanzler Schröder, SPD 
(Gazprom). Gerhard Pofalla, CDU, 
Chef im Bundeskanzleramt unter der 
schwarz-gelben Koalition (Cheflobby¬ 
ist der Deutschen Bahn) die unbedingt 
das Milliardengrab Stuttgart 21 durch¬ 
peitschen will und Eckart von Klaeden 
CDU Staatsministerium im Bundes¬ 
kanzleramt (Daimler Benz) der voll 
hinter Stuttgart 21 steht. Diese perso¬ 
nifizierten Verquickungen der Politik 
mit dem großen Kapital zeigen, dass in 
unserem Lande die Staatsgewalt nicht 
vom Volke ausgeht, wie es das Grund¬ 
gesetz festschreibt, sondern von den 
wirtschaftlich Mächtigen. Sie bestim¬ 
men die Politik. 

Dieter Keller ; Fellbach 

ln vierzig Jahren zum 
achtzehnten Mal! 

Betr.: Das Pressefest 2014 

Schwierige Diskussionen im Vor¬ 
feld mit berechtigten Zweifeln an der 
Durchführbarkeit wegen fehlender 
personeller und finanzieller Ressour¬ 
cen ließen das Fest als nicht realisierbar 
erscheinen. 

Es gab die Erbsenzähler und die 
Phantasten. Letztere setzten sich durch 
und zeigten auf: „Wege entstehen beim 
Gehen!“ Unsere kleine Partei mar¬ 


schierte in die richtige Richtung und 
veranstaltete mit vielen Freunden ein 
großartiges, politisches Fest! 

Nach 2011 „jünger und marxisti¬ 
scher“, wie ein Besucher meinte. 

Das verpflichtet und fordert uns 
fürs neunzehnte UZ-Pressefest 

Peter Horchers, Sprockhövel 

Berechtigte Superlative? 

Betr.: UZ-Pressefest 2014 

In der UZ vom 11.7.2014 wird in einem 
Interview und Danksagungen das Fest 
noch einmal eingeschätzt. Auffällig sind 
die Superlative. 

Dem „Herzlichen Dank“ des Ge¬ 
nossen Dietmar Koschmieder entneh¬ 
me ich, dass er auf den vorherigen 17 
UZ-Pressefesten nicht anwesend war, 
sonst wüsste er, dass sie politisch, mar¬ 
xistisch und sogar jung waren. Und 
was meint er mit „das Fest 2014 war 
marxistischer“? Lässt sich das wirklich 
steigern: marxistisch, marxistischer, am 
marxistischsten? 

Aber das passt ins Bild, alles muss 
größer sein. Es gibt keine Zahl von 
Besucherinnen. Doch auch ohne dies 
stellt Wera Richter fest „Es ist schnell 
gesagt, dieses Mal waren es mehr Be¬ 
sucherinnen ....“, und hat es damit 
einfach mal schnell gesagt. Auch Pa- 
trik Köbele stellt fest, dass „die Be¬ 
sucherzahl am Freitag höher und am 
Sonnabend mindestens genauso“ wie 
2011 waren - natürlich auch, ohne es 
mit Zahlen zu belegen, will diese spä¬ 
ter dann „an Umsatzzahlen und ähn¬ 
lichem ablesen“. Es geht hier also um 
„gefühlte Größe“. Und dabei kann es 
Vorkommen, dass vermeintlich kleine 
politische Dinge einfach vergessen 
werden. Das z. B. auf diesem großen 
Fest der Linken (ich meide die Stei¬ 
gerungsform bewusst) dem Verein 
marxistische linke - in dem u. a. Mit¬ 
glieder der DKP sind - ein Stand auf 
dem Pressefest durch Parteivorstands¬ 
beschluss verboten wurde, ist nur we¬ 
nigen bekannt. Diese Ausgrenzung 
stellt jedoch zumindest die politische 
Aussage vom „größten Volksfest der 
Linken“ infrage. 

Bettina Jürgensen, Kiel 

Kein Kommentar? 

Betr.: EL-Vorstandstagung, 

UZ vom 13.6.2014, S. 

(...) Günter Pohl, Internationaler Se¬ 
kretär des Parteivorstandes der DKP, 
hat in seinem Artikel zur Vorstands¬ 
tagung der Europäischen Linkspartei 
durch seine Wortwahl und wertende 
Darstellung so manches „Fragwürdi¬ 
ge“ benannt. Völlig ohne jede Erklä¬ 
rung und Kommentierung steht dann 
die Information, dass „die Kommunis¬ 
tische Partei Griechenlands ihren Aus¬ 
tritt aus der gemeinsamen Fraktion der 
Linken in der EU“ erklärt hat. Gemeint 
ist die Fraktion der „Vereinten Europä¬ 


ischen Linken - Nordisch Grün Links“ 
(GUE-NGL). Dies ist ja keine Neben¬ 
sächlichkeit. 

Die KKE hat in einer ausführlichen 
Erklärung des ZK diesen Schritt als 
politische Konsequenz begründet. Die 
Fraktion der GUE-NGL wird der Un¬ 
terstützung der Politik der EU beschul¬ 
digt und diffamiert. („.. .die Europaab¬ 
geordneten der KKE [werden keinen] 
politischen Fraktionen angehören, de¬ 
ren Hauptlinie die Beschönigung und 
die Unterstützung der EU ist.“ Erklä¬ 
rung des ZK) 

Das Sekretariat der DKP hatte nun 
vor der EU-Wahl einen Aufruf euro¬ 
päischer Linksparteien unterschrieben, 
in dem es heißt: „Wir verstehen unsere 
Fraktion als konföderativen Raum der 
Zusammenarbeit mit eigener Identität, 
zwischen kommunistischen, Arbeiter-, 
fortschrittlichen, linken und grünen 


Kräften, welche das gemeinsame Ziel 
verfolgen, den Kämpfen der Arbei¬ 
ter und Völker im Europaparlament 
eine Stimme zu verleihen, eine alter¬ 
native Politik im Gegensatz zu derje¬ 
nigen von rechten und sozialdemokra¬ 
tischen Kräften zu verfechten, vorzu¬ 
schlagen und zu verteidigen und dem 
Kampf für einen anderen Kurs in Euro¬ 
pa Ausdruck und Inhalt zu verleihen.“ 
Der Widerspruch zur KKE-Position ist 
unübersehbar. (...) 

Rainer Dörrenbecher, 
Neunkirchen, Saarland 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


MO ★ 21. JULI 


Köln: „DKP und UZ stärken“, Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP-Köln-Kalk. Naturfreun¬ 
dehaus, Kapellenstraße 9a, 19.00 Uhr. 


Dl ★ 22. JULI 


Osnabrück: “Ihr seid Träumer sagte der 
Traum”, Lesung mit Manfred Jansen. Veran¬ 
staltung von MASCH und Rosa Luxemburg 
Club Osnabrück. Lagerhalle Osnabrück, 
Raum 204,19.00 Uhr. 


Ml ★ 23. JULI 


Wuppertal: „Erinnerungen an das tolle UZ- 
Pressefest“ , Foto-Rückblick der DKP. Marx- 
Engels-Zentrum, Gathe 55,19.00 Uhr. 


Röthenbach/Pegnitz: Mohammed Abboud 
(Libanon) spricht über die Verhältnisse im 
Nahen Osten. Versammlung der DKP Nürn¬ 
berger Land. „Floraheim“, 19.00 Uhr. 

Bremen: Mitgliederversammlung der DKP 
Bremen. Haverkamp 8,19.30 Uhr. 


FR ★ 25. JULI 


München: „So feiern die Roten!“ Film über 
das 18. Pressefest der UZ. Veranstalter: Be¬ 
triebsaktiv der DKP München. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,18.30 Uhr. 


SA ★ 26. JULI 


Nürnberg: Jahreshauptversammlung der 
DKP. R0Z, Reichstraße 8,12.30 Uhr. 


Veranstaltungen zur Kuba-Solidarität 


FR ★ 18. JULI 


München: „Fiesta Moncada“ .Wir feiern wie 
auf Kuba den 61. Jahrestag des Sturms auf 
die Moncada-Kaserne. Mit Informationen so¬ 
wie kubanischer Musik, Essen, Cocktails! Ku¬ 
banische Live-Musik: salsa bruja - aktuelle 
Infos und Dokumentarfilme. Gewerkschafts¬ 
haus Schwanthaler Straße 64,18.00 Uhr. 


Ml ★ 24. JULI 


Göttingen: „Was Neues in Kuba?“ Referen¬ 
tin, Gladys Ayllön, Europaverantwortliche 
des ICAP (Institut für Völkerfreundschaft). 
Hotel Berliner Hof, Weender Landstraße 43, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 26. JULI 


Berlin: „Fiesta de Solidaridad“, Kubaparty 
mit heißer Musik, linken Talks, revolutionä¬ 
rem Rum und großer Tombola. Zum Jahres¬ 
tag des Sturms auf die Moncada-Kaserne 
laden Kuba-Solidaritätsbewegung und die 
Botschaft der Republik Kuba ein zur traditi¬ 
onellen Fiesta de Solidaridad. Parkaue Lich¬ 
tenberg, 14.00 Uhr bis 22.00 Uhr. 


Nürnberg: „Fiesta Moncada“ .Auch in Nürn¬ 
berg feiern wir gemeinsam und lassen uns 
von Kuba inspirieren. Villa Leon, Philipp-Kör- 
ber-Weg 1,18.00 Uhr. 


DO ★ 7. AUG 


Stuttgart: „Die geheimnisvolle Geschich¬ 
te der Havana.“ Waldheim Gisburg, Obere 
Neue Halde 1,19.30 Uhr. 


SA ★ 16. AUG 


Bonn: „Fiesta Moncada.“ Das Kulturpro¬ 
gramm wird bestritten von den Musikgruppen 
Habana Open und Vaiven Cubano sowie der 
Solosängerin Mirtha Junco Wamburg. Bot¬ 
schaft der Republik Kuba, Außenstelle, Ken¬ 
nedy-Allee 22-24,15.00 Uhr bis 20.00 Uhr. 

Ausstellung in Bremen 

Vom 16. bis 31. Juli ist in Bremen die Aus¬ 
stellung: „Wie ich gelebt habe, so werde 
ich sterben“ zu sehen. Die Exponate sind 
15 Aquarelle des kubanischen Künstlers - 
einer der Cuban5 - Antonio Guerrero. Neue 
Vahr, Berliner Freiheit 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Neulich in Berlin 



An der Fanmeile - sowjetisches Ehrenmal im Tiergarten 


Meine progressive Woche 

Vom 5. bis 11. Juli 


Dienstag 

Nun heißt es, die Situation sei „viel 
schlimmer, als man dachte“ heim ange¬ 
schlagenen Kaufhauskonzern Karstadt. 
Wer hat da was gedacht? 

Eva-Lotte Sjöstedt, die nach ein paar 
Monaten als Vorstands-Chefin hinge¬ 
worfen hat, obwohl sie weiß, dass das ein 
katastrophales Signal ist, das die 17 000 
Arbeitsplätze noch weiter gefährdet? 

Nicolas Berggruen, der als neuer Ei¬ 
gentümer dem Vernehmen nach keinen 
Cent neu investiert hat, sondern die vor¬ 
handenen Ressourcen von Karstadt ge¬ 
nutzt hat, um sein Privatvermögen wei¬ 
ter zu mehren? Indem er z.B. die Filet¬ 
stücke versilbert hat. 

Jetzt heißt es, eine Insolvenz sei un¬ 
ausweichlich. Gewerkschaften und Mit¬ 
arbeiter sollen weiter eingeschüchtert 
und erpresst werden. Dieses Spiel ist alt 
und hässlich. Und es war von Anfang 
an so gedacht - zumindest von Sjöstedt, 
Berggruen und Konsorten. Damit wäre 
die Eingangsfrage beantwortet. 

Es bleibt die Frage, wie ist einem sol¬ 
chen Spiel zu begegnen. Darauf kann 
die Antwort nur heißen, mit entschlos¬ 
senem Arbeitskampf von Anfang an - 
Streik, Solidarität, keinerlei Zustim¬ 
mung zu Entlassungen. Das ist auch 
alt, aber wirksam. Nur so lässt sich der 


Strategie der Berggruens erfolgreich be¬ 
gegnen. 

Mittwoch 

„Verklag mich doch“ sagt US-Präsi- 
dent Obama zu John Boehner, dem 
Sprecher der Republikanischen Partei. 
Dieser will sogenannte Präsidiale Ver¬ 
fügungen „executive Orders“ vom US- 
Verfassungsgericht verbieten lassen. Da¬ 
mit setzt Obama (ab und an auch eine 
vernünftige) Politik gegen die Blockade 
der Republikaner in Kongress und Se¬ 
nat durch - Stichwort Mindestlohn. 
Trotzdem weist die Auseinandersetzung 
vor allem darauf hin, dass die US-De- 
mokratie keineswegs einwandfrei funk¬ 
tioniert - falls sie das je getan hat. Exe¬ 
cutive order das klingt ähnlich wie „ Not¬ 
verordnung“ - Brüning und wer folgte, 
lassen grüßen. 

Donnerstag 

Trotz sinkender Konzerngewinne wur¬ 
den die Chefs der Dax-Konzerne für 
das vergangene Geschäftsjahr üppig 
entlohnt. Es gab eine ordentliche Ge¬ 
haltserhöhung. Das ist das Ergebnis 
einer jährlichen Studie der Deutschen 
Schutzvereinigung für Wertpapierbe¬ 
sitz (DSW). Die Topmanager verdien¬ 
ten im Schnitt 53-mal so viel wie ein 


normaler Angestellter. Schlimm genug. 
Und die DSW kritisiert das auch. Da¬ 
hinter steckt jedoch die „ Sorge “ der Akti¬ 
enbesitzer, dass ihre Büttel (anderes sind 
die Vorstände letztlich nicht) zuviel von 
ihrem Profit abknabbern. 

Das wahre Missverhältnis liegt aller¬ 
dings nicht im zigfachen Verdienst der 
Vorstände, sondern in der ihnen über¬ 
tragenen Aufgabe für die Profitmaxi¬ 
mierung der Konzerne tausende von Ar¬ 
beitsplätzen und mehr zu vernichten.Da¬ 
für wird ihnen das Gewissen abgekauft. 
Die DSW hat aber sicher recht, dass die 
meisten der „Industriekapitäne“ ihr Ge¬ 
wissen auch für deutlich weniger Geld 
an der Garderobe abgeben würden. 

Dort hinge es dann neben dem der 
DSW-Vertreter - der Einfachheit halber. 

Freitag 

An dieser Stelle wird gern über die Bahn 
AG und ihre Versuche, Verkehr jeder Art 
zu be- bzw. verhindern, geschimpft. 

Es geht aber noch deutlich schlimmer. 
Heute vermutet die Süddeutsche Zei¬ 
tung, dass mindestens sieben Arbei¬ 
ter bei Oberleitungsarbeiten gestorben 
sind, weil der Bahnvorstand sich über 
Sicherheitsbedenken hinwegsetzte. Der 
Bahnkonzern spart halt Geld und Zeit - 
Lebenszeit. Adi Reiher 


Rassismus und Homophobie 

Vorfälle bei der Fußball-Weltmeisterschaft 2014 


D as FARE-Netzwerk (Football 
Against Racism in Europe) hat 
Vorfälle von Diskriminierung 
in den Stadien bei der FIFA-Fussball- 
Weltmeisterschaft 2014 gesammelt. Wir 
dokumentieren einen Teil dieser Vor¬ 
fälle (s. Kasten) und Auszüge einer Er¬ 
klärung: 

„Es ist eine traurige Tatsache, dass 
der Fußball als Sport von weltwei¬ 
tem Interesse für ausdrückliche Dis¬ 
kriminierung und fortgesetzte Aus¬ 
grenzung benutzt werden kann. Vor 
diesem Hintergrund bemerkten wir 
mehrere Vorfälle, bei denen Gäste¬ 
fans insbesondere ihre eigenen Vor¬ 
urteile, Haltungen und eine Weise der 
Unterstützung des Fußballs zum Aus¬ 
druck brachten, die wir als Akte der 
Diskriminierung und Hassverbrechen 
bezeichnen würden. 

Es gab keinen spezifischen Mecha¬ 
nismus, um Vorfälle zu beobachten und 
Daten zu erheben durch die FIFA bei 
dieser WM. Das FARE-Netzwerk be¬ 
trieb kein Beobachternetz in den Sta¬ 
dien und es gab auch keine anderen 
Überwachungssysteme. Falls es das 
gegeben hätte, glauben wir, dass ein 
größeres Verständnis für die Natur der 
Vorfälle und ein genaueres Bild ent¬ 
standen wären. 

Unsere Berichte kamen aus ver¬ 
schiedenen Quellen, was Unterstüt¬ 
zer, Expertengruppen von NGO‘s 
und Medien beinhaltete. Seltsamer¬ 
weise erhielten wir auch Informati¬ 
onen über Fan Message-Boards und 
Websites aus Europa, wo das Zeigen 
rechtsradikaler Fahnen und individu- 


Insbesondere ist der Aufstieg der 
europäischen rechtsextremen Gruppen 
im Fußball ein Trend, der bereits in den 
vergangenen zwei Spielzeiten gut do¬ 
kumentiert wurde. 

Wir wissen auch von der weiten 
Verbreitung der Homophobie im Fuß¬ 
ball in Lateinamerika. Dies ist schon 
für eine Reihe von Jahren ein Teil des 
Sports, aber zunehmend unzeitgemäß 
und sollte dringend gelöst werden. 

Wir machen eine Reihe von kurzen 
Empfehlungen für zukünftige interna¬ 
tionale Fußballturniere. 

★ Training von Spieltags-Offiziellen 

Es ist zwingend notwendig, dass alle 
Offiziellen mit einer signifikanten Rol¬ 
le im Spielbetrieb geschult werden, um 
über die Möglichkeit von Diskriminie¬ 
rungen in den Stadien und zu ergrei¬ 
fende Maßnahmen in ihrem Verant¬ 
wortungsbereich informiert zu sein. 
Das gilt besonders für Sicherheitsoffi¬ 
ziere, Match Kommissare und Schieds¬ 
richter, aber es gibt auch anderes FIFA- 
Betriebspersonal,das eine solche Schu¬ 
lung erhalten sollte. 

★ Schulung der Mitglieder von Diszi- 
plinarkommissionen 

Sanktionen scheinen manchmal 
nicht konsequent angewendet werden, 
und die Disziplinarverfahren scheinen 
oft unterschiedlich ausgelegt zu wer¬ 
den. Es gibt Vorfälle, die in der WM- 
Qualifikation bestraft werden, aber 
ähnliche Vorfälle, die sich während 
des Turniers ereignen, werden nicht 
verfolgt. 

★ Alle internationalen Turniere sollten 
unabhängige Beobachter haben 



eile Handlungen von Rassismus gefei¬ 
ert wurden. 

Die Anzahl der Vorfälle, die wir auf¬ 
geführt haben, ist relativ klein, aber si¬ 
gnifikant in Bezug auf die Botschaften 
des Hasses, den sie projizieren, und als 
Warnzeichen für zukünftige Turniere in 
Lateinamerika und Europa. 


Aus unserer Sicht kann es keine 
Kenntnis für die wahre Zahl von Zwi¬ 
schenfällen geben, außer es gibt offizi¬ 
elle Beobachter, deren Aufgabe es ist, 
diese Vorfälle dem Spielbetriebsper¬ 
sonal und den Disziplinarausschüssen 
zur Kenntnis zu bringen, damit diese 
handeln. 


Chronik 

(Auszüge der FARE-Dokumentation über die WM-Vorrunde) 


12. Juni 2014 - Brasilien gegen Kroatien 

Kroatische Fans zeigten eine rechtsextreme Fahne mit einem faschis¬ 
tischen Gruß des Ustascha-Regime aus dem Zweiten Weltkrieg. Eine 
ähnliche Fahne wurde bei touristischen Attraktionen rund um Rio de 
Janeiro gesehen z.B. bei der berühmten Escadaria-Selaron-Treppe. 

13. Juni 2014 - Mexiko gegen Kamerun 

Mexikanische Fans skandierten das Wort „Puto“ (Strichjunge) im ho¬ 
mophoben Sinn jedes Mal, wenn der gegnerische Torwart abstieß. 

13. Juni 2014 - Spanien gegen Niederlande 

Es gab Berichte, dass Spaniens Stürmer Diego Costa Objekt homo¬ 
phober Beschimpfungen durch Brasilianer wurde. Neben anderen 
Formen der Beschimpfung wurde er immer wieder als „maricon“ 
(Schwuler) bezeichnet. 

16. Juni 2014 - Deutschland gegen Portugal 

Ein Deutschland-Fan zeigte eine Reichskriegsflagge, als Kriegsflagge 
des Deutschen Reiches zwischen 1867-1921 eingesetzt. Die Flagge 
ist in vielen Ländern Deutschlands verboten (das gilt leider nur für die 
Reichskriegsflagge ab 1933, in der das Hakenkreuz verwendet wur¬ 
de, d. Übers.) und wird oft durch rechtsextreme Gruppen verwendet. 

17. Juni 2014 - Russland gegen Südkorea 

Ein Banner mit Neo-Nazi-Symbolen wurde von einer Gruppe russi¬ 
scher Fans offen gezeigt. Das Banner zeigte einen SS-Totenkopf und 
ein keltisches Kreuz auf einer Flagge des russischen Kaiserreiches 
zusammen mit dem Dynamo-Moskau-Logo. 

19. Juni 2014 - Kolumbien gegen Elfenbeinküste 

Ein Mann, der Kolumbien-Fan zu sein scheint, wurde fotografiert in einem 
Priesterkostüm, das deutlich sichtbar mit Hakenkreuzen dekoriert war. 


Fare übermittelte Einzelheiten des Vorfalls an die FIFA-Disziplinar- 
kommission. 

20. Juni 2014 - Schweiz gegen Frankreich 

Zwei Anhänger von Frankreich erscheinen im Stadion verkleidet als, 
was man als „schwarze Dienstmädchen“ bezeichnen kann und tra¬ 
gen schwarzes Make-up. 

21. Juni 2014 - Deutschland gegen Ghana 

In der 53. Minute erschien auf dem Spielfeld ein Flitzer, der spä¬ 
ter als Lubomir Leszek identifiziert wurde. Auf seiner Brust und 
dem Rücken standen Botschaften geschrieben. Diese bestan¬ 
den in mehreren Neo-Nazi-Symbolen, insbesondere „HH“ (eine 
Abkürzung von „Heil Hitler“), SS als Runen gestaltet, wie von 
Nazi-Truppen im Zweiten Weltkrieg verwendet, und ,CC‘ ver¬ 
wendet von den Neo-Nazis für „Concentration Camp“ (Konzen¬ 
trationslager). 

Mehrere deutsche Fans erschienen im Stadion mit ihren schwarz ge¬ 
schminkten Gesichtern und trugen T-Shirts mit der Aufschrift „Gha¬ 
na“. 

Belgien 

Ein einzelner Fan von Belgien wurde in einem Stadion mit einem 
schwarz lackierten Gesicht fotografiert. 

26. Juni 2014 - Algerien gegen Russland 

Ein Banner mit einem keltischen Kreuz, von rechtsextremen Grup¬ 
pen weltweit verwendet, um „weiße Vorherrschaft“ zu bezeich¬ 
nen, wurde von russischen Fans im Stadion gezeigt. Das kelti¬ 
sche Kreuz ist eines der am weitesten verbreiteten rassistischen 
Symbole. 


★ Zusammenarbeit mit Fan-Gruppen 
bei Fällen der Diskriminierung 

Fans sind beides, Täter von Akten 
der Diskriminierung im Fußball und 
die Träger der von Antidiskriminie¬ 
rungsbotschaften und -aktionen. Es 
ist wichtig, dass irgendeine Art von 
Dialog während der Turniere mit den 
Fan-Gruppen besteht, die Nachrich¬ 
ten verbreiten, Täter isolieren und den 
Gruppendruck als Disziplinierungs¬ 
maßnahme nutzen können. 

★ Verständnis für mögliche Zwischen¬ 
fälle erhöhen 

FIFA, Fußballverbände und loka¬ 
le Organisationskomitees, die für Ver¬ 
anstaltungen verantwortlich sind, soll¬ 
ten die verschiedenen Ereignisse, die 
auftreten können, verstehen und sich 
durch besseres Verständnis darauf vor¬ 
bereiten. 

Die Analyse der zuvor aufge¬ 
zeichneten diskriminierenden Vorfäl¬ 
le könnte helfen, Wiederholungen bei 
Turnieren zu verhindern. Nationale 
Ebene NGO Expertengruppen sind 
oft zur Verfügung, um Informationen 
zu bekommen.“ 


Der rote Kanal 


Lügen und Geheimnisse, GB/F1996 

Die Farbige Hortense ist 27 Jahre alt 
und ist eine gut bezahlte Optikerin. 
Sie wurde als Kind von ihrer Pflege¬ 
mutter adoptiert. Als diese stirbt, fasst 
Hortense den Entschluss, ihre leibli¬ 
che Mutter ausfindig zu machen. Die¬ 
se ist die weiße Proletarierin Cynthia. 
Mit Anfang vierzig lebt sie vereinsamt 
und unverheiratet in dem herunter¬ 
gekommenen Reihenhaus ihrer ver¬ 
storbenen Eltern am Stadtrand von 
London. 

Einer der besten Filme von Mike 
Leigh, dem Chronisten des britischen 
Kapitalismus. 

Mo., 2i. 7., 1.55-4.15 Uhr, arte 

Arbeitsmarkt - das Märchen 
vom Fachkräftemangel, D 2014 

„Ingenieursmangel! Ärztemangel! Zu 
wenig IT-Spezialisten!“ und „Wenn 
wir nicht gegensteuern, geht es berg¬ 
ab mit Deutschland.“ Das sind alltäg¬ 
liche Schlagzeilen, mit denen Politik 
gemacht wird. „Der Arbeitsmarkt¬ 


report“ deckt die Hintergründe des 
seit Jahrzehnten beklagten Fachkräf¬ 
temangels auf. Tatsächlich lenkt der 
lautstarke Hilferuf bewusst ab von 
gewichtigen Problemen: Lohndum¬ 
ping und Arbeitslosigkeit. Akteure 
in diesem Spiel sind Lobbyverbän¬ 
de der Wirtschaft, die zusammen mit 
den Politikern und der Bundesagen¬ 
tur für Arbeit den Arbeitskräftemarkt 
in Deutschland gestalten. 

So kündigt das Erste die Dokumen¬ 
tation an. Schaun wer mal. 

Mo., 21.7., 22.45-23.30 Uhr, ard 

Zeitbombe Steuerflucht, F 2014 

Gerade erst mit dem Geld der Steu¬ 
erzahler gerettet, erarbeiten die Ban¬ 
ken neue Strategien, um ihren reichen 
Kunden die Steuerhinterziehung zu 
ermöglichen. Die Entlarvung von 
Steuerflüchtlingen wie Amazon und 
Total macht begreiflich, wie die tiefen 
Löcher in Europas Staatskassen ent¬ 
stehen konnten. 

Di., 22.7., 20.15-21.50 Uhr, arte 














